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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich heiße Sie herzlich 
willkommen zu unserer heutigen, der 33. Sitzung 
des Landtages von Nordrhein-Westfalen. Mein 
Gruß gilt auch unseren Gästen auf der Zuschauer-
tribüne sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Medien. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, meine Damen 
und Herren, ich begrüße an dieser Stelle parlamen-
tarische Gäste auf unserer Besuchertribüne und 
freue mich, eine Delegation der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen des Bayerischen Landtages begrü-
ßen zu können. 

(Allgemeiner Beifall) 

Sie sind unter Leitung ihrer Fraktionsvorsitzenden 
Margarete Bause und Dr. Martin Runge zu politi-
schen Gesprächen in Nordrhein-Westfalen. Im Na-
men des Landtages wünsche ich Ihnen eine anre-
gende Zeit bei uns am Rhein.  

Mit unserem Präsidium habe ich vor Kurzem Ihr 
Parlament besucht und dort unter anderem den 
Einsatz von mobilen Computern im Plenum gese-
hen und diskutiert. Wir werden gleich nach der Os-
terpause im Ältestenrat für unseren Landtag den 
Einsatz solcher Geräte in Nordrhein-Westfalen re-
geln. 

Ihr Besuch führt die traditionell guten, freundschaft-
lichen Beziehungen zwischen Bayern und Nord-
rhein-Westfalen auf der parlamentarischen Ebene 
fort. Unser Parlamentsgebäude hat keine so lange 
Geschichte wie das historische Landtagsgebäude in 
Bayern. Aber ich bin sicher, Sie werden den Cha-
rakter und den Charme unseres Hauses erleben 
und schätzen. 

Ich danke Ihnen für Ihren Besuch, wünsche Ihnen 
gute Beratungen und dass Sie sich in Nordrhein-
Westfalen wohlfühlen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte ich noch 
einen Hinweis geben: Die Fraktionen haben sich 
darauf verständigt, die Beratung des Tagesord-
nungspunktes 4, Antrag der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/1691 „Bei der Verteilung der Bun-
desmittel an den Kosten für Bildung und Teilhabe 
die Anzahl der berechtigten Kinder berücksichtigen“, 
auf die Plenarsitzung im Mai zu verschieben. – 
Dagegen ergibt sich kein Widerspruch. Dann ist so 
beschlossen.  

Wir treten nunmehr in die Beratung der heutigen 
Tagesordnung ein.  

Tagesordnungspunkt 

1 Verbleib der Brennelementekugeln aus Jülich 
klären – Landesregierung muss Verwirrspiel 
beenden!  

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 15/1689 

Ich eröffne die Beratung und gebe das Wort Herrn 
Dr. Papke, dem Fraktionsvorsitzenden der FDP. 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir debattieren heute erstmals 
im Plenum des Landtags über einen Sachverhalt, 
der sich in den letzten Tagen zu einem handfesten 
Regierungsskandal der rot-grünen Landesregierung 
entwickelt hat. 

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Sah es zunächst so aus, als gehe es um ein an sich 
schon peinliches Abstimmungs- und Kommunikati-
onschaos zwischen einzelnen Ressorts der Regie-
rung, so ist inzwischen klar: 

Erstens. Die Landesregierung hat gezielt den Ein-
druck erweckt, gefährlicher Atommüll aus dem For-
schungszentrum Jülich sei verschwunden und 
mutmaßlich in der Asse gelandet. 

Zweitens. Die Landesregierung hat eine Verunsi-
cherungskampagne inszeniert, um die Sorgen der 
Menschen über das Reaktorunglück in Fukushima 
zu nutzen und die Anti-AKW-Stimmung weiter an-
zuheizen. 

Drittens. Die Landesregierung hat vorliegende und – 
wie wir inzwischen wissen – problemlos verfügbare 
Sachinformationen ignoriert und damit gezielt mani-
puliert. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Viertens. Die Landesregierung hat ohne jede 
Scham das schlimme Unglück des japanischen Vol-
kes für eine miese Angstkampagne missbraucht. 

(Lebhafter Beifall von der FDP und von der 
CDU) 

Das ist zutiefst empörend. Wir erwarten in dieser 
Plenarsitzung eine förmliche Entschuldigung der 
Landesregierung für diese miese Angstkampagne, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP und von der CDU – Wi-
derspruch von der SPD) 

Sie, Frau Ministerin Schulze, haben darüber hinaus 
dem Parlament die Unwahrheit gesagt. Es ist be-
merkenswert, in welcher Dreistigkeit! 

Sie haben gestern in der gemeinsamen Sitzung von 
Wissenschafts- und Wirtschaftsausschuss ausge-
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führt – das lässt sich in Ihrem Sprechzettel nachle-
sen – ich zitiere –: 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie waren doch 
kaum da! Sie waren doch erst pünktlich zu 
den Pressestatements da!) 

„Es wurde zu keinem Zeitpunkt behauptet, es 
seien 2.285 Brennelementekugeln abhandenge-
kommen.“  

So Ihre schriftliche Aussage von gestern! – Frau 
Ministerin Schulze, Sie haben schon in Ihrer Antwort 
auf die Kleine Anfrage, aber auch in Ihrer Presseer-
klärung am 4. April 2011 ausdrücklich gesagt – ich 
zitiere Sie wiederum –: 

„Aktuell besteht Unsicherheit über den Verbleib 
eines Teils der Kugeln.“ 

Ich zitiere Sie weiter: 

„Über die dann noch verbleibenden 2.285 
Brennelementekugeln können von hier aus … 
keine abschließenden Aussagen getroffen wer-
den.“ 

Es ist falsch, was Sie gestern in der gemeinsamen 
Sitzung von Wirtschafts- und Wissenschaftsaus-
schuss gesagt haben. 

(Beifall von der FDP und von der CDU)  

Sie haben so getan, als wäre Atommüll abhanden-
gekommen. Leugnen Sie es jetzt nicht, Frau Minis-
terin!  

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Aber seit gestern, meine Damen und Herren, hat 
das Verhalten der Wissenschaftsministerin noch ei-
ne ganz andere Dimension bekommen. Ich zitiere 
hier – mit Erlaubnis des Präsidenten – das, was Jo-
hannes Nitschmann heute in den „Aachener Nach-
richten“ schreibt; andere Zeitungen haben das ähn-
lich recherchiert.  

„Die Sprecherin des FZ Jülich … bestätigte ges-
tern gegenüber unserer Zeitung, dass sich For-
schungszentrum und das Wissenschaftsministe-
rium am 10. März 2011 nach umfänglichem Fax-
verkehr auf eine Antwortversion für die Anfrage 
des Abgeordneten Markert verständigt hätten. In 
dieser Antwortversion sei der Sachverhalt richtig 
dargestellt worden, dass über den Verbleib 
sämtlicher Brennelementekugeln ein lückenloser 
Nachweis vorhanden sei. Am 22. März habe das 
FZ Jülich dann eine abschließende und versen-
dete Antwort der Landesregierung auf die Anfra-
ge erhalten. In dieser habe es gegenüber der 
Version vom 10. März überraschend erhebliche 
Abweichungen gegeben. Erstmals seien dort 
Mutmaßungen über das Verbringen von Jülicher 
Brennelementekugeln in die Asse angestellt 
worden. Tatsächlich aber sei das FZ vom Wis-
senschaftsministerium mit solchen Spekulatio-
nen nie konfrontiert worden. Auch die Formulie-

rung, dass über den Verbleib von 2.285 Reak-
torkugeln keine abschließende Auskunft gege-
ben werden könne, sei gegenüber dem Entwurf 
völlig neu gewesen.“ 

Frau Ministerin Schulze, wenn sich das bestätigt, 
werden Sie zurücktreten müssen! 

(Lebhafter Beifall von der FDP und von der 
CDU) 

Wer Regierungsmacht missbraucht, um eine mani-
pulative Angstkampagne zu fahren, kann nicht Mit-
glied dieser Landesregierung sein!  

(Lebhafter Beifall von der FDP und von der 
CDU – Widerspruch von der SPD) 

Deshalb erwarten wir, dass Sie zu diesem Vorgang 
hier gleich Stellung beziehen. Ist es richtig, was die 
„Aachener Nachrichten“ schreiben? Wenn das rich-
tig ist – und Sie werden dem heute nicht auswei-
chen können –, müssen Sie Ihren Hut nehmen, 
Frau Ministerin, ohne Wenn und Aber!  

(Beifall von der FDP und von der CDU – Rai-
ner Schmeltzer [SPD]: Die hat gar keinen 
Hut!) 

Und wir werden uns darüber hinaus auch noch mit 
dem Verhalten der Atomaufsicht befassen müssen. 
Da gibt es ja auch noch den Wirtschaftsminister. 
Der ist Leiter der Atomaufsicht. Und der behauptet, 
er habe von dem gesamten Vorgang, von der Klei-
nen Anfrage überhaupt keine Kenntnis bekommen: 
er nicht, sein Ministerbüro nicht, der Staatssekretär 
nicht, eigentlich niemand. Dabei liegt uns doch eine 
schriftliche Vorlage des zuständigen Referatsleiters 
vor, adressiert an Herrn Minister Voigtsberger. Es 
heißt dort weiter: Herr Minister Voigtsberger wird um 
Billigung der vorgeschlagenen Vorgehensweise ge-
beten. Dem anliegenden Antwortentwurf des Wis-
senschaftsministeriums soll zugestimmt werden.  

Herr Minister Voigtsberger, von Ihnen möchten wir 
heute wissen: Hat Sie dieser Vorgang tatsächlich 
nie erreicht? Oder hat man informell mit Ihnen ab-
gesprochen, dass es vielleicht besser wäre, dass 
Sie dieser Vorgang offiziell nicht erreicht? 

Wenn Sie als zuständige Atomaufsicht hier darle-
gen müssen, dass Sie mit dem Vorgang nicht be-
fasst waren, dann sind Sie Ihrer Aufgabe nicht ge-
wachsen, Herr Minister.  

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Auch damit werden wir uns heute auseinanderset-
zen müssen.  

Ich darf zum Schluss den Kollegen Markert zitieren. 
Es ist interessant, sich noch einmal angucken, wie 
diese Empörungsmaschinerie mit der Vorabmel-
dung des „Spiegel“  

(Britta Altenkamp [SPD]: Von Empörungs-
maschinerie spricht genau der Richtige! – 
Weitere Zurufe von der SPD) 
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am 3. und 4. April angelaufen ist. Ich zitiere sehr 
gerne den Kollegen Markert aus seiner Presseerklä-
rung vom 3. April. Die Überschrift lautet:  

„Skandalöser Vorgang verlangt lückenlose Auf-
klärung.“  

In der Tat, Herr Kollege Markert, da sind wir ganz 
bei Ihnen.  

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Wir sind sehr gespannt auf das, was die Regierung 
uns heute sagen wird. – Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Anhaltender Beifall von der FDP und von der 
CDU) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Dr. Papke. – Für die Fraktion der CDU spricht der 
Abgeordnete Wüst.  

Hendrik Wüst (CDU): Verehrter Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Not der 
Regierung muss groß sein – aber offensichtlich 
auch die der Fraktionen; denn gleich kommt Herr 
Schultheis, Ihre intellektuelle Speerspitze.  

Im Ausschuss wurde gestern geschwurbelt, was 
das Zeug hält:  

(Zuruf von der LINKEN: Bitte, was?) 

historische Abhandlungen, fast zurück bis zu den 
Römischen Verträgen. Im Sport würde man das 
„Zeitspiel“ nennen. Dieses peinliche Manöver hatte 
nur einen Sinn, nämlich die sehr berechtigten, sehr 
ernsthaften Fragen von den Ministern möglichst weit 
wegzuhalten.  

Sie konnten mit diesen peinlichen Tricks nicht ver-
hindern, dass die entscheidenden Punkte heute 
glasklar auf dem Tisch liegen: Am Mittwoch, dem 
9. März, wurde der Entwurf einer Antwort auf die 
Anfrage des Kollegen Markert an das Forschungs-
zentrum Jülich zur Abstimmung geschickt. Bis zum 
Nachmittag des Donnerstag, 10. März, wurde ge-
meinsam an den Formulierungen gearbeitet.  

Das Ergebnis der Abstimmung zwischen dem Wis-
senschaftsministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen und dem Kernforschungszentrum Jülich 
war ein einvernehmlicher Entwurf mit einer vollstän-
digen und richtigen Darstellung über die Lagerung 
des kompletten Bestandes radioaktiven Materials in 
Jülich. Damit wäre die Frage des Kollegen Markert 
sauber beantwortet gewesen. 

Aber in diesen Tagen – das vergisst man aus dem 
heutigen Blickwinkel vielleicht zu schnell – gab es 
ein Thema in der Landespolitik, das uns alle ge-
meinsam und auch die politischen Beobachter elek-
trisiert hat: Neuwahlen. Es gab die Haushaltsklat-
sche vor dem Landesverfassungsgericht. Eine 

selbstbewusste Opposition forderte Konsequenzen. 
Und für die CDU war klar: Bei Neuwahlen fordert 
Bundesumweltminister Dr. Norbert Röttgen die Mi-
nisterpräsidentin heraus. 

(Zuruf von Ministerin Sylvia Löhrmann – 
Rainer Schmeltzer [SPD]: Das war der hu-
moristische Teil!) 

An dem Wochenende hatte die CDU einen erfolg-
reichen Parteitag. Und Sie waren offensichtlich ge-
nauso wie jetzt, Frau Löhrmann, nervös, denn es 
war kräftig Sand im Getriebe. – Das ist das zeitliche 
Umfeld der jetzt in Rede stehenden Vorkommnisse. 

Am Freitag, 11. März, passierte dann die Katastro-
phe in Japan: Tausende Tote, Hunderttausende 
ohne Obdach und die beginnende atomare Kata-
strophe in Fukushima. An dem folgenden Wochen-
ende, 12. und 13. März, wurden die Nachrichten 
über die atomare Katastrophe fast stündlich 
schlimmer. Irgendwann zu Beginn der neuen Wo-
che – Montag oder Dienstag – ist dann in Ihrem 
Hause etwas passiert, Frau Schulze. Denn am 
Dienstag, dem 15. März, erreichte das Wirtschafts-
ministerium zur Abstimmung ein Antwortentwurf, der 
mit den korrekten Darstellungen aus der Vorwoche 
nichts mehr zu tun hatte. Im Gegenteil: Von dem 
Moment an wurden die Aussagen irreführend und 
falsch. 

In den Tagen zwischen dem 10. und dem 15. März 
dieses Jahres hat irgendjemand das Richtige be-
wusst in etwas Falsches verwandelt. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Auf dieser Grundlage wurde mit dem Thema dann 
auch Kampagne gemacht. Am 3. April zitiert dpa 
Herrn Remmel, der Vorgang sei alarmierend, und 
es werde munter über hoch radioaktiven Atommüll 
in der Asse spekuliert. – Frau Schulze postet am 
4. April sogar in ihrem persönlichen Facebook-Profil 
zu dem Vorgang – und das, obwohl sie es hätte 
besser wissen können und besser wissen müssen.  

Denn noch bevor Sie, Frau Ministerin Schulze, am 
Montag, dem 4. April, nach Hannover zur Messe 
gefahren sind, hat das Forschungszentrum Jülich 
Sie vorab über eine Pressemitteilung informiert. Ich 
zitiere aus dieser Pressemitteilung aus Jülich vom 
4. April: 

„Der Gesamtbestand des in Jülich eingelagerten 
Kernbrennstoffs inklusive der zerbrochenen und 
einzementierten Kugeln ist bis auf das Milli-
gramm genau dokumentiert.“ 

Trotzdem, obwohl Sie das schon vorab wussten, 
gaben Sie am Rande des Besuchs der Hannover 
Messe eine Pressemitteilung heraus. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Unglaublich!) 

Ich zitiere auch aus dieser Pressemitteilung des 
Wissenschaftsministeriums vom 4. April: „Aktuell 
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besteht Unsicherheit über den Verbleib eines Teils 
der Kugeln.“ 

(Dietmar Brockes [FDP]: Unglaublich! Un-
fassbar!) 

In wörtlicher Rede, Frau Ministerin, sprechen Sie 
von Hinweisen, dass Material liege in der Asse. 

Diese Hinweise gab es nicht! Alles, was in Nieder-
sachsen dazu von der dortigen Landesregierung als 
Zulieferung für den Untersuchungsausschuss ge-
schrieben ist, alles, was der Parlamentarische 
Staatssekretär Rachel dazu Herrn Krischer schreibt 
und ihm unlängst noch mündlich im Bundestag ant-
wortet, gibt nicht den geringsten Anlass für die Ver-
mutung, in Jülich sei der Bestand unklar oder in der 
Asse sei hoch radioaktives Material aus Jülich ge-
landet. 

Jetzt auf Rachel zu verweisen ist eine reine Schutz-
behauptung und nicht mehr. 

(Beifall von der CDU und von der FDP – Rai-
ner Schmeltzer [SPD]: Quatsch! Das sind 
Fakten!) 

Es gab, verehrte Kolleginnen und Kollegen, in den 
60er- und 70er-Jahren Einlagerungen aus Jülich in 
der Asse – offiziell genehmigt, klar dokumentiert –: 
schwach- und mittelstark strahlendes Material, da-
runter zwei Fässer mit Kugeln. Dabei handelt es 
sich um mittel radioaktive Abfälle, nicht – wie Herr 
Remmel am 3. April spekuliert – um hoch radioakti-
ve Abfälle. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Auch unwahr!) 

All das war der Landesregierung, die die Atomauf-
sicht führt, immer bekannt und ist unlängst im Bun-
destag noch einmal klipp und klar erklärt worden. 
Die Atomaufsicht der Landesregierung bekommt 
genauso wie Euratom monatlich einen Bericht über 
den Kernbrennstoffbestand in Jülich. Über diese 
Bestandsmeldung hat es zwischen dem Kernfor-
schungszentrum und der Landesregierung bisher 
kein einziges Mal Dissens gegeben. Euratom 
kommt mehrmals jährlich zu Kontrollen nach Jülich 
und bestätigt mit stetiger Regelmäßigkeit die Kor-
rektheit der Angaben. Es war zu jedem Zeitpunkt 
klar, was da Sache ist. 

Aber nach Fukushima und vor möglichen Neuwah-
len wollten Sie das alles nicht wissen. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Sie wollten die Atompolitik der Bundesregierung und 
den Bundesumweltminister und CDU-
Landesvorsitzenden Norbert Röttgen persönlich 
diskreditieren. 

(Beifall von der CDU und von der FDP – Zu-
ruf von Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Genau das ist zwischen dem 10. März und dem 
15. März dieses Jahres bei Ihnen im Ministerium 
passiert, Frau Schulze. 

Ein Wort zur Atomaufsicht. Die Regierung sagt, der 
Verbleib möglicherweise hoch radioaktiven Materi-
als sei unklar. Herr Markert spricht von einer 
„schmutzigen Bombe“. – Heute können wir alle das 
einigermaßen entspannt diskutieren. Aber stellen 
wir uns mal gemeinsam vor, an diesen Spekulatio-
nen sei irgendetwas dran gewesen, 

(Armin Laschet [CDU]: So ist es!) 

es wäre wirklich hoch radioaktives Material nicht da, 
wo es hingehört – und im für die Atomaufsicht zu-
ständigen Wirtschaftsministerium wird eine solche 
Befürchtung vom Abteilungsleiter abgezeichnet und 
nicht dem Minister vorgelegt. 

(Beifall von der CDU und von der FDP – Zu-
ruf von Armin Laschet [CDU]) 

Der Minister wusste davon nicht! 

Jeder Mensch in Nordrhein-Westfalen erwartet, 
dass die zuständige Atomaufsicht weiß, was los ist. 
Sie wusste es nicht. 

(Beifall von der CDU und von der FDP)  

Es wurden wilde Befürchtungen in die Welt gesetzt.  

Herr Minister, Sie sind dafür da, dafür zu sorgen, 
dass die Menschen keine Angst haben. Das Gegen-
teil ist passiert: Sie haben den Menschen Angst 
gemacht.  

(Zuruf von der SPD) 

Dass Sie gestern Veränderungen angekündigt ha-
ben ist richtig, aber auch bitter nötig. 

Ein Wort zur Staatskanzlei. Hätte die Staatskanzlei 
die Kleine Anfrage richtig zugewiesen, nämlich an 
die Atomaufsicht – also das Wirtschaftsministerium 
–, hätte mit einem einfachen Blick in die monatlich 
aktualisierten Akten in zehn Minuten klar sein kön-
nen, dass kein Milligramm radioaktiven Materials 
verschwunden ist. Aber mit der Zuweisung an das 
Wissenschaftsressort nahm das Verhängnis seinen 
Lauf. Warum diese Zuweisung falsch erfolgt ist, will 
ich nicht spekulieren. Am Ende ist aber sogar die 
verheerende Antwort aus der Staatskanzlei mitge-
zeichnet worden.  

Heute steht fest: Alle Informationen waren zu jeder 
Zeit da. Aber Sie wollten sie nicht sehen.  

(Beifall von der FDP) 

Sie wollten die Menschen verunsichern. Und der 
Verdacht liegt nahe, dass Sie auf dem Rücken der 
Opfer in Japan genau das mit dem Ziel gemacht 
haben, Norbert Röttgen zu diskreditieren.  

(Zuruf von der SPD: Das macht er schon sel-
ber!) 

Das ist pietätlos, verantwortungslos und skrupellos, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
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(Beifall von der CDU und von der FDP – Zu-
rufe von der SPD und von den GRÜNEN) 

Eine solche Ministerin schadet dem Ansehen unse-
res Landes. Setzen Sie dem ein Ende! – Vielen 
Dank. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und von 
der FDP) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Wüst. – Für die SPD-Fraktion spricht 
der Abgeordnete Schultheis. 

Karl Schultheis (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Zwei kurze Vorbemerkungen. Herr Dr. 
Papke, ich hatte gestern in der gemeinsamen Son-
dersitzung den Eindruck, dass Sie nicht sonderlich 
an Informationen interessiert waren. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Arndt Klocke [GRÜNE]: Genau!) 

Vor Beendigung der Sitzung sind Sie zu den Mikro-
fonen geeilt. Das ist Ihnen wichtig. 

(Zuruf von der FDP) 

Ihnen geht es nicht um Ängste der Bevölkerung, 
Ihnen geht es in der Tat darum, die Landesregie-
rung zu diskreditieren. Das ist Ihr Motiv, nichts an-
deres. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Zurufe von der CDU und von der FDP) 

– Herzlichen Dank. 

Dem ehemaligen Generalsekretär der CDU muss 
ich sagen, dass seine Fantasie, was Verschwö-
rungstheorien angeht, nur aus eigener Erfahrung 
stammen kann. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Die in der Staatskanzlei bekanntgewordenen Ver-
schwörungen und auch das, was da in der Partei-
zentrale der CDU war, haben dazu geführt, dass die 
Regierung Rüttgers abgewählt worden ist. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Zurufe von der CDU und von der FDP) 

Aber, meine Damen und Herren, schon gestern 
nach der gemeinsamen Ausschusssitzung habe ich 
mich wirklich gefragt – und ich habe bis heute Mor-
gen überlegt, ob ich es auch sagen darf –, was das 
eigentlich für eine unehrliche, verlogene Debatte ist, 
die hier geführt wird. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Zurufe von der CDU und von der FDP) 

Als wenn es bei der Beantwortung dieser Kleinen 
Anfrage nicht um eine ganz normale redaktionelle 
und inhaltliche Abstimmung gegangen wäre! Und 

wer Regierungshandeln kennt – Sie haben es ja 
fünf Jahre praktiziert –, weiß, wie Abstimmungsver-
fahren bei Kleinen Anfragen ablaufen. Im Vergleich 
zu Ihren Antworten, die meistens mit Ja, Nein, Ja 
endeten, hat die Landesregierung hier vernünftig 
geantwortet.  

(Ralf Witzel [FDP]: Lächerlich! – Weitere Zu-
rufe von der CDU und von der FDP) 

Weil Sie hier als Vermutung unterstellen, dass die 
Ereignisse in Fukushima womöglich Einfluss auf die 
Beantwortung gehabt hätten: Als Bürger würde ich 
erwarten, dass dieses einschneidende Ereignis Ein-
fluss auf die Beantwortung solcher Kleinen Anfra-
gen nimmt.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Ralf Witzel [FDP]: Das ist doch absurd! – 
Fortgesetzt Zurufe von der CDU und von der 
FDP) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen, ich bitte Sie sehr herzlich, dazu 
beizutragen, dass der Redner seine Ausführungen 
fortsetzen kann. 

Karl Schultheis (SPD): Herr Präsident, ich kann es 
auch eine Runde lauter, wenn es sein muss. Aber 
ich glaube, dass diese Reaktion zeigt, wohin die 
Reise hier geht und was Ihre wahre Absicht ist, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Ich frage Sie ernstlich, Herr Witzel: Wäre die Auffüh-
rung einer inszenierten Energiewende von Frau Dr. 
Merkel ohne Fukushima denkbar gewesen? Oder 
wäre die Ankündigung unseres ehemaligen Kolle-
gen Christian Lindner „Wir haben verstanden“ ohne 
Fukushima denkbar gewesen? Bei der Tragweite 
der Ereignisse in Japan ist das nicht mehr als folge-
richtig und zwingend.  

Allerdings unterscheidet uns hierbei, dass Ihre An-
kündigung, wie von Anfang an vermutet, nur takti-
schen Winkelzügen vor den Landtagswahlen in Ba-
den-Württemberg und Rheinland-Pfalz geschuldet 
waren und nicht der Einsicht, dass eine Energie-
wende zwingend erforderlich ist, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Zurufe von der CDU und von der FDP)  

Wir Sozialdemokraten stehen für die Umsetzung 
der Energiewende – und nicht erst seit Tschernobyl 
und auch nicht erst seit Fukushima. 

(Ralf Witzel [FDP]: Das Thema ist doch nicht 
die Energiewende! – Gegenruf von Günter 
Garbrecht [SPD]: Seid doch mal ruhig! – 
Weitere Zurufe von der CDU und von der 
FDP) 
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Meine Damen und Herren, Kern des Kommunikati-
onsproblems, das uns jetzt sein Mitte März beschäf-
tigt ist, dass Kollege Markert in seiner Kleinen An-
frage nach der Anzahl von Brennelementekugeln 
gefragt hat, die im Forschungszentrum Jülich gela-
gert sind. Er hat darauf eine Antwort erhalten, die 
sich auf die Anzahl von Brennelementekugeln be-
zieht. Das ist nur logisch: Wenn ich eine solche 
Frage stelle, kann ich auch nur eine solche Antwort 
erhalten.  

(Ralf Witzel [FDP]: Eine falsche!) 

Das Problem dabei ist allerdings, dass auf der 
Grundlage der Anzahl von Kugeln weder in der 
Vergangenheit noch heute der Restverbleib einer 
Anzahl von Kugeln festgestellt werden kann.  

(Zuruf von der FDP) 

– Wenn Sie das können, Herr Dr. Papke, dann jong-
lieren Sie mal mit den Kugeln, die nicht nachgewie-
sen werden können. Es ist nur über den Nachweis 
der Menge nuklearen Materials am Standort des 
Forschungszentrums Jülich möglich. Wenn Sie ges-
tern den beiden Ministern zugehört hätten, wüssten 
Sie, das ist festgestellt worden und bis auf das letz-
te Milligramm dokumentiert. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Er war doch nicht 
da, Herr Papke! – Zurufe von der CDU) 

Es ist aber nicht anhand der Kugeln dokumentiert.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

– Doch, die Antwort ist in Bezug auf Brennelemen-
tekugeln absolut korrekt. Es ist sehr vorsichtig for-
muliert worden, dass eine endgültige Feststellung 
nicht möglich ist. Die ist auch nicht möglich. Die 
können auch Sie nicht liefern. Aber die Grundlage 
der Berechnung der Menge des nuklearen Materials 
ist nach den Richtlinien von Euratom erfolgt und bis 
auf das letzte Milligramm möglich.  

(Zurufe von der CDU und von der FDP) 

Die Berichte von Frau Ministerin Schulze und Herrn 
Minister Voigtsberger in der gestrigen gemeinsa-
men Sondersitzung des Wissenschafts- und des 
Wirtschaftsausschusses, die Ihnen vorliegen, haben 
dies schlüssig dargelegt. Das gilt auch für die Zeit-
abläufe. 

(Zuruf von der FDP: Dann ist ja alles in Ord-
nung!) 

– Ist es auch. 

Am 22. März ist die endgültige Fassung der Kleinen 
Anfrage nochmals an das BMWF und nochmals an 
das Forschungszentrum Jülich gegangen. Erst am 
28. März ist die Antwort auf die Kleine Anfrage an 
den Landtag vermittelt worden. Es gab also seitens 
des BMWF und seitens des Forschungszentrums 
Jülich ausreichend Zeit, sich noch einmal zu diesem 
Text zu äußern. Das ist nicht erfolgt.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

– Nein, das ist nicht falsch. Schauen Sie noch ein-
mal genau in das Protokoll der gestrigen Sitzung. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie haben doch 
das Protokoll nicht gelesen! Es ist alles ge-
sagt worden!) 

Genauso ist das gewesen. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Das Stichwort „Asse“ ist vom Parlamentarischen 
Staatssekretär Rachel in die Diskussion gebracht 
worden. Die heutigen Meldungen, wonach eine ent-
sprechende Radioaktivität in Asse festgestellt wor-
den ist, sollten uns sehr nachdenklich machen. Hät-
te es keine Kleine Anfrage eines Kollegen gegeben, 
hätten Sie sich einen Kehricht für die Fragen des 
Verbleibs und der Verbringung atomaren Materials 
interessiert und darum gekümmert. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Was wir jetzt vorfinden, straft all diejenigen Lügen, 
die behaupten und behauptet haben – dazu gehö-
ren insbesondere Sie –, dass die Lagerung radioak-
tiven Materials bzw. Abfalls über Jahrtausende hin-
weg sicher und ohne Kommunikationsdefizite orga-
nisiert werden kann. Das vorliegende Jülicher Bei-
spiel zeigt leider zu gut, dass schon wenige Jahr-
zehnte reichen, um Informationsdefizite entstehen 
zu lassen. 

(Armin Laschet [CDU]: Es gibt doch keine 
Informationsdefizite! – Weitere Zurufe von 
der CDU) 

Das ist aus meiner Sicht das Ergebnis dessen, was 
wir hier diskutieren. Das sollte uns gemeinsam 
nachdenklich machen. – Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Zurufe von der CDU) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Schultheis. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Abgeordneter 
Markert. 

(Ralf Witzel [FDP]: Jetzt kommt der Chef-
aufklärer! – Zurufe von der CDU – Unruhe) 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Herr Präsi-
dent! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Zu 
Beginn meiner Ausführungen möchte ich noch ein-
mal den Anlass für die Kleine Anfrage vom 
24. Februar 2011 in Erinnerung rufen.  

Im Zusammenhang mit den von der Bundesregie-
rung, also von Herrn Röttgen und Frau Schavan, 
sowie dem Forschungszentrum in Jülich befürworte-
ten 152 Atomtransporten von Jülich nach Ahaus, 
die wir gegen die Stimmen von CDU und FDP aus-
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drücklich abgelehnt hatten, war uns aufgefallen, 
dass die von Jülich genannten Zahlen von 300.000 
Brennelementekugeln in 152 Castorbehältern nicht 
stimmen konnten. 

Wir haben uns vom Bundesamt für Strahlenschutz 
ausdrücklich noch einmal bestätigen lassen, dass in 
jeden Castorbehälter maximal 1.900 Kugeln pas-
sen. Selbst ein Jurist, der eigentlich nicht rechnen 
kann, kann diese einfache Rechenoperation durch-
führen. Diese einfache Rechenoperation ergab die 
Differenz von 11.200 Brennelementekugeln. Dieses 
offensichtliche Missverhältnis war der Anlass für die 
Kleine Anfrage. Die Erwartung: eine laxe Run-
dungspraxis bei den Verantwortlichen in Jülich. – 
Dies allein wäre angesichts des in Rede stehenden 
Materials schon unverantwortlich. 

(Zuruf von der CDU: Skandal!) 

Die Information, dass der Verbleib von 2.285 
Brennelementekugeln abschließend nicht geklärt 
werden könne, stammt vom Parlamentarischen 
Staatssekretär von Frau Dr. Schavan, also von ei-
nem Ihrer Parteifreunde. Dass diese Kugeln mög-
licherweise gar in der Asse schwimmen würden, 
war in der Tat eine alarmierenden Nachricht. 

(Hendrik Wüst [CDU]: Das hat er nicht ge-
sagt! – Zuruf von der CDU: Das stimmt 
nicht!) 

– Lesen Sie doch einfach in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Oliver Krischer 
nach. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Tun Sie in Ihrer Empörungsmaschinerie doch nicht 
immer so. 

(Zuruf von der CDU) 

Inzwischen wird darauf hingewiesen, dass die hohe 
Zahl des Kugelbruchs die exakte Ermittlung der 
vorhandenen Brennelementekugeln erheblich er-
schwere. Der Kugelbruch ist übrigens das Argument 
gegen die Hochtemperatur-Kugelhaufenreaktortech-
nologie, besser wohl die „Zu-Hochtemperatur-Ku-
gelbruchreaktortechnologie“. Übrigens war dieses 
Problem ebenso wie die Verschleierung anderer 
technischer Probleme und atomarer Unfälle im For-
schungszentrum wie dem aus dem Jahre 1978, auf 
den wir nachher noch zurückkommen, spätestens 
seit 2008 durch den sogenannten Moormann-
Report bekannt. Konsequenz der damaligen Ver-
antwortlichen auf Bundes- und Landesebene: Fehl-
anzeige. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Ich frage Sie: Wer war 2008 eigentlich Bundesfor-
schungsministerin? – Frau Dr. Schavan! Wer war 
2008 eigentlich Landeswissenschaftsminister? – 
Herr Prof. Dr. Pinkwart! Wer ist heute immer noch 
Bundesforschungsministerin und für den 90%igen 
Eigentumsanteil an Jülich verantwortlich? – Frau 

Dr. Schavan! Insofern, Herr Papke und Herr Wüst: 
Hören Sie endlich auf, hier ein Spiel zu spielen! 

(Lachen von CDU und FDP) 

Was Sie machen, wenn Sie die heutige Landesre-
gierung angehen, weil sie den atomaren Sumpf in 
Jülich trockenlegen will, die Nebelwand aus Ver-
schleierung und Intransparenz lichten will, ist billig, 
niveaulos und angesichts Ihrer Verantwortung un-
angemessen. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD – 
Ralf Witzel [FDP]: Jetzt spielt da aber je-
mand „Haltet den Dieb“!) 

Inzwischen wissen wir: Das Forschungszentrum hat 
hier eindeutig falsche, zu niedrige Zahlen für den 
Kugelbruch angegeben. Ich darf hier Frau Ministerin 
Schulze aus der gestrigen Sondersitzung von Wis-
senschafts- und Wirtschaftsausschuss zitieren. Üb-
rigens, Herr Papke: Ich war im Gegensatz zu Ihnen 
gestern Morgen und auch gestern Abend von An-
fang an dabei und muss hier nicht aus der Presse 
zitieren. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD – 
Rainer Schmeltzer [SPD]: Herr Papke war 
gestern überhaupt nicht dabei!) 

Ich zitiere Frau Schulze: 

„Für den AVR-Reaktor wurden 359 Brennele-
mentekugeln als maximal im Reaktor entstande-
ner Bruch abgeschätzt. Dieser wurde noch wäh-
rend des Betriebs aus dem Reaktor ausge-
schleust. Aus den Angaben des Berichts der 
AVR GmbH ergibt sich somit, dass insgesamt 
2.048 Brennelementekugeln im Betrieb des AVR 
und für Forschungszwecke zerstört worden sein 
sollen. Diese Angaben deckten sich nicht mit 
den Angaben des Forschungszentrums Jülich.“ 

Genau zu diesem Ergebnis hat jetzt bereits die An-
frage bezüglich der Bilanzierung der Brennelemen-
tekugeln geführt. Denn bisher wurde der Kugel-
bruch vom Forschungszentrum immer mit insge-
samt 215 Brennelementekugeln angegeben. Am 6. 
April lautet die Antwort der Bundesregierung in einer 
Fragestunde des Deutschen Bundestags gegen-
über dem geschätzten Kollegen Oliver Krischer 
dann plötzlich, dass 359 Kugeln als Kugelbruch aus 
dem Reaktor entfernt und in Fässer einzementiert 
worden seien. Mehr noch:  

Wenn es um die grundsätzliche Bilanz der Kugeln 
geht, können wir bereits sagen, dass wir von 160 
bis 170 Kugeln nicht wissen, wo sie geblieben sind. 
Sollten sie im tiefliegenden Riss des zerbrochenen 
Bodenreflektors stecken, was eine nicht unwahr-
scheinliche Variante ist, wären sie definitiv als Ku-
gelbruch anzusehen, was den Kugelbruch dann 
auch noch einmal auf gut 500 Kugeln erhöhen wür-
de.  
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Damit wäre der Kugelbruch definitiv zu hoch für zu-
künftige Projekte, die unter anderem Herr Pinkwart 
auch in Zukunft betreiben wollte. Nur gut, dass er 
nicht mehr im Amt ist. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Dass das Forschungszentrum und die Arbeitsge-
meinschaft Versuchsreaktor aktuell ankündigen, die 
Geschichte des AVR selber aufarbeiten zu wollen, 
kommt mir allerdings so vor, als würde man den 
Fuchs nach dem Verbleib der toten Hühner auf dem 
Hof fragen. Denn bereits in der Vergangenheit hat 
das Jülicher Kugelkorps bewiesen, dass bei der 
entscheidenden Frage des Kugelbruchs Verwirrung 
und Täuschung angesagt waren. 

Jetzt noch ein Satz zur Asse: Wir gehen nicht davon 
aus, dass in der Asse Brennelementekugeln, Mode-
ratorkugeln oder Kugelbruch aus Jülich illegal ein-
gelagert wurden. Das, was dort aus Jülich lagert, 
wurde nach der damaligen Rechtslage als schwach- 
oder mittelradioaktiv deklariert und eingelagert. Wir 
gehen aber sehr wohl davon aus, dass in der Asse 
Material aus Jülich mit zum Teil sehr hohen Dosis-
raten lagert, das nach der heutigen Rechtslage dort 
nicht mehr eingelagert werden dürfte. Was legal ist, 
ist daher noch lange nicht legitim.  

Auch würden heute keine Grafitkugeln, die immer-
hin problematische Kohlenstoff-14- und Strontium-
90-Isotope aus dem Reaktorbetrieb enthalten, in 
Blechdosen in ein Lager gebracht werden, was 
nach dem Lieferbegleitschreiben eindeutig gesche-
hen ist. Auch dies hat die Anfrage ans Tageslicht 
gefördert. 

Ich fasse abschließend zusammen: Wir alle hier in 
diesem Parlament tragen die Verantwortung dafür – 
auch Sie! –, die geplante Weiterverbreitung einer 
Technologie in China, in Polen grundsätzlich zu 
verhindern, weil sie als unverantwortliche Hochsi-
cherheitstechnologie nicht mehr zu verantworten ist. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Die Verbreitung von Unwahrheiten durch das Ku-
gelkorps im Ausland, die Fragen des Kugelbruchs, 
die Aufarbeitung technischer Unzulänglichkeiten 
und Störfälle, die gesundheitlichen Folgen für die 
Bevölkerung und die Geschichte der Einlagerung: 
Dies alles wird nun gründlich und lückenlos aufge-
klärt und offengelegt werden. Sollte es dazu einer 
Kleinen Anfrage der Grünen bedurft haben, dann 
wäre in der Tat bereits jetzt etwas erreicht. Und Sie, 
meine Damen und Herren von der CDU und FDP, 
sollten Ihre künstlichen Aufgeregtheiten 

(Widerspruch von der CDU und von der FDP) 

endgültig einstellen und sich Ihrer eigenen Vergan-
genheit und Ihrer eigenen Verantwortung aus dieser 
Vergangenheit für diese Technologie stellen. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN, von der SPD und 
von der LINKEN) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter. – Für die Fraktion Die Linke spricht 
der Abgeordnete Sagel. 

Rüdiger Sagel (LINKE): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Zunächst können wir 
froh sein, dass nicht tatsächlich hochradioaktives 
Material verschwunden ist. Das sollte man zu die-
ser Situation auch einmal sagen.  

Bezüglich dieser Fragestellung werden im Moment 
viele parteipolitische Süppchen gekocht. Aus mei-
ner Sicht kann ich nur feststellen: Es ist viel zu 
früh, eine abschließende Bewertung abzugeben, 
weil immer wieder neue Fragestellungen auftau-
chen. Aber das so runterzukochen, wie das von-
seiten der SPD und der Grünen hier versucht wird, 
geht natürlich auch nicht. 

Es ist deutlich geworden, dass hier versucht wurde, 
einen Skandal zu inszenieren. Das Ganze ist dann 
als atompolitisches „Bömbchen“ gegen die, die ihn 
auslösen wollten, selbst hochgegangen. Das Prob-
lem liegt jetzt bei SPD und Grünen. Offensichtlich ist 
im Zahlenwirrwarr der Überblick verlorengegangen. 
Im Weiteren sind aber auch deutliche Widersprüche 
aufgetaucht. Die Verschwörungstheorie entpuppte 
sich nach der Kernschmelze, dem Super-GAU, 
ziemlich schnell als politischer GAU. 

Ich habe mehrere Fragen. Eine Frage, die man heu-
te sehr konkret in den Medien wiedergefunden hat, 
ist die nach den Widersprüchen, die zwischen dem 
Forschungszentrum Jülich auf der einen Seite und 
dem Wissenschaftsministerium auf der anderen 
Seite bestehen. 

Das Forschungszentrum Jülich sagt nämlich, sie 
hätten alle Fragen rund um die Lagerung der 
Brennelementekugeln widerspruchsfrei beantwortet 
und sich mit der Landesregierung am 10. März auf 
die Beantwortung einer Anfrage eines Abgeordne-
ten verständigt. Das war vor Fukushima. 

Jetzt sagen Sie aber, die Antwort habe sich deutlich 
von dem Antwortentwurf unterschieden, was nach-
her veröffentlicht worden ist. Da stellt sich die Frage 
an das Ministerium und an die Landesregierung: 
Wie ist das zu erklären? Hat es jetzt diese Wider-
sprüche gegeben oder nicht?  

Noch gravierender aus meiner Sicht ist aber Fol-
gendes: Das Wirtschaftsministerium hat erklärt:  

Die Verbringung von hochradioaktivem Material aus 
dem AVR in die Asse ist in keiner von der Atomauf-
sicht des Landes erteilten Genehmigung enthalten. 
Da stellt sich die Frage: Wie konnte die Wissen-
schaftsministerin in der Beantwortung der Kleinen 
Anfrage dann die Äußerung tätigen, dass Brenn-
elementkugeln allem Anschein nach aber auch zum 



Landtag   15.04.2011 

Nordrhein-Westfalen 3143 Plenarprotokoll 15/33 

 

Beispiel in Entsorgungsbergwerken eingelagert 
worden seien? Es ist aus meiner Sicht ein ziemli-
cher Hammer, dass einerseits das Wirtschaftsminis-
terium erklärt, das sei rechtlich überhaupt nicht zu-
lässig, und dass andererseits in einer Beantwortung 
einer Kleinen Anfrage durch die Wissenschaftsmi-
nisterin genau das Gegenteil angedeutet wird.  

(Beifall von der LINKEN und von der FDP) 

Deswegen sage ich: Es ist viel zu früh, zu einer ab-
schließenden Bewertung zu kommen. Denn das 
sind eklatante Widersprüche, die überhaupt noch 
nicht geklärt sind. Wir als Linke erwarten entspre-
chende Antworten.  

(Beifall von der LINKEN) 

Zum jetzigen Zeitpunkt kann ich nur feststellen: 
Weder wurde bei dem Thema eine entsprechende 
Sorgfalt an den Tag gelegt, noch wurden Interpreta-
tionsspielräume ausgeschlossen. Es ist aus meiner 
Sicht mindestens sehr fahrlässiges Handeln – ja, es 
wurde sogar billigend in Kauf genommen –, dass 
Teile der Anfrage offenblieben und dass angedeutet 
wurde, dass dort Atommüll – aus meiner Sicht: wi-
derrechtlich – gelagert worden ist. Das ist meines 
Erachtens tatsächlich ein Skandal, der geklärt wer-
den muss.  

Ich sehe auf jeden Fall, dass es gravierende Kom-
munikationsprobleme gibt. Wenn man sich einmal 
durchliest, was vonseiten derjenigen, die die Diskus-
sionen um diesen vermeintlichen Skandal in Gang 
gebracht haben, nun vorgebracht wird, dann sieht 
man, dass auch das ein ziemlich Hammer ist. Zum 
Beispiel hat der Kollege Markert gesagt, der skanda-
löse Vorgang müsse lückenlos aufklärt haben. Herr 
Kollege, was Sie dann aber heute hier gemacht ha-
ben, ist alles andere als lückenlose Aufklärung. Sie 
haben eine Verteidigungsrede gehalten – und nichts 
anderes. 

(Beifall von der LINKEN, von der CDU und 
von der FDP) 

Ich zitiere die Wissenschaftsministerin: 

Der Vorfall zeigt: Atomkraft ist eine Risikotechnolo-
gie, die nicht kalkulierbar ist. 

Natürlich! Das wissen wir aber schon lange. Des-
wegen sagt Die Linke auch schon die ganze Zeit, 
dass wir sofort aus der Atomtechnologie aussteigen 
müssen.  

(Beifall von der LINKEN) 

Aber die Widersprüche sind überhaupt nicht aufge-
klärt. Von daher kann ich nur sagen: So, wie mit 
dieser Problematik hier bisher umgegangen wurde, 
kann man nicht von einer lückenlosen Aufklärung 
sprechen; es gibt eklatante Widersprüche, und die 
Sorgfalt wurde nicht eingehalten. Wir bestehen da-
rauf, dass die Widersprüche tatsächlich aufgeklärt 
werden. Es kann nämlich nicht sein, dass auf der 
einen Seite das Wirtschaftsministerium die Aussage 

macht, rechtlich sei das überhaupt nicht zulässig, 
und dass auf der anderen Seite die Wissenschafts-
ministerien in der Antwort auf eine Kleine Anfrage 
sagt, offenbar könne auch Atommüll in der Asse 
eingelagert worden sein. Diese Widersprüche müs-
sen aufgeklärt werden.  

(Beifall von der LINKEN) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Sagel. – Für die Landesregierung 
spricht Frau Ministerin Schulze.  

(Beifall von den GRÜNEN – Zurufe von der 
CDU: Vorschusslorbeeren!) 

Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wis-
senschaft und Forschung: Meine Damen und Her-
ren! In den letzten Tagen und auch heute ist ja viel 
über den vorliegenden Antrag der FDP und den 
Fragenkatalog der CDU diskutiert worden.  

Präsident Eckhard Uhlenberg: Frau Ministerin, 
normalerweise wird der Präsident am Anfang be-
grüßt.  

(Beifall von der CDU) 

Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wis-
senschaft und Forschung: Oh, Entschuldigung! Ich 
grüße natürlich den Präsidenten und die Damen 
und Herren.  

Es ist also viel diskutiert worden. Gestern und 
auch heute war ja auch eine ganze Menge Pole-
mik zu hören. Ich finde, das ist dem Thema absolut 
nicht angemessen. Ich möchte dazu beitragen, die 
Debatte hier im Parlament zu versachlichen.  

Wir – der Herr Kollege Wirtschaftsminister und ich – 
haben bereits gestern in einer Sondersitzung des 
Wirtschaftsausschusses und des Wissenschaftsaus-
schusses bis in den späten Abend hinein gemeinsam 
den Abgeordneten umfassend und detailliert Fragen 
beantwortet.  

(Zurufe von der CDU: Nein! Leider nicht!) 

Der von uns vorgetragene Bericht wurde Ihnen so-
fort schriftlich zur Verfügung gestellt. Sie sind nun 
umfangreich über jeden einzelnen Schritt der Be-
antwortung der Kleinen Anfrage informiert.  

(Christof Rasche [FDP]: Das ist überhaupt 
nicht wahr!) 

Meine Damen und Herren, die Sachlage ist sehr 
komplex. Vor diesem Hintergrund hat es in der öf-
fentlichen Diskussion auch einige Missverständnis-
se und Unstimmigkeiten gegeben.  

(Lachen von der CDU) 
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Deshalb möchte ich Ihnen – obwohl wir das gestern 
schon einmal getan haben – die wichtigen Grundin-
formationen noch einmal geben. Bei allen Überle-
gungen zur Nachverfolgung der Brennelementeku-
geln muss berücksichtigt werden, dass die Unterla-
gen über den Verbleib zum Teil über 40 Jahre alt 
sind und dass die Aufzeichnung bis 1982 nur hand-
schriftlich erfolgte. Zudem muss man berücksichti-
gen, dass es bei Kugelhaufenreaktoren aufgrund 
der mechanischen Beanspruchung der Brennele-
mentekugeln regelmäßig zu Kugelbruch im Kern 
des Reaktors kommt. Einige Kugeln wurden in Jü-
lich zum Beispiel bei Nachuntersuchungen zerstört. 
Diese Bruchstücke wurden in Fässer einbetoniert 
und als mittelaktiver Abfall gelagert. Aus den Anga-
ben über die Mengen radioaktiven Materials, das 
einbetoniert wurde, kann man nur sehr begrenzt auf 
die Zahl der Kugeln schließen, die diese Menge 
einmal enthalten haben.  

Bei der Abfassung der Antwort auf die Kleine Anfra-
ge im Wissenschaftsministerium haben wir wider-
sprüchliche Zahlenangaben zum Verbleib der Ku-
geln gehabt. Eine reine Bilanzierung des nuklearen 
Inventars wäre aussagekräftiger gewesen. Aber da-
nach ist nicht gefragt worden. Wir haben uns be-
müht, auf die Fragen der Abgeordneten zu antwor-
ten. 

(Christof Rasche [FDP]: Reine Trickserei!) 

Das ist, finde ich, an diesem Punkt auch die Aufga-
be einer Landesregierung.  

(Zurufe von der CDU) 

Ich möchte hier noch einmal ganz deutlich festhal-
ten: Die Menge des spaltbaren Materials, wie es in 
Jülich verwendet wurde, ist überprüfbar und nach-
vollziehbar. Es wurde zu keinem Zeitpunkt behaup-
tet, es seien 2.285 Brennelementekugeln abhand-
engekommen. Es war das Bundesforschungsminis-
terium von Frau Schavan, das mein Haus darauf 
hingewiesen hat, dass der Parlamentarische Unter-
suchungsausschuss Asse des Niedersächsischen 
Landtages die Projektgruppe Jülich eingesetzt hat, 
um unter anderem die Frage des Verbleibs und der 
Zusammensetzung des radioaktiven Abfalls des 
Forschungszentrums Jülich, der in die Asse ver-
bracht wurde, zu klären.  

(Minister Johannes Remmel: Hört, hört!) 

Weil Sie nun mehrfach nach dem E-Mail-Verkehr 
mit dem Forschungszentrum Jülich gefragt haben, 
möchte ich – nachdem Ihnen der E-Mail-Verkehr 
offensichtlich vorliegt – auch dem Hohen Haus die-
sen E-Mail-Verkehr bekannt machen. Das For-
schungszentrum Jülich hat am 9. März um 14:28 
Uhr an den zuständigen Bearbeiter in meinem Mi-
nisterium geschrieben:  

„… und ich haben die Anfrageantwort überarbei-
tet. Ich hoffe, der Text findet Ihr Gefallen. Mit der 

Bitte um Rückmeldung verbleibe ich mit freundli-
chem Gruß.“  

Daraufhin hat der Mitarbeiter im Haus noch einmal 
nachgefragt. Das Forschungszentrum Jülich hat 
dann am 10. März – also einen Tag später – um 
10:18 Uhr Folgendes an das Ministerium geschrie-
ben:  

„Im Text zur Beantwortung der Anfrage habe ich 
die Anzahl der 1.988 nach untersuchten Brenn-
elemente ‚nominal‘ genannt, da die genaue An-
zahl nicht mehr nachvollziehbar ist. Dies ist auf-
grund der ungenauen Anzahl der Kugeln aus 
Kugelbruchstücken gegeben. So kann man je-
doch in der Beantwortung durch Summation auf 
eine konsistente Zahl kommen. Ich hoffe, Sie 
sind mit dieser Vorgehensweise zufrieden und 
einverstanden.“ ´ 

Daraufhin haben wir weiter nachgefragt. Am 10. 
März um 10:43 Uhr erreichte uns eine Antwort aus 
dem Bundesforschungsministerium von Frau 
Schavan. Dort hat der Mitarbeiter erklärt:  

„Im Moment sind wir dabei, mithilfe von Herrn Dr. 
X“ 

– ich nenne ihn nicht – aus der Projektgruppe Jülich  

„den Verbleib der Gesamtzahl der eingesetzten 
Brennelemente zu klären, da die Angaben hierzu 
noch einige Unstimmigkeiten aufweisen.“  

(Zurufe von der SPD: Aha! – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Wenn ihr da gewesen 
wärt, hättet ihr das auch schon mal gehört!) 

Ich zitiere weiter:  

„Um weiteren Zahlensalat und unnötige Nach-
fragen zu vermeiden, bitten wir um kurze infor-
melle Abstimmung Ihrer Antwort auf die vorlie-
gende Anfrage.“ 

Meine Damen und Herren, ich kann doch den Ab-
geordneten nicht ernsthaft Zahlensalat vorlegen, auf 
den mich das Bundesforschungsministerium hin-
weist.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Deshalb haben wir in der Beantwortung der Kleinen 
Anfrage geschrieben:  

„In der gebotenen Zuverlässigkeit können wir 
keine Aussagen über die Zahlen machen.“  

(Dietmar Brockes [FDP]: Nach Fukushima!) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Frau Ministerin, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wüst zulassen? 

Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wis-
senschaft und Forschung: Nein, ich will das im Zu-
sammenhang darstellen.  
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(Zuruf von der SPD: Sie hätten gestern fra-
gen können!) 

Wir haben uns also in der Beantwortung der Kleinen 
Anfrage auf die Anregung aus dem Hause Schavan 
berufen. Wir als Landesregierung haben aber An-
fang April eine interministerielle Arbeitsgruppe auf 
der Landesebene eingerichtet. Diese hat Anfang 
April das erste Mal getagt. Es wurden dort übrigens 
dieselben Fragen erörtert wie in dem Gespräch zwi-
schen dem Bundesumweltministerium und dem 
nordrhein-westfälischen Wirtschaftsministerium, und 
es besteht Einigkeit mit dem Bundesumweltministe-
rium, dass der Verbleibsnachweis überprüft und 
Ende Mai ein Bericht vorgelegt wird.  

Sowohl die umfassende, in der gestrigen Sondersit-
zung von Wirtschafts- und Wissenschaftsausschuss 
vorgetragene Chronologie der Beantwortung der 
Kleinen Anfrage  

(Zuruf von der SPD: Minutiös!) 

als auch der Sachverhalt selber taugen überhaupt 
nicht zur Skandalisierung. 

Diese Vorwürfe gegenüber der Landesregierung 
oder auch gegenüber meiner Person fallen auf die-
jenigen zurück, die sie hier erheben. – Herzlichen 
Dank. 

(Lebhafter Beifall von der SPD und von den 
GRÜNEN – Zurufe von der CDU und von der 
FDP: Och! – Zuruf von der SPD: Entschuldi-
gen!) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Schulze. – Für die CDU-Fraktion spricht 
der Abgeordnete Wirtz.  

Josef Wirtz (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau 
Ministerin Schulze, in einem Punkt gebe ich Ihnen 
recht: Sie haben von einer komplexen Angelegen-
heit gesprochen. Das ist aber genau ihr Problem. 
Da scheinen Sie überfordert zu sein. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Denn Ihre unbegründeten Aussagen über die an-
geblich verschwundenen Brennelementekugeln im 
Forschungszentrum Jülich haben nicht nur die 
Menschen im Jülicher Land verunsichert. Mehr 
noch: Bei großen Teilen der Bevölkerung wurde der 
Eindruck erweckt, dass das Forschungszentrum Jü-
lich seinen Verpflichtungen nicht nachkommen wür-
de und stattdessen schlampig gearbeitet wurde. 
Besseren Wissens solche Behauptungen aufzustel-
len, die jeglicher Grundlage entbehren, halte ich für 
einen Skandal.  

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Diese Vorgänge werfen die Frage nach der Seriosi-
tät Ihrer Amtsführung auf, Frau Ministerin.  

(Beifall von der CDU und von der FDP – Zu-
rufe von der SPD: Och!) 

Inzwischen wissen wir alle, es ist gar nichts wegge-
kommen. Nach wie vor befindet sich sämtliches 
spaltbares Material sicher bewacht in einem Zwi-
schenlager in Jülich – und das nicht erst seit dem 
letzten Wochenende, schon seit Jahrzehnten. 

(Zuruf: Nein!) 

Sie, Frau Ministerin Schulze, haben in bewusster 
Inkaufnahme einer öffentlichen Verunsicherung ei-
nen falschen Alarm ausgelöst.  

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Hier drängt sich auch die Frage auf, welche Rolle 
der für die Atomaufsicht zuständige Wirtschaftsmi-
nister Voigtsberger gespielt hat. Herr Voigtsberger, 
von Ihnen haben wir bisher nur wenige konkrete 
Aussagen erhalten. Stattdessen tauchen Sie ab und 
ducken sich weg.  

(Beifall von der CDU – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Gestern auch nicht zugehört!) 

Es hätten Ihnen doch bekannt sein müssen, dass 
das Forschungszentrum den Gesamtbestand an 
Kernbrennstoffen, der in Jülich lagert, monatlich an 
Ihr Haus meldet. Umso unverständlicher ist es 
dann, dass das Wirtschaftsministerium, also Ihr 
Haus, die Antwort des Wissenschaftsministeriums 
gegenzeichnet. Egal, welche Motive Sie gehabt ha-
ben mögen, Herr Voigtsberger, Sie haben als 
Atomaufsicht krass versagt.  

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Denn diese Aufsicht obliegt ganz allein Ihnen, Herr 
Minister. Bis vor wenigen Tagen war davon wenig 
zu spüren. Wahrscheinlich wäre bis heute noch 
nichts geschehen, wenn Mitarbeiter Ihres Hauses 
nicht Anfang April von Bundesumweltminister Nor-
bert Röttgen einbestellt worden wären. Aus der 
Presse haben wir erfahren müssen, dass Ihr Haus 
erst aufgrund dieses Gesprächs aktiv geworden ist. 
Unmittelbar nach dieser Einbestellung fragte Ihre 
Fachabteilung beim Forschungszentrum Jülich nach 
und hat auf diesem Weg detaillierte Informationen 
bekommen. Einzig und allein Norbert Röttgen, mei-
ne Damen und Herren, hat hier konsequent gehan-
delt – besonnen und mit Verstand.  

(Beifall von der CDU – Zurufe von der SPD: 
Oi! Oi!) 

Das kann man von der Landesregierung leider nicht 
behaupten. Sie, meine Damen und Herren, haben 
mit den Ängsten der Menschen gespielt. Sie haben 
versucht, die aktuelle Debatte über die Kernenergie 
für Ihr parteiliches Kalkül zu nutzen. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Frau Ministerin Schulze, ich fordere Sie im Namen 
der CDU-Landtagsfraktion auf, den kompletten 
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Schriftverkehr, den Sie mit dem Forschungszentrum 
Jülich hatten, offenzulegen. 

(Ministerin Svenja Schulze: Den haben Sie 
doch! – Rainer Schmeltzer [SPD]: Minutiös 
vorgetragen!)  

– Wir haben ihn nicht; dazu komme ich noch. Wir 
haben ihn eben nicht aus Ihrem Ministerium. Aus 
Ihrem Ministerium liegen uns eindeutige Informatio-
nen vor, dass Sie den mit dem Forschungszentrum 
Jülich abgestimmten Entwurf nach der Katastrophe 
von Fukushima noch einmal verändert haben, um 
die politische Diskussion um die Kernenergie be-
wusst anzuheizen.  

(Beifall von der CDU und von der FDP)  

Frau Ministerin, sorgen Sie bitte für Klarheit und 
veröffentlichen Sie alle Vorgänge, die im Zusam-
menhang mit der Beantwortung der Kleinen Anfrage 
stehen. Besonders interessiert uns der mit dem 
Forschungszentrum Jülich am 10. März abgestimm-
te Entwurf. Sie, Frau Ministerin, könnten das For-
schungszentrum übrigens anweisen, diesen Bericht 
vorzulegen, dann hätten wir es schwarz auf weiß. 
Bis heute ist das noch nicht geschehen. 

(Zuruf von der FDP: Warum eigentlich nicht?) 

Die Menschen im Land haben mittlerweile durch-
schaut, dass Sie ganz normales Regierungshandeln 
nicht beherrschen. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Genau das muss man Ihnen bei diesem hochsen-
siblen Thema vorwerfen.  

(Vorsitz: Vizepräsidentin Carina Gödecke) 

Darüber hinaus haben Sie das größte Forschungs-
zentrum Europas mit seinen über 4.600 Mitarbeitern 
in Verruf gebracht. Das ist wirklich beschämend, 
Frau Ministerin.  

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Das ist beschämend, zumal einmal erwähnt werden 
sollte, dass das Land Nordrhein-Westfalen Anteils-
eigner ist und infolge dessen auch eine gewisse 
Fürsorgepflicht für die dort Beschäftigten hat.  

(Zustimmung von der CDU) 

Dieser Vorgang, meine Damen und Herren, führt 
uns allen vor Augen, dass Teile des Kabinetts maß-
los überfordert sind. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Für Frau Kraft ist es nun an der Zeit, ihre Persona-
lien im Kabinett zu überdenken.  

(Lachen von der SPD – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Hat sie schon!) 

Die Ministerpräsidentin sollte die nötigen Konse-
quenzen aus diesem Chaos ziehen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wirtz. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt 
der Kollege Eiskirch das Wort.  

Thomas Eiskirch (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Lieber Kollege Wirtz, das Prinzip 
dieses Hauses ist Rede und Gegenrede. Wenn man 
Gegenrede macht, dann muss man in der Lage 
sein, sich nicht sklavisch an sein Redemanuskript 
zu halten, sondern mitzubekommen, was vorher 
diskutiert worden ist. Insofern macht es gar keinen 
Sinn, die alten Aufgüsse von Herrn Wüst noch ein-
mal vorzutragen. 

(Beifall von der SPD und von der LINKEN) 

Kolleginnen und Kollegen, Frau Ministerin Schulze 
hat, meine ich, in sehr großer Klarheit deutlich ge-
macht, 

(Zurufe von der CDU und von der FDP: 
Nein!) 

wie die Abläufe waren und dass es nun wahrlich 
keinen Skandal gibt, zumindest keinen Skandal be-
züglich der Beantwortung einer Kleinen Anfrage o-
der vonseiten der Landesregierung. Wie die Situati-
on in Asse ist, ist eine ganz andere Frage. Sie ver-
suchen, etwas zu skandalisieren, wo kein Skandal 
ist.  

Damit wir einfach einmal ein bisschen die Größen-
ordnung für ein solches Theater richtig einordnen 
können: Wissen Sie, ein Skandal ist dann gegeben, 
wenn sich Hoteliers von Ihnen diskreditiert fühlen,  

(Unruhe von der CDU und von der FDP – 
Armin Laschet [CDU]: Ach du Scheiße!) 

indem Sie deren Spenden hinterher über Steuerer-
leichterungen diskreditieren. 

(Beifall von der SPD) 

Ein Skandal ist, Kolleginnen und Kollegen, dass 
Helmut Kohl weiterhin auf CDU-Parteitagen auftritt 
anstatt in Beugehaft über die Spendernamen zu re-
den. Das sind Skandale; das, was in Asse passiert, 
vielleicht auch. Aber das, was hier passiert ist, hat 
nichts Skandalöses. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Unruhe von der CDU und von der FDP) 

Bei einem solchen Thema sollte man mit Ihrer Ver-
gangenheit rund um das Thema Atompolitik mit ein 
bisschen mehr Demut reagieren als mit einer sol-
chen Aufgeregtheit. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Sie sind die Partei, die sich unter Führung von Frau 
Bundeskanzlerin Merkel gerade daran macht, den 
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vierten Ausstieg, nämlich den Ausstieg vom Aus-
stieg vom Ausstieg vom Ausstieg aus der Kernkraft, 
zu organisieren. Das ist schäbig, sich an anderer 
Stelle so hinzustellen, wie Sie das heute getan ha-
ben. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Eiskirch, möchten Sie eine Zwischenfrage zulas-
sen? 

Thomas Eiskirch (SPD): Nein, das möchte ich 
nicht. 

Ich will Ihnen deutlich sagen, Kollege Papke: Sie 
haben sich vorhin aufgeplustert bis hin zu Anschul-
digungen an Frau Ministerin Schulze, die darin 
mündeten, dass Sie sagten, wenn sich das so be-
wahrheiten sollte, dann müsse sie zurücktreten, 

(Beifall von der CDU und von der FDP – Ar-
min Laschet [CDU]: Recht hat er!) 

während Frau Ministerin Schulze gerade sehr 
nachdrücklich deutlich machen konnte, wie die Ab-
läufe waren, 

(Zuruf von der CDU: Nein!) 

und sogar aus dem Bundesforschungsministerium, 
von Frau Schavan, deutlich gemacht wurde, ein 
solches Zahlenchaos könne man sozusagen nicht 
als Endpunkt einer Diskussion werten, insofern 
müsse es neu untersucht werden. Sie hat das sehr 
klar deutlich gemacht.  

Herr Kollege Papke, bei den Maßstäben, die Sie ge-
rade versucht haben anzulegen, erwarte ich gleich 
eine persönliche Erklärung von Ihnen, in der Sie 
sich bei Frau Ministerin Schulze für die Anschuldi-
gungen von heute Morgen entschuldigen. Es ist un-
erhört, was Sie hier heute vorgebracht haben.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Lachen von der FDP) 

Solange Sie weiterhin so auftreten, wie Sie das tun, 
sind Sie nicht nur der Mühlstein am Hals von Herrn 
Bahr, sondern ein wirklicher Punkt, wie eine Erneu-
erung der FDP in Nordrhein-Westfalen nicht von-
stattengehen kann. Das will ich in aller Deutlichkeit 
sagen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Lachen von der 
CDU und von der FDP) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Versuchen Sie endlich, 
Sachlichkeit in diesen Punkt zu bringen.  

(Lachen von der FDP) 

Der Prozess ist bereits eingeleitet. Wir alle möchten 
eine noch größere Klarheit über das, was in Jülich 
mit den Brennelementen passiert ist, wo sie sind 
und, noch wichtiger, wie es mit dem strahlenden 

Material aussieht. Und wir alle wollen auch wissen – 
aber das können wir nicht hier klären, sondern der 
Untersuchungsausschuss des Niedersächsischen 
Landtags –, was in der Asse passiert ist. Kollege 
Markert hat gerade einige Dinge sehr richtig be-
schrieben. Ein wirklicher Skandal ist es, wie in den 
frühen 70er- und 80er-Jahren mit den Themen 
Atomkraft und Atommüllentsorgung umgegangen 
wurde – aus der Sicht der Zeit vielleicht nachvoll-
ziehbar, aus heutiger Sicht höchst alarmierend. 
Deswegen muss man sich dieser Frage inhaltlich 
stellen 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Da hat die SPD re-
giert!) 

und nicht versuchen, Skandale heraufzubeschwö-
ren, wo keine sind. – Vielen herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Eiskirch. – Für die FDP-Fraktion hat 
Herr Kollege Papke noch einmal das Wort.  

Dr. Gerhard Papke (FDP): Herr Kollege Eiskirch, 
das, was Sie vorgetragen haben, war wirklich an 
Peinlichkeit nicht zu überbieten.  

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Das müssen Sie mit sich selbst ausmachen. Das 
will ich nicht weiter kommentieren. Es zeigt aber, 
wie hilflos Sie in dieser Debatte sind,  

(Beifall von der FDP) 

dass Sie nichts anderes zu bieten haben als per-
sönliche Angriffe auf die Opposition. 

(Zurufe von der FDP: Oh! – Gordan Dudas 
[SPD]: Das sagt der Richtige!) 

Frau Ministerin Schulze, ich halte noch einmal aus-
drücklich fest: Sie haben nicht die Aussagen des 
Forschungszentrums Jülich widerlegt, dass es vor 
Fukushima eine fachlich-inhaltlich abgestimmte 
Antwort mit Ihrem Haus gegeben hat, die Sie nach 
Fukushima aus dem Verkehr gezogen haben. Das 
haben Sie nicht widerlegt, Frau Ministerin Schulze. 

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Ich sage noch einmal: Wir werden dem weiter 
nachgehen. Wenn die Aussagen des Forschungs-
zentrums Jülich, die heute wörtlich zitiert werden, 
richtig sind und Sie das nicht widerlegen können, 
dann – das sage ich noch einmal in aller Klarheit – 
werden Sie nicht Mitglied der Landesregierung blei-
ben können. Glauben Sie nicht, dass die Debatte 
mit der heutigen Behandlung im Plenum beendet 
ist. 
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Vizepräsidentin Carina Gödecke: Sie achten bitte 
auf die Redezeit, die bereits überschritten ist. 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Glauben Sie das nicht! – 
Danke schön, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP und von der CDU – Zu-
ruf von der SPD: Anmaßend!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke, Herr 
Kollege Dr. Papke. – Für die Fraktion Die Linke hat 
Herr Kollege Aggelidis das Wort. 

Michael Aggelidis (LINKE): Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Bei manchen Äußerungen 
hier habe ich das Gefühl, dass die Strahlen von 
Fukushima schon erste Auswirkungen zeigen. 

(Beifall von der LINKEN) 

Das Informationschaos um den Verbleib der 2.285 
hoch radioaktiven Brennelemente ist ein erschre-
ckender Vorgang. Wir Linken haben uns den Antrag 
der FDP genau angesehen. Niemand kann gegen 
lückenlose Aufklärung und vollständige Transpa-
renz gegenüber der Öffentlichkeit sein. Das fordert 
die FDP im ersten Punkt zu Recht. 

Im zweiten Punkt fordert die FDP – ich zitiere –, „die 
notwendigen Konsequenzen aus dem Kommunika-
tionsdesaster zu ziehen“. Die FDP sagt uns aber 
nicht, welche Konsequenzen wir daraus ziehen sol-
len.  

Ich sage Ihnen, welche Konsequenzen sich auf-
drängen: Gerade wenn es um derart gefährliche 
Materialien geht, dass der Umgang mit ihnen über 
Wohl und Wehe der Bevölkerung entscheidet, muss 
sehr viel mehr öffentliche Kontrolle her. Es ist ein 
Aberglaube, dass kleine Stäbe von Ministerien und 
kleine Stäbe von Spezialisten und Sicherheitsper-
sonal immer alles verlässlich richten. Nein, die be-
troffene Bevölkerung, die Beschäftigten und die 
Umweltschutzbewegung müssen in den entspre-
chenden Aufsichtsgremien mit dem Auftrag vertre-
ten sein, die Öffentlichkeit über jedes auftretende 
Problem zu unterrichten. 

(Beifall von der LINKEN) 

Nur so kann die geforderte Transparenz hergestellt 
werden. Die Verantwortlichen von Unternehmen, 
die mit derart gefährlichen Stoffen umgehen, müs-
sen demokratisch kontrolliert werden. Das ist etwas 
anderes, als zu beklagen, das Forschungszentrum 
Jülich sei durch verwirrende Mutmaßungen in Ver-
ruf gebracht worden, wie es die FDP im dritten und 
letzten Punkt ihres Antrags macht. Der Ruf des 
Atomforschungszentrums Jülich samt der dahinter 
stehenden Politik des Atomfilzes ist ohnehin ruiniert. 

Zwischen 1967 und 1988 wurden fast 300.000 ten-
nisballgroße mit Uran und Plutonium gefüllte Grafit-
keramikkugeln als Alternative zu klassischen 
Brennstäben erprobt. Erst nach über 20 Jahren 
Herumexperimentierens stellt man fest, dass die Si-
cherheitsrisiken bei dieser Technik zu groß gewor-
den sind. Der sinnlos entstandene atomare Müll 
steckt in Castorbehältern und wird in Jülich zwi-
schengelagert. Ein sicheres Endlager gibt es nicht. 
Das Informationschaos um den Verbleib von über 
2.000 Brennelementen wirft ein weiteres grelles 
Licht auf den Wahnsinn der Atomenergie. – Danke. 

(Beifall von der LINKEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Aggelidis. – Für die Landesregierung 
spricht Herr Minister Voigtsberger. 

Harry Kurt Voigtsberger, Minister für Wirtschaft, 
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr: Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Meine 
Damen und Herren! Wir haben bereits gestern bis 
spät in die Nacht sehr umfangreich in den Aus-
schüssen vorgetragen und auch diskutiert. Ich 
möchte das heute noch einmal vertiefen. Vielleicht 
kann sich das ein oder andere in der weiteren De-
batte dann auch etwas sachlicher ergeben. 

Meine Damen und Herren, Genehmigungs- und 
Aufsichtsbehörde für die Errichtung, den Betrieb 
und die Stilllegung des AVR-Versuchsreaktors war 
und ist die meinem Ministerium zugeordnete Atom-
aufsicht des Landes Nordrhein-Westfalen. Bei der 
Erteilung der atomrechtlichen Genehmigungen für 
den AVR ist jeweils sorgfältig geprüft worden, ob die 
ordnungsgemäße Entsorgung der radioaktiven Ab-
fälle gewährleistet war. Insbesondere bei der Stillle-
gung des Reaktors und der Entladung des Reaktor-
behälters zur Herstellung des sogenannten sicheren 
Einschlusses war die Entsorgungsfrage ein Prü-
fungsschwerpunkt im Genehmigungsverfahren. 

Besondere Entsorgungsfragen ergaben sich dar-
aus, dass im AVR-Versuchsreaktor als Kernbrenn-
stoff kugelförmige keramische Brennelemente ein-
gesetzt worden waren. Der weit überwiegende Teil 
dieser Brennelementkugeln, nämlich 288.161 intak-
te Kugeln, ist in 152 Castorbehältern im AVR-
Behälterlager des Forschungszentrums Jülich zwi-
schengelagert, das vom Wirtschaftsministerium be-
aufsichtigt wird. 

Die heutige Diskussion betrifft vor allem den Teil der 
Brennelementkugeln, der vom AVR zu Forschungs-
zwecken an das Forschungszentrum Jülich abge-
geben worden ist. Diese Brennelementkugeln sind 
überwiegend bei oder auch nach den Untersuchun-
gen zerstört worden und nur noch als Kugelbruch 
vorhanden. Dieser ist in 200-l-Fässern einzemen-
tiert worden, die sich in dem für mittelaktive radioak-
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tive Abfälle bestimmten Teil des Abfalllagers des 
Forschungszentrums Jülich befinden.  

Für die einzementierten radioaktiven Abfälle können 
präzise Angaben nur zu den Mengen spaltbaren 
Materials gemacht werden. Auf die Anzahl der 
Brennelemente kann von diesen Mengenangaben 
nur sehr begrenzt zurückgeschlossen werden. Zum 
einen ist bei der Einzementierung nicht nach der 
Herkunft der radioaktiven Abfälle unterschieden 
worden. In den Fässern kann also Kugelbruch aus 
dem AVR und radioaktiver Abfall aus den anderen 
Betriebsbereichen des Forschungszentrums enthal-
ten sein. Zum anderen sind während der Betriebs-
zeit des AVR Brennelementkugeln mit unterschied-
lichen Mengen an spaltbarem Material eingesetzt 
worden.  

Die notwendige Unterscheidung zwischen der Zahl 
der Brennelementkugeln und der Menge des spalt-
baren Materials ist in der Vergangenheit nicht immer 
klar vorgenommen worden. Dies hat auch in der 
Diskussion der letzten Wochen zu Missverständnis-
sen geführt. 

Meine Damen und Herren, für die Atomaufsicht des 
Landes ist entscheidend, dass keine Mengen spalt-
baren Materials fehlen. Noch einmal ganz ausdrück-
lich: Es fehlen keine Mengen spaltbaren Materials. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Steht das nicht in 
der Antwort?) 

Hierfür gibt es keine Hinweise; insbesondere ergibt 
die regelmäßige Überprüfung der Materialbuchfüh-
rung und Materialbilanzierung durch Euratom keine 
Unregelmäßigkeiten. 

Meine Damen und Herren, wir wollen den Sachver-
halt nach dieser Diskussion umfassend aufklären. In 
einem bundesaufsichtlichen Gespräch mit dem 
Bundesumweltministerium am 5. April haben wir 
daher vereinbart, dass die Angaben des For-
schungszentrums über den Nachweis des Verbleibs 
des Kernmaterials und in diesem Zusammenhang 
der Verbleib der Brennelementkugeln in Zusam-
menarbeit mit der Bezirksregierung Köln geprüft 
werden sollen.  

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Minister 
Voigtsberger, entschuldigen Sie bitte, dass ich Sie 
unterbreche. Der Kollege Brockes würde Ihnen ger-
ne eine Zwischenfrage stellen. 

Harry Kurt Voigtsberger, Minister für Wirtschaft, 
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr: Ich möchte 
meine Ausführungen abschließen. Wir können es 
vielleicht am Ende machen. – Nach einer Zwischen-
frage ist es immer schwierig, fortzufahren. 

Nochmals – ich glaube, das sind ganz wichtige Zu-
sammenhänge –: Beim bundesaufsichtlichen Ge-
spräch mit dem Bundesumweltministerium haben 

wir vereinbart: Wir wollen das Ganze noch einmal 
nacharbeiten und entsprechend prüfen.  

Die Prüfungen, meine Damen und Herren, sind am 
Dienstag dieser Woche, also am 12. April, vor Ort 
aufgenommen worden. Hierbei wird über die Mittei-
lungen an Euratom hinaus auch Einsicht in sonstige 
Betriebsdokumentationen genommen. Ferner soll 
nochmals geprüft werden, ob doch noch Rück-
schlüsse von den Mengen spaltbaren Materials auf 
die Zahl der Brennelemente möglich sind oder ob 
dies nicht möglich ist. 

In dem Ziel lückenloser Aufklärung und vollständiger 
Transparenz stimmen wir also mit dem Begehren 
des vorliegenden Antrags überein. Wie die einge-
hende Darstellung in der gestrigen Sondersitzung 
des Wirtschafts- und des Wissenschaftsausschus-
ses deutlich gemacht hat, hält sich die Landesregie-
rung gerade bei so einem sensiblen Vorgang wie 
der atomaren Entsorgung an dieses Ziel der – ich 
wiederhole es – transparenten und vollständigen 
Aufklärung. 

Lassen Sie mich aber noch eine Aussage zu Ihren 
Ausführungen, Herr Dr. Papke, machen.  

Dass mich die Beantwortung der Anfrage nicht er-
reicht hat, war falsch – eindeutig. Wir haben Ihnen 
auf Ihre Anfrage hin die Information zum Ablauf zu-
gestellt. Die Beantwortung innerhalb der Energieab-
teilung auf Referats-, Gruppen- und Abteilungslei-
terebene ist mitgezeichnet worden. Das haben wir 
Ihnen vorgelegt. Da die Fachabteilung keine Be-
denken angemeldet hat, ist die Mitzeichnung der 
Kleinen Anfrage der Leitungsebene nicht vorgelegt 
worden. 

Ich sage: Das entspricht dem üblichen Verfahren im 
Haus, und zwar schon vor meiner Zeit. Aber ich sa-
ge Ihnen auch: Dieses Verfahren wird jetzt geän-
dert. Es ist eine entsprechende Arbeitsgruppe ein-
gesetzt. Wir werden diese Prozesse überarbeiten. 
Ich denke, so etwas wird in Zukunft nicht mehr der 
Fall sein.  

Deswegen möchte ich, Herr Dr. Papke – ich wende 
mich noch einmal an Sie –, sagen: Für Verdächti-
gungen irgendeiner Art gibt es eigentlich keinen 
Raum. Wenn Sie diese trotzdem äußern, halte ich 
das für unanständig und für infam und weise sie zu-
rück. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister Voigtsberger. – Für die SPD-Fraktion 
hat nun der Kollege Schmeltzer das Wort. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Aha! Der „Kern-
Schmeltzer“!) 

Rainer Schmeltzer (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ja, zum Kern komme 



Landtag   15.04.2011 

Nordrhein-Westfalen 3150 Plenarprotokoll 15/33 

 

ich jetzt noch einmal. Denn das haben Sie bis heu-
te noch nicht begriffen. 

(Lachen von der CDU und von der FDP) 

Der in Sitzungen abwesende und auch keine Proto-
kolle lesende „Kamerapolitiker“ Papke, der an Aus-
schusssitzungen nicht komplett teilnimmt, der die 
Presse fehlerhaft und hetzerisch informiert, sorgt 
hier für einen Populismus und lässt die Tatsache 
nicht an sich heran, 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

dass es eine minutiöse, detaillierte, transparente 
Aufklärung beider Minister gegeben hat, die Sie an-
scheinend inhaltlich nicht nachvollziehen können. 
Denn Sie sind es aus den Zeiten Ihrer Regierung 
her nicht gewohnt, dass man so minutiös und detail-
liert aufklärt. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Unruhe) 

Das ist Ihr Fehler. Deswegen können Sie diese Poli-
tik auch nicht nachvollziehen!  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Lachen von der CDU und von der FDP – Lutz 
Lienenkämper [CDU]: Lauter!) 

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, auch 
wenn ein Herr Wüst, ein Herr Papke oder ein Herr 
Wirtz, egal, wie sie alle heißen, immer wieder von 
verschwundenen Kugeln sprechen – es ist mehr-
fach widerlegt worden, und diese Unterstellung wird 
nicht dadurch richtiger, dass Sie hier immer wieder 
nachhaltig die Unwahrheit sagen.  

Wenn das Bundesministerium für Bildung und For-
schung von „Zahlensalat“ spricht – Frau Ministerin 
Schulze hat dies deutlich gemacht –, dann zeigt das 
ganz klar, dass dort die Sache gestoppt wurde, die 
Jülich auf den Weg gebracht hat.  

(Lachen von der CDU) 

Seit dem 22. März, seitdem die Antwort in Jülich 
vorliegt, hat Jülich nicht reagiert. Sie müssen sich 
die Frage gefallen lassen, ob es nicht vielmehr in 
Jülich Kommunikationsprobleme gibt und nicht hier. 

(Zuruf von der CDU: Oh!) 

Machen Sie sich keine Sorgen über die Personalien 
innerhalb dieses Kabinetts von Frau Kraft! Die Fra-
ge wurde gestellt und die Frage ist beantwortet. Die 
Personalien finden Sie in diesem Kabinett wieder, 
und das wird auch so bleiben. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke, Herr 
Kollege Schmeltzer. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe daher die Be-
ratung zum Tagesordnungspunkt 1.  

Ich möchte Ihnen mitteilen, dass die Fraktion Die 
Linke zu Abschnitt II des Antrags Drucksache 
15/1689 getrennte Abstimmung beantragt hat. Sie 
wünscht Einzelabstimmung über jeden der drei 
Spiegelpunkte. – Das werden wir so machen. 

Ich bitte jetzt alle Kolleginnen und Kollegen, sich auf 
ihre Plätze zu begeben. Die Mitarbeiter mögen bitte 
die Abgeordnetenreihen verlassen, damit wir den 
Überblick behalten können. – Vielen Dank. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich lasse zuerst 
über den ersten Spiegelstrich des Antrags Druck-
sache 15/1689 abstimmen. Es heißt dort: „den Ver-
bleib der Brennelementekugeln lückenlos aufzuklä-
ren und vollständige Transparenz über die Vorgän-
ge gegenüber der Öffentlichkeit und dem Landtag 
herzustellen“. Wer diesem Spiegelpunkt seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von SPD, 
CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und Linke. – 
Möchte sich jemand der Stimme enthalten? – Möch-
te jemand dagegen stimmen? – Damit ist der erste 
Spiegelpunkt von Abschnitt II einstimmig ange-
nommen. 

Ich komme zur Abstimmung über den zweiten Spie-
gelpunkt. Er lautet: „die notwendigen Konsequen-
zen aus dem Kommunikationsdesaster zu ziehen“. 
Wer diesem Punkt zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
von CDU und FDP. – Wer stimmt dagegen? – Das 
sind die Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und Linke. 

(Zurufe von der CDU und von der FDP: Oh! – 
Unruhe) 

Möchte sich jemand enthalten? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist der zweite Spiegelpunkt abgelehnt.  

Ich komme zur Abstimmung über den dritten Spie-
gelpunkt, der lautet: „das Forschungszentrum Jülich 
nicht weiter durch verwirrende Mutmaßungen in 
Verruf zu bringen“. Wer diesem Spiegelpunkt seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen CDU und 
FDP. Wer stimmt dagegen? – 

(Zurufe von der CDU und von der FDP: Oh!) 

Das sind die Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Die Linke. Möchte sich jemand enthalten?  

(Einige Abgeordnete der CDU und der FDP 
erheben sich von ihren Plätzen, um den Ple-
narsaal zu verlassen.) 

– Darf ich die Kolleginnen und Kollegen der CDU und 
der FDP darauf aufmerksam machen, dass wir uns 
immer noch im Abstimmungsverfahren befinden und 
es auch in ihrem Interesse liegt, dass wir hier ein or-
dentliches Verfahren über die Bühne bringen? – Da-
mit stelle ich fest, dass der dritte Spiegelpunkt ab-
gelehnt worden ist. 
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Ich komme zur Gesamtabstimmung über den An-
trag Drucksache 15/1689. Wer diesem Antrag sei-
ne Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen CDU und 
FDP. Wer stimmt dagegen? – 

(Zurufe von der CDU: Hey!) 

Das sind die Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Die Linke. Möchte sich jemand der Stimme 
enthalten? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der Ge-
samtantrag abgelehnt. 

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 1 und rufe 
auf: 

2 Die Lehren aus Fukushima ziehen – Sicher-
heitsstandards überprüfen – Den endgültigen 
Atomausstieg in Nordrhein-Westfalen umset-
zen  

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 15/1687 

Ich eröffne die Beratung und erteile als Erstem für 
die antragstellenden Fraktionen Herrn Kollegen 
Schmeltzer das Wort. 

Rainer Schmeltzer (SPD): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Wir 
kommen jetzt von einem unsäglichen parlamentari-
schen Schauspiel – wer wusste wann was von wem 
worüber und besetzt damit die populistischen 
Schlagzeilen in den Medien? – zu den atompoliti-
schen Themen, die die Menschen im Land Nord-
rhein-Westfalen wirklich interessieren.  

Immer wieder fragen die Menschen: Was können 
wir für den Ausstieg aus der Atomenergie tun, damit 
sich so etwas wie in diesen Tagen in Fukushima 
oder vor 25 Jahren in Tschernobyl oder in Harris-
burg nicht wiederholen kann? Unser Ziel ist natür-
lich der schnellstmögliche Ausstieg aus der Atom-
energie und das entscheidende Vorantreiben der 
Alternativen. 

Den Beitrag, den die Landesregierung zur verant-
wortungsvollen Energieversorgung leisten kann, ist 
diese angegangen. In Nordrhein-Westfalen als be-
deutendster Energie- und Industrieregion Deutsch-
lands wurde mit der Stilllegung des Kernkraftwerks 
Würgassen im Jahre 1994 die Kernenergienutzung 
zur kommerziellen Stromerzeugung beendet. Be-
reits zuvor wurde der THTR in Hamm-Uentrop aus 
Sicherheitsgründen 1988 vorläufig und 1989 end-
gültig stillgelegt.  

Seit der Stilllegung des Hochtemperaturreaktors hat 
es übrigens immer wieder Versuche gegeben, diese 
Atomtechnologie zu rehabilitieren, die mit Brenn-
elementekugeln statt mit Brennstäben arbeitet. 

Auch hier im Landtag haben diese Rehabilitierungs-
versuche wiederholt stattgefunden. 

Ein Beispiel: CDU und FDP legten in ihrem Bericht 
der Enquetekommission zu den Auswirkungen län-
gerfristig stark steigender Preise von Öl- und 
Gasimporten auf die Wirtschaft und die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher in Nordrhein-Westfalen fol-
genden bemerkenswerten Vorschlag vor – ich zitie-
re –: 

„Insbesondere die Wiederaufnahme und Ver-
stärkung der Forschungsbemühungen beim 
HTR, für den deutsche Wissenschaftler schon 
wesentliche Grundlagen erarbeitet haben, böte 
einen kostengünstigen Weg, risikoarm und CO2-
frei Wasserstoff … zur Verfügung zu stellen …“ 

CDU und FDP waren sich darüber bewusst, dass 
dies gesetzlich absolut unzulässig war. Deshalb 
schrieben sie weiter: 

„Hierfür ist es allerdings auch erforderlich, dass 
die gesetzlichen Grundlagen für eine solche For-
schung und Entwicklung geschaffen werden, vor 
allem dass deutschen Wissenschaftlern die Mit-
arbeit an internationalen Projekten ermöglicht 
wird.“ 

Vielleicht ist dies auch der Grund für das Geschrei 
der Opposition zur Beantwortung einer Kleinen An-
frage zu Jülich. Schließlich haben CDU und FDP 
sich in der letzten Legislaturperiode maßgeblich für 
die Rehabilitierung dieser mit Brennelementekugeln 
hantierenden Hochtemperaturreaktoren eingesetzt. 
Das gehört zur Wahrheit dazu – wie auch zur 
Wahrheit gehört, dass die damalige Ministerin Tho-
ben und der damalige Minister Pinkwart es waren, 
die bis zum Schluss ihrer Zeit nicht nur für die Hoch-
temperaturtechnik warben, sondern diese Technik 
auch nachhaltig forcierten. 

Aber auch ohne Rückkehr zur HTR-Technologie 
und selbst dann, wenn die Bundesregierung zum 
Ausstiegskonzept aus der Zeit der rot-grün geführ-
ten Bundesregierung zurückkehrt und der Ausstieg 
vielleicht sogar noch etwas beschleunigt wird, wer-
den die Risiken der Atomenergie und die Endlage-
rung des Atommülls, um nur zwei Bereiche zu nen-
nen, uns alle und die Generationen nach uns noch 
weiter beschäftigen. 

Trotzdem müssen wir die Konsequenzen ziehen, 
die unmittelbar unsere politische Verantwortung für 
die Sicherheit der Menschen in unserem Lande 
Nordrhein-Westfalen betreffen. 

SPD und Grüne haben von Beginn an die Atomkraft 
aus vielen Gründen als unverantwortliche Form der 
Energieerzeugung abgelehnt. Wir steigen aber nicht 
nur aus; wir steigen auch ein. In der laufenden Le-
gislaturperiode haben SPD und Grüne mit dem 
Gemeindewirtschaftsrecht die Stadtwerke gestärkt. 
Damit fördern wir den Wettbewerb in der Energie-
wirtschaft. Zudem haben wir den Ausbau der Kraft-
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Wärme-Kopplung und Planungen für effizientere 
Kraftwerke sowie den Ausbau der erneuerbaren 
Energien mit dem Windkrafterlass in Angriff ge-
nommen. 

Gleichwohl sind die Risiken aus der Atomwirtschaft 
in Nordrhein-Westfalen noch längst nicht in dem 
notwendigen Maße gebannt. Auf dem Gronauer Ge-
lände der Urananreicherungsanlage der Firma 
Urenco lagern unter freiem Himmel mehrere Tau-
send Tonnen abgereichertes Uran und Natururan in 
Fässern. Urenco hat gegenüber der WDR Lokalzeit 
Münsterland am 17. März 2011 öffentlich einge-
räumt, dass diese Fässer nicht gegen einen Flug-
zeugabsturz, einen Kerosinbrand oder Ähnliches 
abgesichert sind. Schwere Schäden für die Bevöl-
kerung könnten in diesen Fällen nicht ausgeschlos-
sen werden. 

Es ist gut und richtig, dass das Wirtschaftsministeri-
um, das als Atomaufsichtsbehörde für die Sicherheit 
der atomaren Anlage in Gronau zuständig ist, nun 
nicht mehr auf die nächste fällige Überprüfung im 
Jahre 2012 wartet, sondern diese auf Initiative des 
Ministers Voigtsberger auf 2011 vorzieht. Richtig ist 
auch, dass der Wirtschaftsminister eine Stellung-
nahme der Betreiberfirma Urenco zur aktuellen Si-
cherheitssituation fordert. 

Was aber passiert, wenn wir in dieser Diskussion in 
Nordrhein-Westfalen zu der Auffassung gelangen, 
dass die Risiken nicht länger tragbar sind? Dann 
besteht für das Land Nordrhein-Westfalen keine 
rechtliche oder politische Handhabe für den Aus-
stieg, weil die Urananreicherung und die Genehmi-
gung der Urananreicherungsanlage Bundessache 
ist. Notwendig ist also eine Novelle des Atomgeset-
zes auf Bundesebene. Für diese Novellierung soll 
die Landesregierung eine Initiative ergreifen. 

Im Übrigen erinnere ich daran, dass der Bundesrat 
heute den Entwurf eines 13. Gesetzes zur Ände-
rung des Atomgesetzes und zu einer beschleunig-
ten Stilllegung von Atomkraftwerken diskutiert. Da 
können CDU und FDP schon heute erstmalig öffent-
lich und ehrlich beweisen, ob sie es mit den populis-
tischen Äußerungen zum Ausstieg ernst nehmen. 
Ich zweifle daran, lesen wir doch heute noch im 
„Handelsblatt“, dass selbst drei Viertel der FDP-
Wähler nicht an diese Ausstiegsszenarien der FDP 
glauben. 

Um die Urananreicherungsanlage in Gronau zu ver-
sorgen, rollen jedes Jahr Tausende Tonnen radio-
aktives Uranhexafluorid ins Münsterland. Das Mate-
rial reagiert, wie wir wissen, beim Kontakt mit Luft-
feuchtigkeit zu hochgiftiger und ätzender Flusssäu-
re. Trotzdem rollen die Transportzüge mitten durch 
die Bahnhöfe von Köln, des Ruhrgebietes und von 
Münster. In den betroffenen Städten wächst nicht 
ohne Grund die Sorge um die Sicherheit dieser 
Atomtransporte.  

Am 31. März hat zum Beispiel der Rat der Stadt 
Dortmund eine Resolution beschlossen, in der der 
Rat die Landesregierung NRW darum bittet, 
schnellstmöglich ein Moratorium für Atomtransporte 
in NRW zu erlassen. Im Übrigen geht es um ein Mo-
ratorium, das im Gegensatz zu anderen Moratorien, 
die zurzeit diskutiert werden, rechtlich zulässig wä-
re. 

In dem Antrag wird die Landesregierung außerdem 
gebeten, unabhängige Sachverständige zu beauf-
tragen, die Probleme und Störfälle des Atomver-
suchsreaktors in Jülich zu untersuchen. Wer den 
Koalitionsvertrag von SPD und Grünen vom Juli 
2010 gelesen hat, dem wird dieser Punkt bekannt 
vorkommen. 

Es scheint jetzt genau der richtige Zeitpunkt ge-
kommen zu sein. Anfang dieser Woche haben die 
Arbeitsgemeinschaft Versuchsreaktor GmbH (AVR) 
und das Forschungszentrum Jülich eine Arbeits-
gruppe zur AVR-Sicherheit gegründet, die die Be-
triebsgeschichte des 1988 stillgelegten AVR-
Reaktors aufarbeiten soll. Die anstehende Überprü-
fung der kerntechnischen Anlagen in Deutschland 
nehmen sie zum Anlass, um am Standort Jülich die 
Betriebsgeschichte des AVR-Reaktors durch unab-
hängige Experten beleuchten zu lassen. Die Exper-
tengruppe wird sich auch mit dem Störfall von 1978 
befassen. Damals war nach einem Defekt an einem 
Dampferzeuger radioaktives Wasser ins Erdreich 
unter dem Reaktor eingedrungen. 

Das alles deutet darauf hin, dass die Notwendigkeit 
der Aufarbeitung inzwischen offensichtlich nicht al-
lein von SPD und Grünen im Landtag, sondern von 
mehreren Seiten so gesehen wird. Das deutet au-
ßerdem darauf hin, dass der vorliegende Antrag ein 
richtiger Antrag zum richtigen Zeitpunkt ist. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schmeltzer. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Markert. 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Bis vor 
einigen Jahren hieß es immer, schwerwiegende 
Atomunfälle wären ein Restrisiko, das sich allenfalls 
etwa alle 25.000 Jahre realisieren würde. Tschern-
obyl, vorher Harrisburg, jetzt Fukushima: Ich bin 42 
Jahre alt, müsste danach aber jetzt schon 75.000 
Jahre alt sein. 

(Zuruf: Sie haben graue Haare!) 

– Ich habe graue Haare, ja, aber ansonsten habe 
ich mich, glaube ich, ganz gut gehalten. 

Fukushima ist insofern eine erneute Zäsur. Es ist 
kein Grund für Arroganz. Ich gestehe es ausdrück-
lich auch anderen zu, dass sie ihre Position über-
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denken können. Die Debatte jedoch führen wir als 
Grüne schon seit 30 Jahren. Jetzt schaffen wir es 
hoffentlich auch, diesen Spuk endgültig zu beenden. 

NRW hat kein AKW mehr, aber an verschiedenen 
Standorten alles, was die atomare Brennstoffkette 
ausmacht. Denken Sie an die Urananreicherung in 
Gronau, denken Sie an Ahaus mit dem Zwischenla-
ger, denken Sie an die Konditionierungsanlage in 
Duisburg, an die Castorbehälterproduktionsstätte in 
Krefeld und eben – zumindest historisch – an die 
Kernforschungsanlage in Jülich. 

Gemeinsam halten SPD und Grüne die Atomtech-
nologie für nicht beherrschbar und deswegen für 
politisch nicht verantwortbar. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aus diesem Grunde haben diese Landesregierung 
und die sie tragenden Fraktionen ihre Politik darauf 
ausgerichtet, endgültig das atomare Abenteuer in 
NRW zu beenden. Das unterscheidet uns in der Tat 
von der Vorgängerregierung unter der Führung des 
Forschungsministers Pinkwart in dieser Frage. 

Mit dem Gemeindewirtschaftsrecht haben wir die 
Stadtwerke gestärkt, und wir fördern den Wettbe-
werb der Energiewirtschaft. Zudem haben wir den 
Ausbau der Kraft-Wärme-Koppelung – im Übrigen 
eine hocheffiziente Technologie – und Planungen 
für effizientere Kraftwerke in Angriff genommen. Mit 
einem weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien 
und mit der hocheffizienten Kraft-Wärme-
Koppelungs-Technologie ist ein Ausstieg auch rela-
tiv kurzfristig machbar. Aktuelle Studien von Green-
peace unterstützen uns in dieser Ansicht ja auch.  

Ich will erinnern an die Bundesratsinitiativen – mein 
Vorredner hat das eben auch schon angesprochen – 
beispielsweise zur Laufzeitverlängerung. Auch unse-
re Atomtransportbeschlüsse zu Majak oder zu Jülich 
unterstreichen eindeutig, welchen Kurs wir hierzu 
eingeschlagen haben. 

Mit dem vorliegenden Antrag möchten wir nun die 
Grundlagen für den Ausstieg aus der Urananreiche-
rung in Deutschland legen. Das geht nur bundesge-
setzlich. Deswegen wollen wir eine Bundesratsinitia-
tive in Angriff nehmen. 

Lieber Kollege Sagel, es gibt Spekulationen dar-
über, ob man mit dem Genehmigungsrecht in dieser 
Frage allein weiterkäme. Ich muss dazu sagen: Ei-
ne Landesregierung, die allein mit dem Genehmi-
gungsrecht eine solche Anlage stilllegen wollte – 
das hat ja bei der Wiederaufbereitung auch nicht 
geklappt –, würde sich massiven Schadensersatz-
forderungen ausgesetzt sehen. Deswegen ist die 
bundesgesetzliche Regelung der einzig richtige und 
zielführende Weg. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [LINKE]) 

– Herr Trittin steht nicht hier in Nordrhein-Westfalen. 
Das müssen Sie dann auch zur Kenntnis nehmen. 

Hören Sie einfach auf. Sie haben gerade herumge-
eiert. Sie hatten gerade fast so etwas wie eine 
Greifswald-Koalition vor. 

Wir schlagen auch ein Transportmoratorium für Be-
förderungen innerhalb der atomaren Verwertungs-
kette – übrigens ausgenommen medizinische An-
wendungen und Sicherheitsforschung – für soge-
nannte sonstige radioaktive Stoffe nach § 2 Abs. 1 
Atomgesetz für Nordrhein-Westfalen vor, sofern 
entsprechende Genehmigungen die Zuständigkeit 
des Landes nach § 16 Strahlenschutzverordnung 
betreffen. Während des Transport-moratoriums sol-
len das Beförderungsaufkommen sowie sämtliche 
sicherheits- und gesundheitsrelevanten Aspekte ei-
ner intensiven Überprüfung unterzogen werden.  

Eben wurde bereits angesprochen: Fast täglich sind 
ohne Polizeibegleitung Lastwagen mit Uranhexaflu-
orid auf nordrhein-westfälischen Straßen unterwegs. 
Das ist ein erhebliches Gefährdungspotenzial. Frü-
her gingen diese Transporte beispielsweise nach 
Russland via Zug durch den Hauptbahnhof von 
Münster.  

Man hat dann irgendwann einmal das Gefahrenpo-
tenzial ermitteln lassen. Das hat übrigens der Ober-
bürgermeister von Sankt Petersburg getan. Dabei 
ist herausgekommen: Wenn ein Riss in solch einem 
Tank entstehen würde, müsste man innerhalb von 
fünf Minuten alle Menschen im Umkreis von 500 m 
sofort evakuieren. Für Sankt Petersburg hieße das, 
250.000 Menschen sofort zu evakuieren. Das Ge-
fährdungspotenzial ist riesig. Man muss überlegen, 
ob das überhaupt noch in diese Zeit passt. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Wir hatten eben schon die Debatte zur lückenlosen 
Aufarbeitung der Hochtemperaturkugelhaufentech-
nologie in Jülich, und zwar durch unabhängige 
Sachverständige. Ich habe es vorhin schon gesagt. 
Wenn das Forschungszentrum selber mit seinen 
eigenen Wissenschaftlern aufklären will, ist das so, 
als würde man den Fuchs nach den Hühnern und 
deren Verbleib auf dem Hof fragen. Das kann es 
nicht sein. 

Unser Antrag hierzu war überfällig. Denn dieser Re-
aktortyp ist im Grunde eine physikalisch-technische 
Unmöglichkeit und somit eine weitere nicht verant-
wortbare, atomare Hochsicherheitstechnologie. Ich 
kann verstehen, dass manche in der CDU so unru-
hig werden. Es war die Regierung Rüttgers, die die-
se Technologie weiterverkaufen wollte. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Aufarbeitung ist deshalb so wichtig, weil nämlich 
Frau Thoben und Frau Schavan und auch Herr 
Pinkwart immer verweigert haben, für Aufklärung zu 
sorgen. Sie wollten zusammen mit dem internatio-
nalen Kugelcorps diese Reaktoren nach Polen an 
die deutsche Grenze im Dreiländereck weiterver-
kaufen. 
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So behauptete jetzt noch Antonio Hurtado vom Ku-
gelcorps an der Technischen Universität in Dresden 
am 11.04. im „MDR“, Hamm-Uentrop sei nur aus 
politischen Gründen stillgelegt worden. Er würde 
den Polen – Zitat – den Bau einer solchen Anlage 
ausdrücklich empfehlen. 

In Wahrheit ist Hamm-Uentrop wegen einer endlo-
sen Serie von technischen Pannen und Störfällen 
stillgelegt worden, und zwar deswegen, weil der 
Kugelbruch zu hoch war. Nicht umsonst steht in den 
Meldelisten über besondere Vorfälle in Kernkraft-
werken für beide Reaktortypen – die Leichtwasser-
reaktoren wie eben auch für solche Kugelhaufenre-
aktoren – unisono: Brennelementeschäden! 

Was wir auch aufklären werden, ist der schwere 
Beinahe-GAU im AVR vom Mai 1978. Lapidar heißt 
es bei den meldepflichtigen Ereignissen nur – Zi-
tat –: 15. Mai 1978: Wasserleckage in das Primär-
system – Kategorie C. – Von der Freisetzung von 
Strontium 90 steht dort unerklärlicherweise über-
haupt nichts. 

Deswegen gehört zu den Aufarbeitungsarbeiten und 
zur Aufklärung für mich auch folgender Sachverhalt, 
den ich Ihnen abschließend vortragen möchte: 

Im Juni 2010 legte das Gesundheitsamt Düren ei-
nen Bericht vor, in dem es – Zitat – heißt: Ob radio-
aktive Belastungen seit Inbetriebnahme des AVR-
Reaktors und infolge des Störfalls von 1978 vor 
1995 für die Bevölkerung bestanden hat, kann 
mangels Daten nicht nachvollzogen werden. 

Doch hatte bereits 1993 Professor Horst Kuni, Nuk-
learmediziner von der Universität in Marburg, eine 
Studie veröffentlicht, die eine 17-fach höhere Leu-
kämierate bei Kindern in Düren, Niederzier, Titz und 
Jülich gegenüber dem Bundesdurchschnitt nach-
wies – übrigens im Auftrag betroffener Eltern. 

Ob also die kürzlich von Professor Allelein im 
„WDR“ aufgestellte Behauptung, es habe nie eine 
Gefährdung für die Bevölkerung bestanden, tat-
sächlich zutrifft, wird nun ebenfalls zu klären sein 
und von uns aufgeklärt werden. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Sie achten auf 
die Redezeit? 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Wir, meine 
Damen und Herren, machen in Nordrhein-Westfalen 
Ernst mit dem Ausstieg. Rot-Grün handelt, während 
andere noch in Selbstfindungsprozessen unterwegs 
sind und darüber streiten, ob die Restrisikolehre 
nicht vielleicht doch richtig wäre. – Herzlich will-
kommen! Hoffentlich nicht in 75.000 Jahren. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Markert. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Herr Kollege Lienenkämper. 

Lutz Lienenkämper (CDU): Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren Kollegen! Ich 
denke, es ist jedem von uns bewusst, dass es sich 
bei Fukushima um ein tiefgreifendes und schreckli-
ches Ereignis handelt, das in dieser Form niemand 
vorhergesehen hat. Das beinahe Undenkbare ist 
tatsächlich passiert. Es hat das Zusammentreffen 
eines Erdbebens, das in diesem Ausmaße nicht 
vorhergedacht worden ist, mit in der Folge einer 
Tsunami-Welle gegeben, die auch in dieser Art und 
Weise nicht vorhergedacht worden ist. Wir haben 
auf schreckliche Art und Weise erfahren müssen, 
dass das Undenkbare tatsächlich Realität werden 
kann. 

Dadurch, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
hat sich natürlich für die Atomanlagen in der Bun-
desrepublik Deutschland das Risiko objektiv zu-
nächst einmal überhaupt nicht verändert. Es ist völ-
lig klar, dass durch ein Erdbebens in Japan die 
Wahrscheinlichkeit von Naturkatastrophen in 
Deutschland nicht größer oder kleiner wird. Das 
Restrisiko ist das gleiche geblieben. Aber die Ge-
sellschaft hat eine umfassende Diskussion darüber 
begonnen, ob wir eigentlich noch die gleichen Risi-
ken akzeptieren wollen, die breite Mehrheiten im 
Deutschen Bundestag und auch in der Gesellschaft 
jahrzehntelang akzeptiert haben. 

Im Ergebnis haben sich die Anforderungen an die 
Sicherheit geändert. Langjährige Mehrheiten im 
Deutschen Bundestag für die friedliche Nutzung der 
Kernenergie stehen vor anderen Fragen. Deswegen 
müssen wir auch andere Antworten geben. 

Ich erinnere daran, dass alle 17 Anlagen, die noch 
bis vor wenigen Wochen am Netz waren, unter 
SPD-geführten Bundesregierungen geplant worden 
sind. Sie sind der Ausdruck eines jahrzehntelangen 
gemeinschaftlichen Verständnisses im Deutschen 
Bundestag.  

Danach hat es Veränderungen bei der SPD gege-
ben. Das ist auch wahr. Aber da standen alle Anla-
gen, die jetzt hinterfragt werden, schon.  

Nun waren wir in der Politik uns allerdings im Rah-
men der Diskussion in einem übergreifend einig: Die 
friedliche Nutzung der Kernenergie soll anders als in 
anderen Ländern bei uns nicht dauerhaft zur Si-
cherstellung der Energieversorgung dienen. Wir wa-
ren immer der Auffassung, dass Kernenergie eine 
Übergangstechnologie ist. Massiv gestritten haben 
wir uns – und wir streiten uns weiterhin – allerdings 
über die Dauer dieses Übergangs. Der Streit ist da 
und bleibt. Aber eines steht schon fest: Es gibt ei-
nen breiten gesellschaftlichen Konsens darüber, 
dass wir – anders als bisher beschlossen – schnel-
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ler aus der friedlichen Nutzung der Kernenergie 
aussteigen müssen.  

Es ist die Stärke der Politik, dass man sich an ge-
änderte Anforderungen auch in solchen fundamen-
talen Fragen anpassen kann, dass man die richti-
gen Antworten geben kann. Deswegen war es rich-
tig, das Moratorium des Nachdenkens zu beginnen, 
um uns Zeit zu geben, Folgendes zu überlegen:  

Wie organisieren wir diesen schnelleren Ausstieg 
aus der friedlichen Nutzung der Kernenergie? Wie 
bekommen wir es hin, diesen Ausstieg so zu gestal-
ten, dass die Energieversorgung in der Bundesre-
publik Deutschland und damit auch in Nordrhein-
Westfalen sicher bleibt? Wie kann es uns gelingen, 
die schneller wegfallende Energie zu ersetzen? Wie 
machen wir die erneuerbaren Energien, die auch 
nach übereinstimmender Auffassung die Energie-
träger der Zukunft sind, eigentlich grundlastfähig? 
Wie organisieren wir den notwendigen Ausbau der 
Netze? Und wie machen wir es – das ist eine große 
gesellschaftliche Aufgabe –, ohne dass dabei die 
Energiepreise in den Himmel schießen, sondern 
dass die Menschen und auch die gerade in Nord-
rhein-Westfalen besonders stark vertretenen ener-
gieintensiven Industrien Energie auch weiterhin be-
zahlen können?  

Es ist die Frage: Wie kriegen wir sichere, saubere 
und bezahlbare Energieversorgung hin, und zwar in 
genau diesem Dreieck? – Deswegen ist dieses – so 
schrecklich es klingt – Ereignis in Japan eine ge-
meinsame Chance, einen gesellschaftlichen Kon-
sens darüber anzustreben, wie dieses Land dauer-
haft und zukünftig mit Energie versorgt werden soll.  

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Diesen gesellschaftlichen Konsens streben wir aus-
drücklich an, und zwar als breiten Konsens. Daher 
brauchen wir dafür ein bisschen Zeit, und wir müs-
sen den alten Lehrsatz beachten, dass alles mit al-
lem zusammenhängt. Deswegen ist das Herauslö-
sen einzelner Bestandteile aus diesem großen Pa-
ket, bevor nicht das Ganze gesellschaftlich kon-
sensfähig ist, immer problematisch.  

Insofern ist es richtig und gut gewesen, dass die 
Bundesregierung mit ihrem Sechs-Punkte-Plan des 
zuständigen Bundesumweltministers und des Bun-
deswirtschaftsministers dafür jetzt gute Perspekti-
ven eröffnet hat.  

Wir brauchen natürlich Offshore-Windparks, und es 
ist notwendig, die jetzt zu unterstützen. Wir brau-
chen dann allerdings auch die entsprechenden Lei-
tungen. Da müssen wir uns über die Frage unterhal-
ten, wie wir die gebaut bekommen und wie die so 
gebaut werden können, dass sie bezahlbar sind und 
die Menschen sie akzeptieren, dass die Menschen 
akzeptieren, dass Leitungen eben zur Energieer-
zeugung dazugehören.  

Das Nächste ist das Thema „Sanierung von Ge-
bäuden“, insbesondere im Bestand. Da habe ich es 
etwas einfacher, weil ich das schon in alter Funktion 
intensiv gefordert habe. Wir haben uns da nicht 
durchgesetzt; das ist Ihnen auch schon häufig so 
gegangen; das ist die Wahrheit. Richtig ist auch, 
dass es jetzt eingesehen worden ist. Es ist klar, 
dass wir wesentlich mehr Geld für die energetische 
Gebäudesanierung zur Verfügung stellen müssen 
als in der Vergangenheit.  

Klar ist übrigens auch, dass es intelligenter gemacht 
werden muss als mit den alten KfW-Programmen. 
Denn die jetzt nur mit mehr Geld aufzufüllen und sie 
ansonsten so zu belassen, wie sie jetzt sind, führt in 
Wahrheit nicht zu einer deutlichen Verbesserung 
der Bestandsinvestitionen. Da müssen wir intelligen-
ter sein, und daran wird natürlich gearbeitet.  

Richtig ist, den Energie- und Klimafonds schneller 
aufzustocken, und richtig ist auch, Geld in ein Ener-
gieforschungsprogramm zu investieren. Denn wir 
wissen ganz genau, dass wir die Speichertechnolo-
gie noch nicht so weit haben, wie wir sie haben wol-
len, und auch noch nicht so weit haben, wie wir sie 
brauchen. Deswegen müssen wir noch intensiver 
als bisher forschen.  

Klar ist auch, dass wir bei den intelligenten Netzen 
noch weitere Fortschritte machen müssen und dass 
wir am Ende eines Prozesses eine dezentralere 
Netzstruktur in der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben werden als wir sie im Moment haben.  

Weil das alles klar ist und weil die Chance auf einen 
gesellschaftlichen Konsens besteht, kann ich nur 
allen Beteiligten die Entscheidung abringen, daran 
mitzuwirken. Genau deswegen kann ich kein Inte-
resse daran feststellen, einzelne Bestandteile aus 
einem solchen Programm vorher herauszulösen, 
insbesondere nicht in Nordrhein-Westfalen, wo ich – 
das will ich jetzt alles nicht wiederholen – vor einer 
Energiepolitik der Minderheitsregierung stehe, die 
auf die Besonderheiten unseres Landes keinerlei 
Rücksicht nimmt. 

(Beifall von der FDP – Zurufe von Britta 
Altenkamp [SPD] und von Rainer Schmelt-
zer [SPD]) 

Das Klimaschutzgesetz, die Behandlung von Dat-
teln, die industriefeindliche Politik dieser Regierung, 
all das habe ich hier schon häufig angesprochen 
und möchte es deswegen nicht wiederholen.  

Ich will vielmehr einladen, an dem Prozess, der in 
Berlin stattfindet, mitzuwirken, einen gesellschaftli-
chen Konsens anzustreben. Energiepolitik für Nord-
rhein-Westfalen muss ganzheitlich sein, sie muss 
die Spezifika unseres Landes berücksichtigen, und 
genau das tut dieser Antrag leider nicht.  

(Beifall von der CDU und von der FDP) 
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Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lienenkämper. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Kollege Brockes.  

Dietmar Brockes
*)
 (FDP): Frau Präsidentin! Die 

rot-grüne Koalition hat nicht viele Themen, zu denen 
sie hier im Landtag gemeinsame Anträge einbringt.  

(Zuruf von Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Aber es gibt ein Thema, das seit der Regierungs-
übernahme in keiner Plenardebatte fehlen darf, und 
das ist das Thema Atomkraft.  

Ich habe einmal nachgezählt. Rechnet man die Ak-
tuellen Stunden und die Unterrichtungen hinzu, ist 
das heute der neunte Antrag zu diesem Thema hier 
im Landtag und schon der dritte, der die bedauerli-
chen und schrecklichen Ereignisse in Japan zu in-
strumentalisieren versucht.  

Da Rot-Grün insgesamt nicht viele Anträge einge-
bracht hat,  

(Martin Börschel [SPD]: Na, na!) 

heißt das, meine Damen und Herren, dass jeder 
fünfte Antrag dieser Legislaturperiode dieses The-
ma beinhaltet.  

Offenbar hat dieses Vorgehen innerhalb der Lan-
desregierung System. In der vorangegangenen De-
batte haben wir ja auch bereits gehört, wie Ministe-
rin Schulze selbst noch beim Beantworten von Klei-
nen Anfragen versucht, das Thema Kernenergie für 
eigene politische Zwecke zu instrumentalisieren.  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Du meine Güte!) 

Im konkreten Antrag geht es darum, dass die Lan-
desregierung ein Transportmoratorium verhängen 
soll. Außerdem soll die Polizei nur noch dann die 
Sicherung von Transporten vornehmen, wenn ein 
verantwortbares Transportkonzept und die Absiche-
rung nach dem Atomgesetz nachgewiesen worden 
ist. 

Die Urananreicherungsanlage in Gronau soll eben-
falls möglichst geschlossen werden, und eine Ex-
pertenkommission soll technische Probleme und 
Störfälle in Jülich aufarbeiten.  

Meine Damen und Herren, wenn man sich das so 
durchliest, dann – das sage ich Ihnen ganz ehrlich –
, gelangt man zu der Auffassung, dass der Inhalt 
des Antrages die gleiche Qualität hat wie die Ant-
worten auf die Kleine Anfrage des Kollegen Markert 
zu den Brennelementekugeln. Es geht Ihnen näm-
lich nicht um Aufklärung, sondern dies sind reine 
Show-Anträge. 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Viel Substanz ist da nicht enthalten, und im Grunde 
wird einfach nur versucht, das Atomthema irgend-
wie nach Nordrhein-Westfalen zu ziehen. Man kann 
in dem Antrag zwischen den Zeilen die Trauer dar-

über, dass es in Nordrhein-Westfalen kein Kern-
kraftwerk mehr gibt, geradezu herauslesen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte jetzt aber 
auch einmal deutlich machen, wie scheinheilig die 
Debatte um die Urananreicherung eigentlich ist. 
Wenn alle demokratischen Fraktionen – also ab dort 
angefangen – hier im Hause der Auffassung sind, 
dass wir für eine Übergangszeit noch Kernkraft 
brauchen – so verstehe ich auch die Grünen und 
die SPD; denn auch sie fordern nicht den sofortigen 
Ausstieg –, dann müssen wir doch feststellen, dass 
wir in dieser Zeit auch noch die Urananreicherung 
brauchen. 

Insofern ist es doch mehr als scheinheilig, so zu tun, 
als könnte man darauf verzichten, obwohl man zu-
mindest die neueren Kernkraftwerke noch einige 
Zeit am Netz lassen will. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, was die GNS in Duis-
burg angeht, so will ich deutlich machen, dass wir 
genau jetzt exakt diese Experten für die Entsorgung 
brauchen werden, und zwar umso mehr, wenn wir 
noch schneller als geplant aus der Kernenergie 
aussteigen wollen. Insbesondere brauchen wir For-
schung auf den Feldern „Lagerung“ und „Rückbau 
von Atomanlagen“, und dafür brauchen wir auch 
ganz praktisch Experten, die das entsprechend in 
die Tat umsetzen. Dafür ist das GNS ein gutes Bei-
spiel. Denn dort sitzen Experten für Lagerung und 
Entsorgung. Es wäre geradezu töricht, hier die Axt 
anzusetzen. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Brockes, der Kollege Markert würde Ihnen gern eine 
Zwischenfrage stellen. 

Dietmar Brockes
*)
 (FDP): Bitte. 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Lieber Kollege 
Brockes, herzlichen Dank. – Sind Sie der Meinung, 
dass man die GNS in Duisburg unbedingt in unmit-
telbarer Nähe zur Wohnbebauung braucht? 

Dietmar Brockes
*)
 (FDP): Lieber Kollege Markert, 

ich wollte im Übrigen demokratisches Verhalten vor-
leben. Sie hatten eben die Zwischenfrage nicht zu-
gelassen. Ich denke, es ist besserer Stil, wenn wir 
hier den Dialog pflegen. 

Zu Duisburg sage ich Ihnen: Das hätte man sich 
zum damaligen Zeitpunkt bei der Genehmigung si-
cherlich genauer anschauen sollen. Ich denke, da 
müssen wir heute genauer hinschauen und andere 
Sicherheitsaspekte heranziehen, als das in der Ver-
gangenheit der Fall war. Aber da ist die Verantwor-
tung nicht bei uns zu suchen, um es Ihnen ganz klar 
zu sagen. 
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Meine Damen und Herren, deshalb ist es richtig, 
dass wir nicht zurückschauen, sondern gemeinsam 
nach vorn. Die Situation hat sich geändert, und wir 
alle brauchen jetzt weiterführende Konzepte und 
eine sichere und saubere Energieversorgung. Die-
ses Kleinklein, wie es auch in dem Antrag wieder 
enthalten ist, hilft da ehrlich gesagt nicht weiter. 

Deshalb fordere ich die Landesregierung und die 
Koalitionsfraktionen auf, endlich wieder zu seriöser 
Arbeit zurückzukehren. Sie sind nicht mehr in der 
Opposition, sondern müssen nun selbst gestalten. 
Das, was Sie bei Kleinen Anfragen und solchen An-
trägen hier veranstalten, hat aber mit seriöser Re-
gierungspolitik nichts gemeinsam. Es zielt nur da-
rauf ab, Stimmung zu machen und Ängste zu schü-
ren. Das ist weder einer Landesregierung noch den 
sie tragenden Fraktionen würdig. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Brockes. – Für die Fraktion Die Linke 
hat jetzt Herr Aggelidis das Wort. 

Michael Aggelidis (LINKE): Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Wer die Lehre aus Fukushima 
ziehen will, muss zu dem Schluss kommen: soforti-
ger Ausstieg aus dem atomaren Kreislauf, soforti-
ges Verbot des atomaren Exports, Vergesellschaf-
tung der Energieriesen, Dezentralisierung, Rekom-
munalisierung und Demokratisierung der Energie-
wirtschaft, und zwar sofort. 

(Beifall von der LINKEN) 

So weit geht der Antrag von SPD und Grünen nicht, 
obwohl es im Text heißt – ich zitiere das mit Erlaub-
nis der Präsidentin –: 

„Unser Ziel ist der schnellstmögliche Ausstieg 
aus der zivilen Nutzung der Atomenergie und 
das entschiedene Vorantreiben der Alternati-
ven.“ 

Ja, aber was heißt „schnellstmöglich“? Wieso for-
dern Sie von der Bundesregierung nicht das soforti-
ge Abschalten der Atomkraftwerke? Warum behar-
ren Sie, werte Kolleginnen und Kollegen von SPD 
und Grünen, darauf, dass Atomkraftwerke auch in 
Deutschland noch jahrelang weiterlaufen sollen? 

Sie wollen den Landtag feststellen lassen, es bedür-
fe – so heißt es in Ihrem Antrag wörtlich – „der Wie-
derherstellung eines gesellschaftlichen Atomaus-
stiegs-Konsenses“. 

Mit wem, bitte schön, werte Kolleginnen und Kolle-
gen von SPD und Grünen, bedarf es eines Konsen-
ses? Die Bevölkerung können Sie nicht meinen. Die 
ist mit deutlicher Mehrheit für den sofortigen Aus-
stieg aus dem atomaren Wahnsinn. 

Mit wem bedarf es eines neuen Konsenses? Ja, wir 
erinnern uns. Sie als SPD/Grüne-Bundesregierung 
haben mit dem sogenannten Ausstieg den Konsens 
mit der Energiewirtschaft verbrochen. Ein soge-
nannter Ausstieg war das. Denn er war revidierbar, 
wir die Verlängerung der Laufzeit der Atomkraftwer-
ke unter Angela Merkel gezeigt hat. Und er war über 
Jahrzehnte gestreckt, denn die Shareholder-Gier 
der Energiemonopolisten musste ja berücksichtigt 
werden. 

Ich kann Ihnen das in aller Deutlichkeit sagen, mei-
ne Damen und Herren: Einen neuen solchen Kon-
sens mit den Energiemonopolisten machen wir Lin-
ken nicht mit, den wollen wir nicht, und den will die 
Bevölkerung nicht. 

(Beifall von der LINKEN – Zuruf von Martin 
Börschel [SPD]) 

Sie fallen übrigens damit noch hinter die Bundesre-
gierung zurück, die den Energieriesen jüngst ins 
Stammbuch geschrieben hat, es gebe mit ihnen 
nichts zu verhandeln. 

Für die Urananreicherungsanlage Gronau kündigen 
SPD und Grüne eine grundlegende Sicherheits-
überprüfung an. Auch das genügt uns Linken nicht. 

(Zuruf von Hans Christian Markert [GRÜNE]) 

Wir fordern das sofortige Aus für die Urananreiche-
rungsanlage. Von dort aus wird atomares Material 
exportiert, von dort geht Gefahr für Leben und Ge-
sundheit der Bürgerinnen und Bürger aus. 

Sie werden erwidern, dass das rechtlich nicht geht. 
– Nun gut. Fiat iustitia et pereat mundus. Das kann 
man übersetzen mit: Es werde Recht, und die Welt 
mag untergehen. Umgekehrt wird ein Schuh dar-
aus. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Aggelidis, Herr Kollege Markert würde Ihnen gern 
eine Zwischenfrage stellen. 

Michael Aggelidis (LINKE): Zwei Sekunden. – Wir 
müssen ein Recht schaffen – darum geht es –, dass 
dafür sorgt, dass die Welt nicht untergeht. 

(Beifall von der LINKEN) 

So, Herr Kollege Markert, jetzt können Sie Ihre Fra-
ge stellen. 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Herzlichen 
Dank, lieber Herr Kollege Aggelidis. – Übrigens, 
Herr Brockes, ich lasse immer gern Zwischenfragen 
zu. Ich habe nicht gesehen, dass Sie mich eben ge-
fragt haben, ob Sie eine Frage stellen dürfen. 

Lieber Herr Kollege Aggelidis, könnten Sie uns dann 
bitte sagen, wie der Sofortausstieg in Gronau recht-
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lich funktionieren soll? Ich glaube, es wäre ganz 
spannend, das von Ihnen als Jurist zu erfahren.  

Michael Aggelidis (LINKE): Ich werde Ihnen gleich 
erklären, wie Sie ein gewaltiges Stück dazu beitra-
gen können, dass wir der Sache ein wenig näher-
kommen. Ich glaube, es geht nicht ohne Massen-
mobilisierung. Und was auf der Straße erkämpft 
wird, das kann man auch rechtlich umsetzen, Herr 
Kollege Markert. Ich glaube, das wissen Sie sehr 
genau. 

(Beifall von der LINKEN – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Wie denn?) 

Wir werden hier keine juristische Spiegelfechterei 
betreiben. Das schaffen wir nur mit den Menschen, 
die aufstehen und sich mit Aktionen bis hin zum zivi-
len Ungehorsam dafür einsetzen, dass mit dem 
atomaren Wahnsinn sofort Schluss gemacht wird.  

Wir, Die Linke, rufen dazu auf, unter anderem auch 
auf der kommenden Hauptversammlung der RWE 
AG in Essen an Aktionen des zivilen Ungehorsams 
teilzunehmen, um den dortigen privaten Großaktio-
nären klarzumachen, dass es mit diesem atomaren 
Wahnsinn so nicht weitergeht. 

(Beifall von der LINKEN) 

Noch nie war die Gelegenheit so gut. Und auch die 
SPD übt mittlerweile Druck aus – auch auf Herrn 
Großmann von RWE –, RWE von dieser Atomstra-
tegie wegzubringen. Es ist ein Skandal, dass sich 
RWE traut, gegen die Teilstilllegung von AKWs ge-
richtlich vorzugehen. Die wollen zeigen, dass sie 
der Herr im Hause sind. Im Gegenteil muss aber 
doch die Politik beweisen, dass sie der Herr im 
Hause ist, und sonst niemand. 

(Beifall von der LINKEN) 

Landesregierung und Landtag sollten sich dafür 
einsetzen, dass möglichst viele Menschen am 25. 
April 2011 zur Großdemo gegen die Urananreiche-
rungsanlage und ihre Betreiber kommen. Das tun 
wir Linken, und das wäre auch Ihre erste Pflicht, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der LINKEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Aggelidis. – Für die Landesregierung 
spricht Minister Voigtsberger. 

Harry Kurt Voigtsberger, Minister für Wirtschaft, 
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr: Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren! Mehr als einen Monat nach der 
schrecklichen Naturkatastrophe in Japan erleben 
wir, dass die von den havarierten Atomkraftwerken 

in Fukushima ausgehenden Gefahren noch immer 
nicht gebannt sind. 

Die japanische Nuklear-Sicherheitsbehörde hat in 
dieser Woche die Einstufung des Unfalls wegen der 
geschätzten Freisetzung radioaktiver Stoffe von 
Stufe 5 auf Stufe 7 angehoben. Dies ist die höchste 
Stufe der Internationalen Bewertungsskala für nuk-
leare Ereignisse. Damit ist jetzt offiziell, dass 
Fukushima und Tschernobyl gleichermaßen als ka-
tastrophaler Unfall eingestuft werden.  

Für uns in Nordrhein-Westfalen war schon vor den 
Ereignissen in Fukushima klar, dass Atomkraftwer-
ke in unserem dichtbesiedelten Land keinen Platz 
mehr haben. Bekanntlich haben wir bei uns mit der 
Stilllegung des Kernkraftwerkes Würgassen im Jah-
re 1994 die Kernenergienutzung zur kommerziellen 
Stromerzeugung in Nordrhein-Westfalen beendet. 

Die von der Bundesregierung initiierte Laufzeitver-
längerung für die kerntechnischen Anlagen in 
Deutschland wurde von uns vehement abgelehnt. 
Wie Sie wissen, haben wir auch hier im Landtag 
unsere Haltung wiederholt und hinreichend darge-
legt. 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat 
im Bundesrat gegen die mit der elften Novelle des 
Atomgesetzes vom Bundestag verabschiedete 
Laufzeitverlängerung gestimmt. Wir haben zusam-
men mit vier weiteren Bundesländern Verfassungs-
klage gegen die Laufzeitverlängerung eingereicht. 
Dies alles geschah bereits vor den schrecklichen 
Ereignissen in Fukushima.  

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Fukushima hat nun anscheinend auch zu einem 
Umdenken bei der Bundesregierung geführt. Aber 
sie tut sich schwer, die richtigen Lehren daraus zu 
ziehen. Das als Reaktion auf die Ereignisse in Ja-
pan von der Bundesregierung verkündete dreimo-
natige Moratorium für die vereinbarte Laufzeitver-
längerung deutscher Atomkraftwerke greift unserer 
Meinung nach deutlich zu kurz. Statt rechtlich stritti-
ge atomaufsichtliche Anordnungen zu treffen, muss 
der Atomausstieg unverzüglich auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellt werden.  

Nordrhein-Westfalen hat deshalb gerade heute eine 
Bundesratsinitiative für ein Ausstiegsgesetz ergrif-
fen. In diesem Rahmen sind mindestens die sieben 
Altanlagen und die Kernkraftanlage Krümmel zeit-
nah außer Betrieb zu nehmen und für die übrigen 
Anlagen die im Beendigungsgesetz von 2002 vor-
gesehenen Restlaufzeiten wiederherzustellen. 

Meine Damen und Herren, mit dem Atomausstieg 
befasse ich mich nicht nur als Energieminister, son-
dern auch als Wirtschaftsminister des Landes. Und 
auch aus der wirtschaftspolitischen Perspektive ist 
das baldige Ende der Kernenergienutzung sinnvoll. 
Das bestätigt aktuell, wie Sie vielleicht auch gelesen 
haben, das Bundeskartellamt. Kartellamtspräsident 
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Mundt sagte in der „Süddeutschen Zeitung“ wört-
lich – ich zitiere mit Genehmigung der Präsidentin –:  

„Wenn Deutschland aus der Atomkraft aussteigt, 
wird es die Chance für Strukturveränderungen 
geben. Und das könnte dazu führen, dass die 
Macht der großen Vier … kleiner würde.“  

Und nicht zuletzt betont er: „Der Wettbewerb könnte 
sich in der Tat beleben.“ – Ich denke, dem ist nichts 
hinzuzufügen. Und ich bin gespannt, was gerade 
die Liberalen in diesem Haus zu solchen Ausfüh-
rungen sagen. 

(Beifall von Hans Christian Markert [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung be-
fasst sich derzeit offensichtlich nur mit den für die 17 
deutschen Atomkraftwerke aus Fukushima zu zie-
henden Konsequenzen. Wir sind uns mit den an-
tragstellenden Koalitionsfraktionen dieses Hauses 
einig, dass Lehren aus den Geschehnissen in 
Fukushima aber auch für die sonstigen kerntechni-
schen Anlagen zu ziehen sind.  

Das 2002 für die Atomkraftwerke zur gewerblichen 
Erzeugung von Elektrizität vom Bundestag be-
schlossene Genehmigungsverbot wurde nicht auf 
die sonstigen kerntechnischen Anlagen erstreckt. 
Dies hatte seinen Grund in dem im Vergleich zu 
Kernkraftwerken geringeren Risikopotenzial derarti-
ger Anlagen. Die Ereignisse in Fukushima zeigen 
jedoch, dass angesichts der grundsätzlichen Risi-
ken kerntechnischer Anlagen im Allgemeinen eine 
umfassende sicherheitliche Neubewertung erforder-
lich ist.  

Die Landesregierung hat sich in diesem Zusam-
menhang schon am 18. März 2011 an den Bundes-
umweltminister gewandt und darum gebeten, dass 
die Urananreicherungsanlage Gronau, das Trans-
portbehälterlager Ahaus und das Behälterlager im 
Forschungszentrum Jülich in die vorgesehene Si-
cherheitsüberprüfung deutscher Kernkraftwerke 
einbezogen werden sollen. Hierauf hat Herr Dr. 
Röttgen allerdings bis heute nicht geantwortet. 

Aber wir bleiben natürlich nicht untätig. Unabhängig 
von der noch ausstehenden Antwort werden wir uns 
auch allen Anlagen und Regularien für sonstige 
kerntechnische Anlagen in Nordrhein-Westfalen in-
tensiv zuwenden. Hierbei ist allerdings eine sorgfäl-
tige Prüfung und Vorbereitung erforderlich, weil zum 
Beispiel durch ein nicht gerichtsfest begründetes 
Verbot der Urananreicherung erhebliche Entschädi-
gungsansprüche entstehen können.  

Hinzu kommt, dass die Urananreicherungslage 
Gronau aufgrund der von ihr ausgehenden Risiken 
auf chemotoxische Art zusätzlich den Anforderun-
gen der Störfallverordnung nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz unterliegt. Als Sofortmaß-
nahme wurde bereits veranlasst, dass die für Ende 
2012 anstehende Sicherheitsüberprüfung der 
Urananreicherungsanlage Gronau vorgezogen wird.  

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
wird auch alle Unklarheiten und Zweifel über die 
während der Betriebszeit des stillgelegten Ver-
suchsreaktors AVR in Jülich aufgetretenen Proble-
me und Störfälle aufarbeiten lassen. Wir begrüßen 
deshalb die Absicht der AVR GmbH und des For-
schungszentrums Jülich, die Betriebsgeschichte 
des Reaktors AVR durch eine mit unabhängigen 
Experten besetzte Arbeitsgruppe aufzuarbeiten und 
hierüber öffentliche Informations- und Diskussions-
runden durchzuführen. Ein erster Zwischenbericht 
soll der atomrechtlichen Aufsichtsbehörde bis Jah-
resende vorgelegt werden.  

Auch für die weiteren kerntechnischen Anlagen in 
Nordrhein-Westfalen ist nach den Ereignissen in 
Japan ist zu überprüfen, inwieweit bisher nicht be-
rücksichtigte Szenarien nunmehr eine neue Bewer-
tung erfordern, um eine bestmögliche Vorsorge ge-
gen die von diesen kerntechnischen Anlagen aus-
gehenden Risiken zu gewährleisten. 

Bei der Umsetzung eines zügigen Atomausstiegs 
werden noch radioaktive Abfälle und Reststoffe an-
fallen, die geordnet zu entsorgen sind. Bei der Prü-
fung, welche Tätigkeiten die Landesregierung in 
Nordrhein-Westfalen in diesem Zusammenhang 
genehmigen muss, spielen die sicherheits- und ge-
sundheitsrelevanten Aspekte der Transporte eine 
maßgebliche Rolle. Daneben wird die Landesregie-
rung prüfen, ob ein Transportmoratorium verhängt 
werden kann. Bei der Sicherung von Transporten 
von Kernbrennstoffen durch die Polizei werden alle 
rechtlichen Vorgaben beachtet.  

Die Landesregierung wird – wie beim erfolgreichen 
Veto gegen die Transporte der aus dem ehemaligen 
DDR-Forschungsreaktor Rossendorf stammenden 
Brennelemente von Ahaus nach Russland gesche-
hen – auch zukünftig auf ein verantwortbares 
Transport- und Entsorgungskonzept der Bundesbe-
hörden bestehen. 

Meine Damen und Herren, für die Landesregierung 
steht die Sicherheit der Bevölkerung in der Umge-
bung der bei uns noch betriebenen kerntechnischen 
Einrichtungen im Mittelpunkt. Bis zum Ausstieg aus 
dieser Technologie werden die der Atomaufsicht un-
terstehenden Anlagen in Nordrhein-Westfalen wei-
terhin intensiv überwacht. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Voigtsberger. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der CDU der Abgeordnete 
Hovenjürgen das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Josef Hovenjürgen (CDU): Danke schön. – Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr 
Minister Voigtsberger, das, was ist und was war, ist 
beschrieben worden. Wir sollten uns stärker mit 
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dem auseinandersetzen, was und wie es kommen 
kann. 

Im Zuge der Diskussionen auch über den heute zu 
beratenden Antrag habe ich aber den Eindruck, als 
ob Angst vor einem möglichen Konsens vorherrscht 
und dass man immer wieder Versuche unternimmt, 
Dissonanzen und Unterschiede herauszuarbeiten. 
Stattdessen sollten wir gemeinsam die Chance er-
greifen, eine Energiepolitik zu formulieren, mit der 
wir einen wirklichen gesellschaftlichen Konsens 
über alle Parteien hinweg organisieren und Pla-
nungssicherheit für unseren Industriestandort errei-
chen können. Dabei werden noch viele offene Fra-
gen zu klären sein. 

Es wird zu klären sein: Welche alten Kraftwerksblö-
cke, die mit Kohle Strom produzieren, können wir 
vom Netz nehmen? Wie viele neue Blöcke stehen 
zur Verfügung, die effektiver und umweltfreundlicher 
Strom erzeugen? Können wir die Frage „Datteln“ lö-
sen? Wie bringen wir regenerative Anteile verstärkt in 
das gesamte Tableau, wie machen wir sie – Kollege 
Lienenkämper sprach es schon an – grundlastfähig? 

Was müssen wir den Menschen sagen, wenn rege-
nerative Energien am Ende eines Zeitfensters bis 
2050 den größten Teil der Energieversorgung unse-
res Landes übernehmen sollen? Was bedeutet das 
für die Menschen im Land? Was bedeutet das für 
die Landschaft? Was bedeutet das an Veränderung 
der Positionierung zur Energieerzeugung?  

Zurzeit wird Energie in Ballungsraumnähe, in Ab-
nehmernähe erzeugt. Regenerative Energie, Wind-
kraft, wird in Ballungsraumnähe, in der Nähe von 
Wohnbebauung weniger stark vertreten sein kön-
nen. Sie wird in den ländlichen Raum wandern. 
Welche Dimensionen nimmt das an? Was bedeutet 
es, zwei 2 % der Landesfläche für regenerative 
Energien, für Windkraft, zur Verfügung zu stellen, 
wenn schon ein Drittel der Landesfläche aufgrund 
von Bebauung und Infrastruktur gar nicht für die 
Ausweisung von Windvorrangflächen zur Verfügung 
steht? Welche Dimensionen nehmen die Anlagen 
an? Was bedeutet das für die Menschen, die in der 
Nähe dieser Anlagen wohnen werden? Die heute 
marktreifen 3-MW-Anlagen werden eine Höhe von 
180 bis 200 m haben. Sie werden einen Rotor-
durchmesser von 100 m haben. Damit werden sie 
im Landschaftsbild natürlich dominieren. Dort, wo 
man heute Kilometer entfernt Kühltürme sieht, wird 
man auch Windräder sehen können. Auch das be-
deutet eine Veränderung dessen, was wir im Land-
schaftsbild gewohnt sind. Nichtsdestotrotz wollen 
wir uns dem zuwenden. Wir müssen dann aber 
auch dafür sorgen, dass die Menschen in diesem 
Prozess mitgenommen werden.  

Das hat die Anhörung der Landesregierung zum 
Winderlass im Übrigen deutlich gezeigt. Es werden 
rechtliche Fragen zu klären sein. Der jetzt vorlie-
gende Entwurf eines Windkrafterlasses – so haben 
die kommunalen Spitzenverbände es dargestellt – 

birgt ein hohes Maß an Rechtsunsicherheit und 
damit Klagerisiken für die Städte. Die Landesregie-
rung und die kommunalen Spitzenverbände müssen 
sicherlich noch einmal in einen Dialog eintreten, um 
zu klären, wie man das konsequenter und rechtssi-
cherer machen kann. 

Wir werden mit den Menschen vor Ort diskutieren 
müssen. Unter welchen Bedingungen kann man es 
ihnen leichter machen, diese Eingriffe in ihr Umfeld 
zu akzeptieren? Wie kann man sie an Investitionen 
in Windkraftanlagen beteiligen? Wie können wir 
Bürgerwindparks organisieren? Manche beteiligen 
sich zurzeit professionell an der Hebung von Stand-
orten im Lande. Die gepachteten Flächen stehen 
hinterher aber nicht mehr für Bürgerwindparks zur 
Verfügung, sondern dienen privaten Investoren zur 
möglichen Ertragsoptimierung. Wie kann man Wege 
schaffen, um die Bürger mitzunehmen, damit diese 
die Möglichkeit erhalten, sich zumindest an dem zu 
beteiligen, was ihr gewohntes Landschaftsbild be-
einträchtigt?  

Das sind alles Fragen, die wir klären müssen. Des-
wegen glaube ich, dass wir jetzt langsam alle aus 
den Schützengräben rauskommen, uns an einen 
Tisch setzen und uns dafür einsetzen sollten, nicht 
mehr das Trennende zu formulieren, sondern über 
das Verbindende zu reden. 

(Beifall von der CDU) 

Ich glaube, es gibt genügend Ansätze, die diesen 
Weg möglich machen könnten. Wir müssen dann 
auch den Mut haben, uns abseits des politischen 
Vorteils, der vielleicht an der einen oder anderen 
Stelle doch noch reizt, zusammenzusetzen und die-
se Wege auszuloten.  

Wir werden wichtige Fragen zu klären haben. Denn 
wenn wir ernsthaft aussteigen wollen – die Union 
möchte dies, sie ist dazu bereit –, dann nehmen wir 
auch solche Äußerungen wie zum Beispiel die von 
Frau Löhrmann zur Kenntnis, die in der „WDR-
Arena“ gesagt hat: Jeder von uns weiß, dass nicht 
von heute auf morgen alle Meiler abgestellt werden 
können, dass wir hierfür Übergänge brauchen. – 
Das wissen wir, das wissen sicherlich auch die Grü-
nen. Dann lassen Sie uns über die Wege reden und 
natürlich auch darüber, wie wir die Endlagerung si-
cherstellen.  

Auch das wird uns eine große gemeinsame Ver-
antwortung abverlangen: den Menschen zu erklä-
ren, dass wir, wenn wir aussteigen wollen, auch 
endlagern müssen und dass dieses Endlager identi-
fiziert und gebaut werden muss. Man kann den 
Menschen, die das in ihrer Region dann hinnehmen 
müssen, nicht unbedingt Begeisterungsstürme ab-
verlangen. Das wird Betroffenheit vor Ort auslösen. 
Es wird unsere gemeinsame Verantwortung sein, 
diesen Weg trotzdem zu gehen; denn der Ausstieg 
ist nur über Endlagerung endgültig möglich. 
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Zur Wahrheit gehört natürlich auch, dass dies keine 
deutsche, keine nordrhein-westfälische Frage sein 
wird, sondern dass es eine europäische, eine globa-
le Frage sein wird. Denn Atomkraft spielt auf der 
ganzen Welt, auch in Europa, weiter eine Rolle, und 
in unseren Nachbarstaaten wird Atomstrom produ-
ziert. 

Wir sollten nicht der Versuchung verfallen, bis wir 
eine Lösung gefunden haben, unseren Strombedarf 
aus Atomstrom der Nachbarstaaten zu sichern, 
sondern wir sollten dafür sorgen, dass wir in unse-
rem Lande den Strom produzieren können, den wir 
hier brauchen. Das, was wir selbst nicht mehr 
möchten, sollten wir auch anderen nicht zumuten. 

(Beifall von der CDU und von Dietmar Bro-
ckes [FDP]) 

Deswegen sollten wir uns jetzt alle gemeinsam der 
Verantwortung stellen. Jetzt haben wir die Chance 
dazu. Ich glaube, es ist wirklich eine historische 
Chance.  

So schlimm das Ereignis in Fukushima ist: Es gibt 
uns die Möglichkeit, uns ernsthaft zusammenzuset-
zen, Energiepolitik neu zu definieren und nach ei-
nem gemeinsam verantworteten Weg zu suchen – 
und ihn nach Möglichkeit auch zu finden –, der über 
Jahrzehnte die Energiepolitik unseres Landes in 
tragfähiger Richtung vorgibt und damit Sicherheit für 
die Menschen in unserem Land bringt, aber gleich-
zeitig auch für diejenigen, die mit Strom wirtschaf-
ten.  

Also: eine gemeinsame Aufgabe. Die Union ist be-
reit, sich dieser Aufgabe zu stellen. Ich bin ge-
spannt, ob Sie diese Hand, die wir zur Einladung 
ausstrecken, ergreifen werden. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und von Dietmar Bro-
ckes [FDP]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Hovenjürgen. – Als nächster 
Redner hat für die Fraktion der SPD der Abgeord-
nete Stinka das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

André Stinka (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, Herr 
Hovenjürgen, ein Konsens ist notwendig, ein Um-
denken auch. Aber man muss ganz deutlich sagen: 
Wenn man umdenken will, muss man sich auch 
noch einmal auf das besinnen, was man im Vorfeld 
organisiert hat. 

Und dann schaue ich mir die Presselandschaft al-
lein von Beginn dieser Woche an! Da betitelt die 
„Süddeutsche Zeitung“ beispielsweise die Halb-
wertszeit von Entscheidungen in Ihrer Partei zum 
Atomausstieg, wozu Herr Kauder jetzt schon wieder 
sagt: Ja, aber so schnell geht das nicht. – In der 
„Süddeutschen Zeitung“ von gestern kann man le-

sen: Ja, aber wir müssen den Leuten sagen, es 
kostet alles viel Geld.  

Diese Debatte, Herr Hovenjürgen, hätten wir schon 
vor mehreren Monaten führen können – als Sie hier 
mit Vehemenz einen Ausstieg aus dem Ausstieg 
verteidigt haben, als Sie uns hier als diejenigen hin-
gestellt haben, die dafür sorgen, dass das Licht im 
Land ausgeht, als Sie uns hier hingestellt haben als 
diejenigen, die energiepolitisch auf einem Irrpfad 
sind. 

Wenn Herr Lienenkämper das heute noch einmal 
versucht, indem er sagt: „Ja, es gab Wahrschein-
lichkeitsrechnungen“, dann macht das nur noch 
einmal ganz deutlich, welche Unsicherheiten noch 
bei Ihnen selbst in dieser Position liegen. Sie haben 
vorhin deutlich ausgeführt: Ein solcher Tsunami wä-
re hier gar nicht möglich. – Zwei Sätze weiter sagen 
Sie: Wir müssen aber trotzdem neu nachdenken. – 
Dieses Neu-Nachdenken in drei Monaten ist in sich 
nicht schlüssig und zeigt uns, Herr Lienenkämper, 
dass man auf solch einem wackligen Fundament 
nicht weiter diskutieren kann.  

(Beifall von Britta Altenkamp [SPD] und von 
Hans Christian Markert [GRÜNE]) 

Das wird schwierig. Da wird noch einiges auszuar-
beiten sein, bevor wir das hier machen werden.  

Wenn Herr Brockes hier von einem Showantrag 
spricht, dann erinnere ich daran, wie Generalsekre-
tär Lindner nach dem Unfall in Fukushima mit betre-
tener Miene vor die Presse trat und sagte: Jetzt 
müssen wir mal neu nachdenken. – Das war dann 
auch ein Showauftritt, was Herr Lindner da gemacht 
hat, Herr Brockes.  

(Beifall von der SPD) 

Vor dem Hintergrund, ganz vorsichtig! Wir müssen 
über den Energiewandel reden. Das ist absolut rich-
tig. Wir müssen deutlich machen, dass nach der 
Einstufung dieses Unfalls in Fukushima der zweite 
schwere GAU auf der Welt passiert ist. Wir müssen 
uns jetzt dafür einsetzen – das auch noch einmal 
zum Inhalt des Antrages –, dass wir die gesamte 
Verwertungskette der Atomtechnik beleuchten und 
auch die Sicherheit ganz klar herausstellen.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Stinka, entschuldigen Sie, wenn ich Sie kurz unter-
breche. Der Abgeordnete Lienenkämper möchte 
Ihnen gerne eine Zwischenfrage stellen, wenn Sie 
die zulassen. 

André Stinka (SPD): Ja. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte schön, 
Herr Abgeordneter. 
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Lutz Lienenkämper (CDU): Herr Kollege Stinka, 
sind Sie bereit zur Kenntnis zu nehmen, dass ich 
nicht gesagt habe, ein Tsunami wie in Japan sei in 
Deutschland nicht möglich, sondern dass ich gesagt 
habe: „Durch die Naturereignisse in Japan haben 
sich die bekannten Risiken für die deutschen Kern-
anlagen nicht verändert“? 

André Stinka (SPD): Ich bin sicherlich der Auffas-
sung, dass diese Sicherheitsrisiken in Deutschland 
anders zu bewerten sind. Ich habe mich nur darüber 
gewundert, dass der Umweltminister aus Bayern 
beispielsweise das Kraftwerk Isar 1 für nicht mehr 
sicher hielt, nachdem Fukushima passiert war, aber 
noch drei Wochen vorher der Verlängerung der 
Restlaufzeit zugestimmt hat. Mich wundert, dass 
sich Sicherheitslagen in der Bundesrepublik so 
schnell ändern können. Das macht Ihre mangelnde 
Glaubwürdigkeit ganz deutlich, Herr Lienenkämper. 
Das will ich damit zum Ausdruck bringen. 

Wir haben vorhin – die Kollegen haben hier lange 
ausgeführt – über den Konsens gesprochen und 
darüber, dass wir uns auf den Weg machen müs-
sen, die Energieversorgung gerade des Industrie-
lands Nordrhein-Westfalen auf andere Beine zu 
stellen. Wir haben die Anhörung zur Windkraft er-
lebt. Und wir erleben, dass die FDP im Raum 
Aachen sich jetzt schon gegen Windkraftanlagen 
ausspricht, hier aber so tut, als müsse man diese 
Energiegestaltung nun neu angehen. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Herr Brockes, wenn Sie diese Diskussion ehrlich 
wollen, dann müssen Sie sich den Bürgerinnen und 
Bürgern stellen und dürfen nicht in der Presse sa-
gen: „Wir wollen, dass die Leute hier aufgeklärt 
werden“, wobei Sie selbst massiv gegen Windparks 
sind. Dann äußern Sie sich nicht ganz ehrlich, wie 
Sie die Energiewende hier erreichen wollen. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn Herr Lienenkämper ausführt: „Ja, bei der Ge-
bäudesanierung haben wir jetzt umgestaltet“, dann 
weise ich darauf hin, dass es diese Landesregie-
rung ist, die 200 Millionen € für Gebäudesanierun-
gen einsetzt, damit die Menschen nicht in schlecht 
isolierten Wohnungen leben – weil der Bund gekürzt 
hat. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Energetische 
Sanierungen!)  

Und im Bund sind Sie an der Regierung beteiligt.  

(Beifall von der SPD) 

Wenn das einseitige Energiekonzept der Bundesre-
gierung gescheitert ist, weil es so nicht funktioniert, 
dann sagen Sie das doch hier einmal klipp und klar. 
Dann kann man sich doch einmal zusammenset-
zen, weil der Umbau sicherlich gemeinsam zu be-
werkstelligen ist.  

Fangen Sie aber nicht mit Debatten an, die wir hier 
schon lange hatten. Das Kraftwerk in Datteln wird 
nicht durch Bekenntnisse entstehen, sondern durch 
rechtsgültige Bescheide.  

(Zurufe von der CDU: Die haben Sie doch!) 

Das sage ich hier noch einmal ganz deutlich. Die 
Bescheide sind Ihrer Landesregierung vom OVG 
Münster vor die Füße geworfen worden. Und wir 
sollen das jetzt ausbaden. 

(Beifall von der SPD) 

Von Bekenntnissen wird weder ein Windrad noch 
eine Biogasanlage noch ein neues GuD-Kraftwerk 
gebaut, sondern durch aktive Industriepolitik im Dia-
log mit den Menschen. Beim Dialog mit Wirtschaft 
und Umwelt haben Sie aber einseitig die Naturver-
bände ausgeladen. So funktioniert kein Dialog.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Wir wollen mit diesem Antrag noch einmal deutlich 
machen, dass gerade dieser Dialog auf ein Funda-
ment aufgesetzt werden muss. Wir wollen durch die 
Untersuchung der Urananreicherungsanlage in 
Gronau, der Konditionierungsanlage in Duisburg 
und des Zwischenlagers in Ahaus, das ja Teil der 
atomaren Verwertungskette ist, deutlich machen, 
dass wir die breite Diskussion mit den Menschen 
aufnehmen und dass wir auf dieser Gesprächs-
grundlage Vertrauen schaffen wollen, um den not-
wendigen Wandel in der Energiewirtschaft – von 
den erneuerbaren Energien bis hin zu GuD-
Kraftwerken – mit den Menschen voranzubringen. 
Deswegen haben wir diesen Antrag gestellt, mit 
dem wir uns auch der Verantwortung für die Ver-
gangenheit stellen. Vorhin wurde ja zu Recht an-
gemahnt, dass viele Genehmigungen in den 70er-
Jahren ausgesprochen wurden. Wir stellen uns die-
ser Verantwortung, weil wir wissen: Nur auf Ver-
trauen und nur auf Dialog können wir den Ener-
gieumbau in Nordrhein-Westfalen hinbekommen.  

Wenn ich aber sehe, dass heute auf dem sogenann-
ten Energiegipfel in Berlin sechs Tagesordnungs-
punkte in 90 Minuten abgehandelt werden sollen, 
dann ich muss ich mich sehr wohl fragen, ob man so 
ernsthaft für die Energiezukunft in Deutschland ver-
handeln kann. Wir wollen das nicht. Wir wollen einen 
breiten Konsens. Dieser Antrag ist noch einmal ein 
deutliches Zeichen dafür, dass wir uns der Verant-
wortung für die Vergangenheit stellen und dass wir 
mit den Menschen gemeinsam überlegen wollen, wie 
wir die Atomwirtschaft beenden. Vor diesem Hinter-
grund freue ich mich über den Antrag. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Stinka. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der FDP der Kollege Abruszat das 
Wort.  
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Kai Abruszat (FDP): Frau Präsidentin! Mein sehr 
geehrten Damen und Herren! Der vorliegende An-
trag enthält sehr häufig das Wort „Moratorium“.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Nur das ist recht-
lich möglich!) 

Davon war ja auch in den letzten Wochen viel die 
Rede. Ich habe mir einmal die Mühe gemacht und 
nachgeschaut, was ein Moratorium eigentlich ist. 
Wenn man das im Internet googelt, kommt man 
auf folgende Definition:  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Rechtsbruch 
Merkel!)  

„Ein Moratorium … ist allgemein die Entschei-
dung, eine Handlung aufzuschieben oder zeitlich 
befristet zu unterlassen oder ein Abkommen vo-
rübergehend außer Kraft zu setzen. Es bezeich-
net insbesondere bei strittigen Projekten … eine 
Unterbrechung der Arbeiten mit dem Ziel, … ei-
nen Kompromiss zu finden.“  

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir tun alle 
gut daran, an diesem Kompromiss zu arbeiten und 
nicht jeweils für uns selbst den Anspruch zu rekla-
mieren, die alleinige Wahrheit gepachtet zu haben.  

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Denn wir haben doch – wenn ich an dieser Stelle 
die folgenden Dinge anführen darf – festzustellen: 
7 GW Leistung sind Deutschland nach dem vorläu-
figen Abschalten der alten Kernkraftwerke verloren 
gegangen, und gleichzeitig hat sich die Menge an 
Importstrom aus Frankreich und Tschechien ver-
doppelt. Zur Bezahlbarkeit, die – Herr Kollege Stin-
ka hat das zu Recht angesprochen – für die Men-
schen in unserem Land und für die Industrie ganz 
wichtig ist: Seit dem vorläufigen Abschalten der sie-
ben AKWs am Terminmarkt hat sich der Großhan-
delspreis von Strom um 12 % erhöht; und auch die 
Preise für CO2-Zertifikate sind um 10 % gestiegen.  

Damit will ich deutlich machen: Die Debatte um die 
Zukunft der Atomenergie darf nicht zu stark auf das 
Thema der Stromerzeugung fokussiert sein. Viel-
mehr müssen wir stärker über die Verbesserung der 
energieeffizienten Techniken diskutieren. Auch das 
Stromsparen und das effizientere Einsetzen von 
Strom müssen in eine solche Debatte integriert 
werden.  

Insgesamt gibt es also viele Themen, die wir in den 
kommenden Wochen und Monaten – verbal und 
emotional abgerüstet – wieder etwas sachlicher dis-
kutieren sollten. Wir sollten uns nicht immer gegen-
seitig vorhalten, warum eine Laufzeitverlängerung 
falsch war und warum Ihr Atomkonsens von 2001 
richtig war und Antworten auf alle Fragen hatte, die 
die Bundesrepublik Deutschland bei diesem Thema 
bewegten. Denn das war auch nicht der Fall.  

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Lassen Sie uns also gemeinsam nach vorne schau-
en und die Dinge im Interesse der Menschen und 
auch der Industrie hier in Nordrhein-Westfalen ge-
meinsam diskutieren. – Ganz herzlichen Dank.  

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Abruszat. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion Die Linke der Abgeordnete Sa-
gel das Wort. Bitte schön, Herr Abgeordneter.  

Rüdiger Sagel (LINKE): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Es gibt nur eine Lehre, 
die man aus Fukushima ziehen kann: Das ist der 
sofortige Atomausstieg. 

(Beifall von der LINKEN) 

Daher müssen alle Atomreaktoren in Deutschland 
abgeschaltet werden, und zwar sofort. Dazu ist aber 
offensichtlich niemand bereit.  

Über die CDU und die FDP, die erst in jüngster Zeit 
zu Atomkraftkritikern geworden sind, und über das, 
was die sich da bundespolitisch vorgenommen ha-
ben, will ich gar nicht erst reden. Fakt ist aber, dass 
die Grünen und die SPD es mit ihrem Atomkonsens 
während ihrer Regierungszeit – in sieben Jahren – 
gerade mal geschafft haben, zwei Atomreaktoren 
abzuschalten. Das ist Ihre traurige Bilanz; das muss 
man so deutlich sagen. Als ich damals noch Mitglied 
der Grünen war, habe ich das auch immer wieder 
kritisiert. Insbesondere habe ich mich in dieser Sa-
che immer wieder mit dem damaligen Umweltminis-
ter Jürgen Trittin gestritten – vor allem weil er die 
Atomanlage in Gronau überhaupt nicht thematisiert 
hat und diese auch im Atomkonsens nicht berück-
sichtigt worden ist.  

„Konsens ist Nonsens!“ – das sagt die Linke, und 
das sagt auch die Antiatombewegung in Deutsch-
land mittlerweile seit mehr als 30 Jahren. Wenn es 
hier um Rechthabereien geht, bin ich ein Rechtha-
ber; denn ich bin seit Langem – schon seit An-
fang/Mitte der 70er-Jahre -Atomkraftgegner. Das ist 
die Realität. Andere, Herr Laschet, haben erst in 
jüngster Zeit erkannt, wie gefährlich diese Risiko-
technologie ist. 

(Armin Laschet [CDU]: Die Leute wählen Sie 
trotzdem nicht! -Gegenruf von der LINKEN: 
Sie auch immer weniger!) 

Ich möchte noch etwas zur Situation in Nordrhein-
Westfalen sagen. Eines ist nach wie vor klar: Wir 
haben hier nach wie vor die URENCO, die die 
Urananreichungsanlage in Gronau betreibt. Die 
Atomkonzerne, die Atommafia sind maßgeblich da-
ran beteiligt, dass hier weiter produziert wird. RWE 
und E.ON sind Gesellschafter der URENCO. Das ist 
von Ihnen allen nicht kritisiert worden.  
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Zum Thema „Atomenergie und Atomausstieg in 
Gronau“: Sie haben zwar hier einen netten Antrag 
gestellt. Aber bei den Grünen sitzen gerade einmal 
zwei Abgeordnete auf ihren Plätzen, die sich für 
dieses Thema interessieren. So viel zu den Grünen 
und wie ernst sie dieses Thema offensichtlich neh-
men.  

(Beifall von der LINKEN – Zuruf von Minister 
Johannes Remmel) 

– Ja, der Herr Minister ist auch noch da. Vielleicht 
werden wir von Ihnen noch etwas Wegweisendes 
hören. Die Realität ist doch, dass die Grünen im 
Moment hier schwach vertreten sind.  

Der Traum von der sicheren Atomkraft wird aber in 
Deutschland und auch in Nordrhein-Westfalen wei-
tergeträumt. Die Forscher in Jülich haben diesen 
Traum immer noch. Wir konnten heute in der „taz“ 
lesen, dass die Jülicher Forscher weiterhin an die-
sem Thema dran sind. Es sind auch zwei Anlagen 
nach China verkauft und dort gebaut worden. Es 
gibt weitere Interessenten für die Hochtemperatur-
reaktortechnologie.  

Wir haben vorhin eine Debatte erlebt, was mit den 
Brennelementekugeln passiert ist. Da hat sich die 
rot-grüne Landesregierung ziemlich blamiert. Das 
kann man zum jetzigen Zeitpunkt feststellen. Die 
Grünen haben eine nette Bombe in die SPD reinge-
legt, was die Atompolitik angeht. Ich bin sehr ge-
spannt, ob die Probleme hier noch alle aufgearbeitet 
werden. Fakt ist jedenfalls, die Wissenschaftler in 
Jülich haben jahrlange daran gearbeitet, nicht deut-
lich werden zu lassen, dass es massive Probleme 
auch mit der Hochtemperaturreaktorlinie gibt. Der 
Traum ist trotzdem nicht ausgeträumt.  

Ich bin sehr gespannt, wie ernst Sie es in Nord-
rhein-Westfalen mit dem Ausstieg meinen. Ich habe 
schon erlebt, dass das auch bei SPD und Grünen in 
der Vergangenheit nicht so ein großes Thema war. 
Ich warte gespannt darauf, wie es weitergehen wird.  

(Beifall von der LINKEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Sagel. – Als nächster Redner 
hat für die Landesregierung Herr Minister Remmel 
das Wort. Bitte sehr, Herr Minister. 

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich kann mir die Bemerkung nicht 
verkneifen, je öfter und intensiver ich dem Kollegen 
Sagel zuhöre, desto häufiger kommt mir der Ge-
danke, die Empfehlung zu geben, einen Dauerta-
gesordnungspunkt „Kommentar der Woche“ einzu-
richten. Die gesamte Landespolitik wird dann von 
Herrn Sagel kommentiert wie früher „Der schwarze 
Kanal“ von der anderen Seite oder aus Bayern. Zu 

allem und jedem hat Herr Sagel etwas zu sagen. 
Aber einen konkreten Vorschlag, wie wir in der 
Energiepolitik weiterkommen sollen, welche Ent-
scheidungen wir hier in Nordrhein-Westfalen … 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Wir haben schon 
Anträge gestellt, die haben Sie abgelehnt! – 
Weitere Zurufe von der LINKEN) 

– Nein, nein. Die Frage ist nämlich sehr konkret. 
Was ist das konkrete Handeln? Wo sind wir heute 
und morgen aktiv? 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Den sofortigen 
Ausstieg, das wollt ihr ja nicht!) 

– Ja, genau das ist ja die Frage. Auf die berechtigte 
Frage, wie wir es denn möglichst schnell rechtssi-
cher hinkriegen können, aus der Atomenergie aus-
zusteigen, hat Herr Aggelidis nur die Antwort: Wir 
müssen mehr Menschen auf die Straße bringen. 
Für einen Juristen ist das schon eine … 

(Michael Aggelidis [LINKE]: Das macht uns 
Frau Merkel sogar vor!) 

Die Frage ist, Herr Aggelidis, ob wir in einem 
Rechtsstaat leben und ob Sie rechtsstaatlich kon-
forme Vorschläge haben, um möglichst schnell aus 
der Atomenergie auszusteigen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Michael Aggeli-
dis [LINKE]: RWE und Rechtsstaat passen 
nicht zusammen!) 

Da müssen Sie sich schon mit Schadensersatzfor-
derungen auseinandersetzen. Was heißt das konk-
ret? Darauf haben Sie keine Antwort.  

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Konsens ist Non-
sens!) 

Da erwarte ich statt ständiger Kommentierungen 
konkrete Vorschläge, wie wir weiterkommen.  

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Die haben Sie alle 
abgelehnt!) 

Das brauchen wir in diesem Land.  

Ein paar Beobachtungen zu der heutigen Debatte 
hier und zu dem, was wir in Berlin zurzeit erleben. 
Es schon auffällig, das gerade angesichts der jetzi-
gen Situation die Redner der Opposition dadurch 
auffallen, dass sie auf die Bremse treten. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Sie auch!) 

In einem präsidialen Ton wird gesagt, wir müssen 
alle an einen Tisch. – Okay, wir wollen auch die 
Hand zu einem neuen Aufbruch, einem neuen 
Kompromiss reichen – selbstverständlich.  

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Oi!) 

Dann darf man aber nicht nur Fragen stellen, son-
dern man muss auch konkrete Vorschläge machen 
und konkret handeln.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 
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Denn allzu viel Zeit haben wir nicht. Wenn wir es 
schaffen wollen, innerhalb kurzer Zeit beschleunigt 
in die erneuerbaren Energien einzusteigen, läuft uns 
die Zeit davon. Deshalb brauchen wir klare Rechts-
grundlagen, und wir brauchen klare Handlungs-
schritte. Da würde mich schon ganz konkret interes-
sieren: Was meinen Sie hinsichtlich der notwendi-
gen Rechtsgrundlage eines Atomausstiegs?  

Wir jedenfalls haben unsere Hausaufgaben ge-
macht. Wir haben eine Initiative in den Bundesrat 
eingebracht, einen konkreten Gesetzentwurf, eine 
sichere Rechtsgrundlage zu schaffen, die Sie in der 
Vergangenheit mutwillig infrage gestellt haben. Wir 
hätten heute die Diskussion nicht, wenn wir diese 
Rechtsgrundlage tatsächlich noch hätten. Aber Sie 
haben sie mit Ihrer Laufzeitverlängerung verändert.  

Sie haben bisher kein Wort dazu gesagt, wie Sie die 
Politik und die aktuellen Bewegungen von RWE 
einschätzen. Was ist Ihre Meinung dazu, dass RWE 
Schadensersatzansprüche stellt? Mich würde inte-
ressieren, was die CDU-Fraktion im Landtag Nord-
rhein-Westfalen dazu meint. Sind das berechtigte 
Schadensersatzforderungen? Werden diese Scha-
densersatzforderungen Erfolg haben? Kein Wort 
von Ihnen, kein Wort.  

Da werden Millionenbeträge auf die öffentliche 
Hand zukommen, wenn nicht endlich eine ordentli-
che Rechtsgrundlage geschaffen wird. Moratorium, 
gut und schön, aber Moratorium heißt auch, dass 
die Gefahr besteht, dass die öffentliche Hand Tag 
für Tag Millionensummen zusätzlich für nichts und 
wieder nichts zu zahlen hat.  

Also: Wir brauchen eine sichere Rechtsgrundlage. 
Deshalb würde mich schon interessieren, ob Sie die 
Initiative der Landesregierung im Bundesrat unter-
stützen. Wir brauchen dort eine Mehrheit und wür-
den damit vonseiten der Länder deutlich unsere In-
teressen formulieren.  

Darüber hinaus bekämen wir Klarheit. Wie ist denn 
das, Herr Lienenkämper, mit den energieintensiven 
Unternehmen? – Man darf nicht nur Fragen stellen, 
sondern muss auch Antworten geben. Bis heute 
haben Sie keine Antwort gegeben auf die Frage, ob 
Sie die Landesregierung unterstützen, die Einnah-
men aus dem Emissionshandel wieder nach Nord-
rhein-Westfalen zurückzuführen, um gerade ener-
gieintensive Unternehmen zu unterstützen.  

Wie steht es denn mit der Unterstützung bei KWK-
Anlagen? – Wir brauchen eine neue Dynamik, so-
wohl im Bereich der Mikro-KWK als auch im Bereich 
der großen, effizienten Kraftwerke für Strom und 
Wärme auf Gasbasis. Wir brauchen auch die Unter-
stützung der Bundesregierung. Wir brauchen Lei-
tentscheidungen, damit Investitionen stattfinden, ge-
rade im Bereich der energieintensiven Unterneh-
men, damit wir sie nicht aus Nordrhein-Westfalen 
verlieren; denn das steht in der Tat auf der Tages-
ordnung. Deshalb sind auch Ihre Antworten gefragt. 

Zu einem weiteren Punkt, den Sie auf die Tages-
ordnung gesetzt haben und der auf die Tagesord-
nung gehört: Was ist mit den Leitungsnetzen? – Wir 
brauchen in Nordrhein-Westfalen einen neuen An-
lauf. Sie haben seinerzeit geschlafen, als es darum 
ging, Pilotprojekte in Nordrhein-Westfalen im Bun-
desgesetz zu verankern. Wir haben leider nur eines. 
Deshalb brauchen wir eine Öffnung dieses Geset-
zes. Wir brauchen weitere Pilotprojekte – Stichwort: 
Erdkabelverlegung in Nordrhein-Westfalen. Dazu ist 
Ihre Unterstützung nötig. Wir brauchen Sie, um bei 
der Bundesregierung eine Öffnung hinzubekom-
men. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir brauchen auch Ihre Unterstützung, wenn es um 
intelligente neue Netzlösungen geht. Das wird nicht 
ohne eine solche Initiative gehen. Außerdem brau-
chen wir an verschiedenen Stellen eine Bereinigung 
mit einem neuen Aufbruch des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes. 

Wir müssen und wollen handeln. Wir haben mit dem 
Papier der Landesregierung, das heute auch in das 
Gespräch mit der Bundeskanzlerin eingebracht 
wird, konkrete Vorschläge vorgelegt. Wir haben eine 
Initiative, einen konkreten Gesetzentwurf, in den 
Bundesrat eingebracht. Dazu kann man sich verhal-
ten. Wir haben genug Fragen gestellt, jetzt müssen 
wir handeln. Dazu fordere ich Sie auf. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und von Rainer 
Schmeltzer [SPD]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Remmel. – Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Weitere Wortmeldungen liegen mir zu diesem Ta-
gesordnungspunkt nicht vor, sodass wir am Schluss 
der Beratung sind.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Überwei-
sungsempfehlung des Ältestenrates, den Antrag in 
der Drucksache 15/1687 an den Ausschuss für 
Wirtschaft, Mittelstand und Energie – federfüh-
rend – sowie an den Ausschuss für Klimaschutz, 
Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz zu überweisen. Die abschließende 
Beratung und Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Darf ich 
hierzu die Zustimmung des Hauses feststellen? – 
Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Dann ist 
die Überweisungsempfehlung einstimmig von allen 
Fraktionen angenommen. 

Ich rufe auf: 

3 Ökostrom jetzt!  
Erneuerbare Energien für den Landtag und al-
le öffentlichen Gebäude in NRW 
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Antrag 
der Fraktion DIE LINKE 
Drucksache 15/1680 – Neudruck 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Die Linke dem Abgeordneten 
Aggelidis das Wort.  

(Beifall von der LINKEN) 

Michael Aggelidis (LINKE): Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Landtag und Landesbehörden 
haben Vorbildfunktion. Unser Antrag zielt darauf ab, 
dieser Vorbildfunktion gerecht zu werden. 

Mit nur 4,2 % Ökostromkunden ist Nordrhein-
Westfalen wahrlich kein Ruhmeskranz zu flechten. 
Damit stehen wir am unteren Ende der Skala im 
Vergleich mit den anderen Bundesländern. Etwa 
70 % des Stroms wird bei uns in Nordrhein-
Westfalen durch Kohleverstromung erzeugt. Auch 
das ist kein Grund, stolz zu sein, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren.  

Zurzeit werden die Landtagsgebäude mit elektri-
schem Strom versorgt, der zu 44 % aus fossiler 
Energie und zu 24 % gar aus Atomenergie erzeugt 
wird. Nur 32 % kommen aus erneuerbaren Ener-
gien. Das geht so nicht weiter. 

(Beifall von der LINKEN) 

Wer es damit ernst meint, Lehren aus der Erwär-
mung des Klimas und aus der Katastrophe von 
Fukushima zu ziehen, kann damit nicht zufrieden 
sein. Herr Minister Remmel – jetzt ist er gerade 
nicht da –, eben haben Sie uns vorgeworfen, Die 
Linke würde nur kritisieren, immer nur meckern, 
aber keine konkreten Vorschläge machen. Jetzt 
machen wir konkrete Vorschläge, aber jetzt ist der 
Herr Minister nicht da. Na wunderbar! 

(Beifall von der LINKEN – Rüdiger Sagel 
[LINKE]: Jetzt ist er nicht mehr da!) 

Daran sehen wir die Ernsthaftigkeit, mit der unse-
rem Antrag begegnet wird.  

Wir Linken fordern, dass der Landesbetrieb BLB 
jetzt für alle öffentlichen Gebäude eine ökologisch 
verantwortliche Energieversorgung organisiert.  

(Beifall von der LINKEN) 

Gerade für die Landtagsgebäude müsste das so 
schnell wie möglich technisch umgesetzt werden.  

Wir fordern ferner, nur Ökostromanbieter zu beauf-
tragen, die Strom zu 100 % aus erneuerbaren 
Energien produzieren. Außerdem sollen geeignete 
Maßnahmen zur Eigenstromversorgung geprüft und 
gegebenenfalls umgesetzt werden. Auf dem Bau- 
und Liegenschaftsbetrieb BLB ist in der Weise ein-
zuwirken, dass die öffentlichen Gebäude ebenfalls 

nach dem Maßstab der ökologischen Verantwort-
lichkeit und Nachhaltigkeit mit elektrischem Strom 
und Wärme versorgt werden.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir appel-
lieren an dieser Stelle an Sie, nicht mit kleinkarier-
tem Parteiengezänk zu reagieren. Hier muss doch 
eigentlich eine breite, fraktionsübergreifende Einig-
keit möglich sein. Wenn einige von Ihnen meinen, 
dieser Antrag bedürfe der Präzisierung, zum Bei-
spiel in Hinsicht auf entstehende Kosten – wir 
schließen nicht aus, dass vielleicht der eine oder 
andere Haushaltstitel noch erhöht werden müsste –, 
so sind wir für jede Konkretisierung und Verbesse-
rung offen.  

(Zustimmung von der LINKEN) 

Ihnen allen hat im Übrigen freigestanden, entspre-
chende Änderungsanträge zu stellen.  

(Beifall von der LINKEN – Rüdiger Sagel 
[LINKE]: Richtig!) 

Wir Linken haben immer wieder Änderungswünsche 
zu Anträgen anderer Fraktionen angemeldet, und 
es ist auch vorgekommen, dass wir für Anträge ge-
stimmt haben, die in die richtige Richtung gegangen 
sind, auch wenn wir mit unseren Änderungswün-
schen nicht durchgekommen sind. Wir halten es für 
richtig, ganz nach den Inhalten zu urteilen und nicht 
nach vermeintlichen, neunmalklugen taktischen Er-
wägungen. Das wäre im Übrigen auch ein Beitrag 
gegen die viel beklagte Politikverdrossenheit. 

(Beifall von der LINKEN) 

Darum appelliere ich an Sie, das unbezweifelbar 
richtige und konsensfähige Anliegen unseres Antra-
ges aufzugreifen und durch Ihre Fürstimme zu do-
kumentieren, dass Sie dem Inhalt zuliebe fähig sind, 
auch einmal über den eigenen Schatten zu sprin-
gen. Das haben wir Ihnen in den letzten Monaten 
unzählige Male bewiesen. Sie erinnern sich viel-
leicht daran. Die Einschätzung der Motive für ein 
Nein zu unserem Antrag werden wir vornehmen und 
in der Öffentlichkeit zu kommunizieren wissen, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der LINKEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Aggelidis. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der CDU der Abgeordnete 
Dr. Geerlings das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.  

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Viel Wind 
um nichts, muss man angesichts des Antrags der 
Fraktion Die Linke zusammenfassen. Ein Antrag, 
der offenkundig mit heißer Nadel gestrickt ist, um 
scheinbare Insellösungen aufzuzeigen, ist nicht ge-
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eignet, Lösungsansätze in der wichtigen Energie-
frage – wohl der Frage der Zukunft – zu leisten.  

Nach § 1 Energiewirtschaftsgesetz soll eine mög-
lichst sichere, preisgünstige, verbraucherfreundli-
che, effiziente und umweltverträgliche Versorgung 
sichergestellt werden, ähnlich Art. 194 AEUV, Ver-
trag von Lissabon, der in Abs. 1 c) als Ziel nennt: 
„Förderung der Energieeffizienz und von Energie-
einsparungen sowie Entwicklung neuer und erneu-
erbarer Energiequellen“. Viele der im Gesetz ge-
nannten Grundsätze vermisse ich allerdings im An-
trag der Linksfraktion. Der Antrag kann auch gar 
nicht auf diese Punkte eingehen, weil ihm eine 
Grundidee fehlt. Es ist ein Fensterantrag ohne Sub-
stanz, denn er ist überhaupt nicht in ein Gesamt-
konzept eingebettet. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Sie halten hier eine 
Fensterrede!) 

Ich vermisse in Ihrem Antrag Begriffe wie Kosten 
oder die gerade zitierte Energieeffizienz. Ihnen ging 
es allein darum, irgendetwas zum Thema „Erneuer-
bare Energien“ auf die Tagesordnung zu hieven. 

(Bärbel Beuermann [LINKE]: Mentale Diar-
rhö!) 

Ihnen ging es leider nicht darum, Lösungsansätze 
zu bieten. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Doch, im Gegen-
satz zu Ihnen! Sie reden sich nur heraus! – 
Michael Aggelidis [LINKE]: Wir haben das 
getan, wozu uns der Minister aufgefordert 
hat!) 

In Ihrem Antrag erwähnen Sie nicht einmal, dass 
bezüglich des Landtagsgebäudes im letzten Jahr 
erheblich an einer Verbesserung der Energieeffizi-
enz gearbeitet wurde. In gleicher Weise ist davon 
auszugehen, dass auch bei anderen Gebäuden im 
Landeseigentum daran arbeitet wird. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Mehr Atomstrom! – 
Ralf Michalowsky [LINKE]: 24 % Atom-
strom!) 

Das sind gute Wege, die beschritten werden und 
noch verstärkt werden müssen. 

Ich will jetzt keine Generaldebatte starten, die wir 
schon oftmals – richtigerweise – über die Frage der 
Energieversorgung der Zukunft geführt haben. 
Denn dann müsste die Frage gestellt werden, wie 
wir insgesamt erneuerbare Energien zur Verfügung 
stellen, etwa: Wie soll der Ausbau der Netze erfol-
gen? Auch bei dieser Frage haben Sie von der 
Linksfraktion zuletzt nur dadurch Rede von sich 
gemacht, dass Sie die Stromnetze verstaatlichen 
wollten. 

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Genau!) 

Damit leisten Sie sicher keinen Beitrag zu einer effi-
zienten Energieversorgung. 

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Nur dann!) 

Energie muss bezahlbar sein – für die Bürger, für 
die Unternehmen und auch für die öffentliche Hand. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Deswegen wollen 
Sie auch weiter Atomstrom! – Michael Agge-
lidis [LINKE]: Die Steuerzahler bezahlen 
das! – Weitere Zurufe von Bärbel Beuer-
mann [LINKE] und von Özlem Alev Demirel 
[LINKE]) 

– Hören Sie ruhig mal zu. Darauf hebt Ihr Antrag in 
keiner Weise ab. Er täte aber gut daran, dieses Ziel 
im Blick zu behalten. Denn je schneller erneuerbare 
Energien wettbewerbsfähig werden, desto schneller 
steigt auch ihre Akzeptanz. 

Was fehlt Ihrem Antrag? – Der Antrag bleibt bei ei-
nem Detail stecken. Ihm fehlt ein Gesamtkonzept, 
so wie es etwa das Energiekonzept der Bundesre-
gierung darstellt, 

(Lachen von Ralf Michalowsky [LINKE]) 

das detailliert und mit ambitionierten Zielen den 
Weg hin zu einer umweltverträglichen und sicheren 
Energieversorgung aufzeigt. 

(Michael Aggelidis [LINKE]: Damit können 
Sie im Kabarett auftreten!) 

Bundesumweltminister Norbert Röttgen kämpft an 
erster Stelle für einen raschen Umbau der Energie-
versorgung. 

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Karneval ist 
schon vorbei!) 

Im Gegensatz zum vorliegenden Antrag bleibt er 
aber nicht im Detail stecken, sondern nimmt auch 
die Probleme der Versorgungssicherheit und Be-
zahlbarkeit mit in den Blick. 

Sie fordern zudem, dass die Landesgebäude von 
einem Stromversorger versorgt werden, der zu 
100 % Ökostrom anbietet. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Genau! – Michael 
Aggelidis [LINKE]: Die gibt es!) 

– Solche Anbieter bzw. Stromtarife gibt es in der 
Tat. Unter anderem viele kommunale Stadtwerke 
bieten dies bereits an. 

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Wie viele denn?) 

Jeder mit etwas Physikkenntnissen weiß natürlich, 
dass nach dem Ohm‘schen Gesetz der Strom phy-
sikalisch aus der nächsten Bezugsquelle kommt, 

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Keine Ahnung!) 

was rund um den Landtag etwa Strom aus 
Braun- und Steinkohle sein dürfte. 

(Michael Aggelidis [LINKE]: Das weiß doch 
jeder!) 
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Die Anbieter von 100 % Ökostrom hinterlegen ihren 
Bezug mit Zertifikaten. Irgendwo im Gesamtnetz 
wird die angebotene Strommenge also mit Strom 
aus erneuerbaren Bezugsquellen eingespeist. Ich 
bin zuversichtlich, dass die Hinwendung zu erneu-
erbaren Energien gelingen wird. Mit einem Antrag 
wie dem vorliegenden ist man diesem Ziel aber 
nicht näher. 

Ein Gesamtkonzept der Energieversorgung – min-
destens für Nordrhein-Westfalen, besser aber für 
die gesamte Bundesrepublik Deutschland, so wie 
es die Bundesregierung macht – hilft da deutlich 
besser. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Dr. Geerlings, entschuldigen Sie, wenn ich Sie un-
terbreche. Frau Abgeordnete Beuermann würde 
Ihnen gerne eine Zwischenfrage stellen, wenn Sie 
die zulassen. 

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Ja, gerne. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte schön. 

Bärbel Beuermann (LINKE): Vielen Dank, Herr 
Dr. Geerlings. Sie nannten in Ihrer Rede, dass viele 
Stadtwerke Ökostrom anbieten würden. Könnten 
Sie uns bitte eine genaue Anzahl und die Städte 
nennen? 

(Zuruf von der CDU: Was soll der Quatsch 
denn?) 

Denn wenn Sie so effizient darüber reden, müssen 
Sie sich doch auch kundig gemacht haben. 

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Ich kann Ihnen die ge-
naue Zahl nicht sagen, Frau Kollegin. Ich bin aber 
Aufsichtsratsvorsitzender eines Stadtwerks, wel-
ches das anbietet. Die genaue Zahl können Sie 
selbst eruieren, das wird sicherlich irgendwo hinter-
legt sein. 

(Bärbel Beuermann [LINKE]: Wenn Sie das 
in den Raum stellen, sollten Sie schon mit 
validen Zahlen handeln!) 

– Sie können sich erkundigen. Einer der Kollegen 
rief ja dazwischen, dass es sie gibt. Also erzählen 
Sie keine Märchen. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Sie erzählen hier 
Märchen! Sie haben keine Ahnung! Das ist 
das Problem!) 

– Wenn Sie das sagen, Herr Sagel, dann ist das ei-
ne sehr wertvolle Aussage. 

Noch einmal: Unsere beste Energiequelle heißt 
Energieeffizienz. Von allen Varianten moderner 
Energiepolitik ist sie die wirksamste und wirtschaft-

lichste. Durch sie entstehen Beschäftigung und 
Wachstum im Inland, weniger Importabhängigkeit, 
eine bessere Energieversorgung sowie Sicherheit 
und positive technische Innovationen. Energieeffizi-
enz muss daher auch in der Förderung den glei-
chen Stellenwert wie die erneuerbaren Energien 
haben, ohne dadurch den Strompreis für die Ver-
braucher weiter zu erhöhen. Dabei haben anreizori-
entierte Förderinstrumente Vorrang vor staatlichen 
Vorgaben und/oder Eingriffen. Sämtliche Gebäude 
im Landeseigentum müssen ständig daraufhin 
überprüft werden. Erneuerbare Energien und Ener-
gieeffizienz sind daher essenzielle Kernpunkte ei-
nes Gesamtkonzepts. An einem Konzept mangelt 
es dem vorliegenden Antrag aber deutlich. Daher 
kann die CDU-Fraktion ihm auch nicht zustimmen. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU – Rüdiger Sagel 
[LINKE]: Abschalten!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Dr. Geerlings. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der SPD der Abgeordnete Stinka das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege Stinka. 

(Özlem Alev Demirel [LINKE]: Jetzt sind wir 
aber gespannt!) 

André Stinka (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Guckt man sich 
den Antrag an, denkt man: Oberflächlich gesehen 
ist es ein guter Antrag, weil die öffentliche Hand na-
türlich eine Vorbildfunktion einnimmt. Das ist richtig. 
Nur, wenn man sich der Realität in Nordrhein-
Westfalen, der Menschen mit kleinen Einkommen, 
der mittelständischen Wirtschaft stellt, dann weiß 
man, dass es sicherlich ganz andere Arbeitspunkte 
gibt. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Zur Sache, Kollege, 
zur Sache! – Michael Aggelidis [LINKE]: 
Jetzt beten Sie auch das Gebet vom billigen 
Atomstrom!) 

– Herr Aggelidis, wenn Sie vielleicht zuhören wür-
den. Mit Ihrer Agitation helfen Sie der Industriepolitik 
ganz sicher nicht. 

Wir stellen uns der Realität und fragen: Kann die 
SPD-Fraktion in der Welt des Landtags sagen: „Wir 
haben Ökostrom“ und dann den Blick ins Land ver-
gessen? 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Tun wir doch gar 
nicht!) 

Denn den Blick ins Land haben Sie nicht. Sie haben 
vorhin deutlich gemacht, dass Sie von Demonstrati-
onen erwarten, dass sich dann etwas am Energie-
versorgungssystem ändert. Das glauben wir ganz 
sicherlich nicht, meine Damen und Herren. 
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Sie stellen in Ihrem Antrag auch noch dar, dass der 
Ökostromanteil so niedrig ist. Warum ist er denn so 
niedrig? Warum sollte sich gerade der Landtag um 
diesen niedrigen Stromanteil bemühen? Wir sind 
der Auffassung, dass der Sitz des Parlaments dazu 
beizutragen und die Aufgabe hat, den Ökostroman-
teil zu erhöhen, den wir in Nordrhein-Westfalen er-
bringen. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Genau! In allen 
Gebäuden des Landes!) 

Vor dem Hintergrund geht der Antrag ganz klar am 
Leben vorbei. 

(Özlem Alev Demirel [LINKE]: Fangen Sie 
doch irgendwo an!) 

Wir können uns hier mit einem Deckmäntelchen 
versorgen und so tun, als wäre die Welt dann 
schön. Nein, die Welt wird draußen gemacht, die 
Energie wird draußen organisiert.  

Und wenn Sie in Ihrer Aufschlüsselung der Energie-
versorgung beispielsweise Kraft-Wärme-Kopplung 
vergessen, wenn Sie sich beispielsweise auch an 
der Windkraftdiskussion nur relativ schwach beteili-
gen, dann machen Sie doch deutlich, dass es Ihnen 
nur darum geht, hier ein Signal zu setzen, um sicht-
bar in die Medien zu gelangen und um deutlich zu 
sagen: „Wir sind Öko!“ Aber alles, was danach 
kommt, interessiert Sie nicht. – Das ist uns zu we-
nig, und das reicht auch bei Weitem nicht aus.  

(Michael Aggelidis [LINKE]: Das glauben Sie 
doch selbst nicht, was Sie da sagen!) 

Denn wenn Sie sich mit den Gegebenheiten des 
Landtags beschäftigt hätten, dann wüssten Sie, 
dass sich bereits in der letzten Wahlperiode eine 
Kommission der Fragen angenommen hat. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Keine Ergebnisse!) 

Sie wüssten dann sehr wohl auch, dass viele Ände-
rungen am Gebäude als problematisch eingestuft 
werden. Denn das ist auch ganz eng mit Haushalts-
fragen verknüpft. 

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Mit Atomstrom 
aber!) 

Dieser Schaufensterantrag, Kolleginnen und Kolle-
gen, sollte durch unsere Arbeit umgewandelt wer-
den, nämlich durch unser Engagement für mehr 
Kraft-Wärme-Kopplung, für Windkraft, für den Ein-
satz von Zertifikaterlösen. Ein solcher Antrag würde 
dann irgendwann die Überschrift tragen: „Mehr 
Ökostrom, erneuerbare Energien für die Menschen 
im Land Nordrhein-Westfalen“. Dafür sind wir hier. 
Diese Vorgaben erfüllt Ihr Antrag nicht.  

(Michael Aggelidis [LINKE]: Dann hätten Sie 
doch einen Änderungsantrag stellen kön-
nen!) 

Daher werden wir diesen Antrag auch ablehnen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD – Ralf Michalowsky 
[LINKE]: Das hätte man aber besser ma-
chen können, Herr Stinka! Schwache Leis-
tung!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Stinka. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau 
Abgeordnete Brems das Wort. Bitte schön, Frau 
Kollegin. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Jetzt kommen wei-
tere Ausreden! – Ralf Michalowsky [LINKE]: 
Aber das sind wir ja gewohnt! – Özlem Alev 
Demirel [LINKE]: Links reden, anders le-
ben!) 

Wibke Brems (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ja, ich le-
be anders, und ich rede nicht nur anders, liebe 
Fraktion Linke. 

Herr Aggelidis, die Politik hat eine Vorbildfunktion. 
Da haben Sie absolut recht. Darum werden auch 
zum Beispiel bei der Wärmeversorgung von Ge-
bäuden auf EU-Ebene höhere Standards erwartet, 
bevor dies bei Privathäusern der Fall ist. Darum 
werden auch die Gebäude des Bundestags und 
zahlreicher anderer Landtage mit Ökostrom ver-
sorgt. 

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Unser Haus 
nicht!) 

Auch wir hier in Nordrhein-Westfalen müssen unse-
rer Verantwortung gerecht werden.  

(Zuruf von der LINKEN: Aha! – Rüdiger Sa-
gel [LINKE]: Wann denn?) 

Darum hat sich das Kabinett auch zum Ziel gesetzt, 
die Landesverwaltungen bis zum Jahr 2030 CO2-
neutral zu gestalten.  

(Zuruf von der LINKEN: 2030! – Rüdiger Sa-
gel [LINKE]: Ui! 2030! In 20 Jahren! Klasse! 
Super!) 

– Halten Sie jetzt endlich einmal die Klappe, Herr 
Sagel! Ich bin jetzt dran. Meine Fresse! Mann! 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD – Rüdiger Sagel [LINKE]: 
Quatscherei! – Glocke) 

Sie hätten gerade die Chance gehabt, 

(André Stinka [SPD]: Welche Chance?) 

Sie haben diese Chance aber nicht genutzt. 

Das Ziel, die Energieversorgung der gesamten 
Landesverwaltung CO2-neutral zu gestalten, bedeu-
tet eine riesengroße Aufgabe. Dazu gehört natürlich 
auch die Energieversorgung dieses Gebäudes. 
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Der vorliegende Antrag der Linken ist – da stimme 
ich mit Herrn Dr. Geerlings überein – mit heißer Na-
del gestrickt. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Sie haben über-
haupt keine Nadel!) 

Sie fordern, den Landtag und alle Landesgebäude 
sofort und umgehend mit Ökostrom zu versorgen. 
Hier hätte eine etwas weitergehende Recherche 
absolut geholfen. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Sie haben über-
haupt nicht recherchiert!) 

Es gibt bestehende Verträge, aus denen man nicht 
einfach so mal eben aussteigen kann. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Weitere Maßnahmen: Sie haben … 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Pscht! 

Wibke Brems (GRÜNE): … in Ihrem Antrag gefor-
dert,  

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Sie sind ein Papier-
tiger!) 

„weitere Maßnahmen zu ergreifen, um eine kom-
plette ökologische Versorgung der Landtagsgebäu-
de zu organisieren“. – Ja, womit denn? Mit Wärme, 
mit Hähnchenschenkeln in der Kantine oder womit? 
Sie müssen an dieser Stelle schon ein bisschen 
präziser werden. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD – 
Bärbel Beuermann [LINKE]: Ganz ruhig! Wir 
schaffen das gemeinsam!) 

Sie fordern, nur solche Ökostromanbieter zu neh-
men, die ihren Strom zu 100 % aus erneuerbaren 
Energiequellen erzeugen. Weitere Kriterien sind bei 
Ihnen absolute Fehlanzeige. Es geht nicht darum, 
den Anteil neuer Anlagen zu betrachten. Das alles 
sind wichtige Kriterien, für die es feste Siegel gibt 
und die an dieser Stelle ganz wichtig sind. 

Herr Dr. Geerlings hat an dieser Stelle recht. Ja, es 
geht nicht darum, einfach zu sagen, man beziehe 
an der einen oder anderen Stelle Ökostrom, son-
dern es geht natürlich darum, den Prozess zu för-
dern, dass mehr Ökostrom ins Netz eingespeist 
wird. Das ist ganz richtig.  

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Solche Anträge hat-
ten wir schon längst gestellt! Sie haben sie 
alle abgelehnt! Papiertigerfraktion! Unglaub-
lich!) 

Neben diesen teilweise – ich muss es so sagen – 
kruden Forderungen fehlen in Ihrem Antrag ganz 
wichtige Aspekte. Wir werden uns hier rechtzeitig 

vor Auslaufen der Verträge Ende 2012 um die 
Stromversorgung der Landesgebäude kümmern.  

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Sie haben über-
haupt keinen Antrag gestellt!) 

Aber Verträge brechen wir hier nicht.  

(Beifall von den GRÜNEN – Ralf Mi-
chalowsky [LINKE]: Wo steht das denn da 
drin?) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Linken, wenn 
Sie recherchiert hätten, wüssten Sie ganz genau, 
dass unsere Verträge hier im Land bis Ende 2012 
laufen.  

(Anhaltende Unruhe) 

In Ihrem Antrag blenden Sie 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Haben Sie den An-
trag überhaupt gelesen?) 

das vorliegende Energiekonzept des Landtags 
komplett aus.  

(Ralf Michalowsky [LINKE]: „So schnell wie 
möglich“!) 

Dies sollte, finde ich, regelmäßig in der Umsetzung 
begleitet werden und nicht, wie bisher, nur alle paar 
Jahre.  

Für uns geht es neben der Energieversorgung näm-
lich auch darum, den Strom- und Wärmeverbrauch 
hier zu reduzieren. Da geht es nicht nur darum, hier 
in diesem Gebäude teure Sanierungsmaßnahmen 
vorzunehmen, sondern auch um kostengünstige 
Maßnahmen, wie beispielsweise die Einstellung der 
Heizung. 

(Beifall von Ilka von Boeselager [CDU]) 

Vollkommen kostenlos – das erfordert aber von uns 
allen etwas Eigenleistung – ist eine Änderung des 
Nutzerverhaltens.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

In diesem Bereich sind 10 bis 12 % einzusparen. 
Wir alle sind verantwortlich für den Energiever-
brauch in diesem Gebäude. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Dann fangen Sie 
eben mal damit an! Oder wollen Sie damit 
auch bis zum Jahr 2030 warten?) 

Liebe Linke, die aufgezeigten Fehler und blinden 
Flecken Ihres Antrags zeigen: Sie wollten die Ersten 
sein. Inhalt und Substanz waren vollkommen un-
wichtig. Denn sonst hätten Sie dazu beigetragen, 
dass wir mit einer breiten Mehrheit eine Lösung fin-
den, und zwar in einem Ausschuss. Da hätten wir 
konkretisieren können. In dieser Runde ist es hier 
so mit Ihnen nicht möglich. Da wäre sicherlich auch 
eine breite Mehrheit möglich gewesen. 

(Bärbel Beuermann [LINKE]: Das war ein 
Stich ins Herz! Das tut weh, oder?) 
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Wir werden in Zukunft dafür sorgen … 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Ihr könnt nicht grün! 
Ihr heißt nur so!) 

Sie wollten das nicht. Da sind Sie wie der Hase, der 
kopflos losläuft und nicht merkt, dass man auch an-
ders gewinnen kann. Es geht nicht immer darum, 
Erster zu sein oder etwas gut zu meinen, sondern 
es geht darum, seine Sache gut zu machen. SPD 
und Grüne gehen diesen Weg, die Linke leider 
nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN, von der SPD und 
von der CDU – Ralf Michalowsky [LINKE]: 
Ihr habt überhaupt nichts gemacht! – Weite-
rer Zuruf von der LINKEN: Ihr seid ja nur die 
Kofferträgerfraktion!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin, 
wollten Sie noch eine Zwischenfrage der Abgeord-
neten … – Ganz offensichtlich nicht. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Die Bremse der 
Grünen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun hat 
für die Fraktion der FDP der Abgeordnete Brockes 
das Wort. Bitte sehr, Herr Kollege Brockes. 

Dietmar Brockes
*)
 (FDP): Vorab, Frau Kollegin 

Brems, ich befürchte … 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Die Bremse der 
Grünen!) 

Frau Kollegin Brems, es wäre schön, wenn Sie zu-
hören würden … 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Das kann sie nicht!) 

Ich meine die Kollegin Brems. Frau Brems, ich be-
fürchte, dass Ihre Äußerung in Richtung des Kolle-
gen Sagel möglicherweise unparlamentarisch war. 
Darüber wird aber wohl das Präsidium entscheiden. 

(Widerspruch von den GRÜNEN – Zuruf von 
Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Aber ich fand es von der Sache her richtig. 

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Das tolerieren 
wir aber!) 

Meine Damen und Herren, Die Linke fordert in ih-
rem Antrag die komplette Versorgung aller Landes-
gebäude mit erneuerbaren Energien. Im Unter-
schied zu den sonstigen Anträgen der Linken ist 
dieser Antrag aber einmal nicht mit Klassenkampf-
parolen gespickt. Aus meiner Sicht lohnt sich auch 
eine inhaltliche Debatte darüber. 

(Zuruf von der LINKEN: Oh! Herr Kollege 
Brockes!)  

Insofern wundert es mich schon, dass die Debatte 
bisher so wenig inhaltlich und eher oberflächlich ge-

führt wurde. Ich finde es auch einigermaßen scha-
de, dass der Antrag nicht zur Beratung an den zu-
ständigen Ausschuss überwiesen wird. 

(Özlem Alev Demirel [LINKE]: Stimmen Sie 
da zu?) 

Jetzt ad hoc ohne genaue Kenntnisse zum Beispiel 
über die Kosten und den Nutzen hier über den An-
trag zu entscheiden, halte ich für nicht möglich. 
Deshalb werden wir ihn auch gleich ablehnen. 

Meine Damen und Herren, im Hinblick auf den 
Landtag haben wir bereits in der Vergangenheit 
großen Wert auf Energieeffizienz gelegt. Dies ha-
ben wir in der vergangenen Legislaturperiode – ei-
nige der Kollegen sehe ich hier in der Runde – auch 
mit einer Kommission begleitet, in der die energie-
politischen Sprecher die im Landtag umgesetzten 
Maßnahmen verfolgt haben. 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Frau Präsidentin, Herr Präsident, vielleicht darf ich 
das auch an das Präsidium richten: Mich würde es 
freuen, wenn diese Kommission bezüglich der 
Energieeffizienz in diesem Hohen Hause auch in 
naher Zukunft wieder tagen würde und wir als Ab-
geordnete diesen Prozess begleiten könnten, um 
damit unseren Kolleginnen und Kollegen, aber auch 
den Bürgerinnen und Bürgern deutlich zu machen, 
dass wir hier sehr großen Wert auf Energieeffizienz 
legen. 

(Beifall von Gunhild Böth [LINKE]) 

Auch im Bericht der „WAZ“ vom Mittwoch dieser 
Woche ist deutlich geworden, dass der Landtag ein 
sehr gutes Energieeffizienzverhalten aufweist. Bei 
der Umgestaltung des Plenarsaals wurde jetzt 
ebenfalls ein Schwerpunkt auf den effizienten Ein-
satz der Energie gelegt. 

Meine Damen und Herren, jede Kilowattstunde, die 
wir nicht verbrauchen, ist ein richtiger Gewinn. Inso-
fern erachten wir es unabhängig von der Frage, 
welche Energie man verbraucht, für absolut not-
wendig, so wenig wie möglich davon zu verbrau-
chen. Wir sollten uns alle einig sein, dass dies die 
oberste Priorität haben sollte. 

Insofern haben die Landesgebäude sicherlich 
Nachholbedarf. Im Bericht der „WAZ“ vom Mittwoch 
dieser Woche wurde das auch sehr deutlich. Investi-
tionen in die Gebäudesanierung sind notwendig und 
sollten in Angriff genommen werden. 

Es sei dahingestellt, ob es volkswirtschaftlich sinn-
voll ist, wie im Klimaschutzgesetz vorgesehen, eine 
CO2-neutrale Landesverwaltung aufzubauen. Frau 
Kollegin Brems, da ist das Ziel 2030 auch nicht un-
bedingt ambitioniert. 

Ganz sicher ist es aber ein nicht haltbarer Zustand, 
wenn in den Gebäuden der Landesministerien re-
gelrecht Energie verschwendet wird. Deshalb wer-
den wir unabhängig vom hier diskutierten Antrag der 



Landtag   15.04.2011 

Nordrhein-Westfalen 3172 Plenarprotokoll 15/33 

 

Linken im Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand und 
Energie einen Bericht der Landesregierung zum 
Zustand der Regierungsgebäude einfordern. Wir 
erwarten, dass daraus anschließend auch ein Kon-
zept und eine Umsetzungsstudie entstehen. 

Meine Damen und Herren, als Parlament sind wir 
dazu verpflichtet, sparsam mit dem Geld der Bürge-
rinnen und Bürger umzugehen. Insofern können wir 
hier nicht ohne die nötigen Informationen eine Ent-
scheidung treffen. Bei der Energieeffizienzsteige-
rung sollten wir aber, wie gesagt, auch als Vorbild 
vorangehen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und von der CDU – Ralf 
Michalowsky [LINKE]: Das Mikrofon am 
Rednerpult läuft mit französischem Atom-
strom!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Brockes. – Für Landesregierung hat jetzt 
Herr Minister Dr. Walter-Borjans das Wort. 

(Özlem Alev Demirel [LINKE]: Warum nicht 
Herr Remmel? – Rüdiger Sagel [LINKE]: 
Der arme Finanzminister muss immer alle 
Lücken schließen!) 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Entschei-
dung über den Antrag der Fraktion Die Linke treffen 
Sie. Ich will für die Landesregierung nur einige In-
formationen dazu beisteuern, die noch einmal deut-
lich machen: Auch in der Frage einer Umstellung 
auf erneuerbare Energien muss man sich die Reali-
tät angucken. Man muss sich anschauen, in wel-
chen Vertragsbeziehungen man steckt, und berück-
sichtigen, dass auch diese Entscheidung sich am 
Ende in ein gesamtes Ganzes einfügen muss. Man 
kann also nicht einfach Wünsche in einem Antrag 
formulieren und sagen, anschließend sei die Welt 
anders. 

Es gibt einen Koalitionsvertrag, den SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen ausgehandelt und be-
schlossen haben. In diesem Koalitionsvertrag heißt 
es: 

„Die Stromerzeugung Nordrhein-Westfalens ist 
auf einen stetig steigenden Anteil Erneuerbarer 
Energien umzustellen.“ 

(Beifall von Bärbel Beuermann [LINKE] und 
von Ralf Michalowsky [LINKE]) 

„Erneuerbaren Energien ist der Vorrang vor allen 
anderen Energieträgern einzuräumen.“ 

(Reiner Priggen [GRÜNE]: Guter Vertrag! – 
Ralf Michalowsky [LINKE]: Er muss auch 
umgesetzt werden!) 

An dieser Stelle geht es zunächst um die Stromer-
zeugung; denn dort entscheidet sich auch, ob wir 
Nachhaltigkeit erreichen, ob wir den Umstieg auf die 

erneuerbaren Energien durchsetzen und ob wir da-
mit die Ressourcen dieser Erde schonen. Genauso 
klar ist, dass die Produktion natürlich auch vom 
Verhalten der Nachfrager bestimmt wird.  

Die Landesregierung hat sich vor diesem Hinter-
grund selbstverständlich nicht nur darauf verstän-
digt, sondern ist auch davon überzeugt, dass auch 
sie mit ihrem Nachfrageverhalten einen Einfluss auf 
eine umweltverträgliche und ressourcenschonende 
Produktion von Energie nehmen kann. 

Wir haben dabei aber Folgendes festzustellen: Wir 
sind in einem Vertragsverhältnis. Seit 2009 gibt es 
Verträge, die bis 2012 laufen. Insofern ist das Ge-
lächter darüber, dass man 2013 etwas ändern will, 
überhaupt nicht nachzuvollziehen. Man kann nicht 
heute etwas beschließen und es morgen umsetzen. 
Wir sind in Verträgen, die bis 2012 gelten. 

Im Übrigen gelten die Verträge der Hochschulen in 
deren eigener Verantwortung. Das heißt, dass wir 
keinen Einfluss darauf haben. Diese Entscheidun-
gen sind von den Hochschulen zu treffen. Wir kön-
nen die Entscheidungen nur für die Bereiche treffen, 
für die wir zuständig sind und die unserem Zugriff 
unterliegen. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Wir werden darauf ach-
ten, dass bei den Verträgen, die insbesondere vom 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb in diesem Zusam-
menhang geschlossen werden, Ihre Überlegungen 
einbezogen werden. Wir haben den Bau- und Lie-
genschaftsbetrieb auch bereits darauf aufmerksam 
gemacht. Es ist auch in seiner eigenen Planung 
vorgesehen, beispielsweise beim Neuabschluss der 
Verträge innerhalb dessen, was Vertragsfreiheit und 
Vergaberecht hergeben, auf diese Umstellung zu 
achten. Natürlich müssen wir uns auch angucken, 
welche Kosten im Augenblick damit verbunden sind 
und was das für den Landeshaushalt bedeutet. 

Außerdem werden wir bei Neubauvorhaben darauf 
achten und prüfen lassen, ob Blockheizkraftwerke 
möglich sind, die auch eine Eigenstromversorgung 
in dem Sinne ermöglichen, der aus diesem Antrag 
heraus deutlich wird. 

Insofern ist die Zielrichtung wohl unbestritten. Ge-
nauso unbestritten ist aber, dass es dafür Rahmen 
gibt. Auch die Dinge, die wir wirklich so schnell wie 
möglich ändern wollen, sind nicht von heute auf 
morgen zu ändern, sondern nur im Rahmen des-
sen, was Verträge hergeben und was Kosten- und 
Vergaberecht und alle diese Rahmenbedingungen 
ermöglichen. Und daran arbeiten wir. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Dr. Walter-Borjans. – Ich habe keine weite-
ren Wortmeldungen vorliegen.  
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Dann kommen wir zur Abstimmung. Die antragstel-
lende Fraktion Die Linke hat direkte Abstimmung 
beantragt. Wer stimmt dem Antrag Drucksache 
15/1680 – Neudruck – zu? – Die Fraktion Die Lin-
ke. Wer stimmt gegen diesen Antrag? – SPD, Grü-
ne, CDU und FDP. 

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Atomausstieg!) 

Gibt es Enthaltungen? – Keine Enthaltungen. Damit 
ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 

4 Bei der Verteilung der Bundesmittel an den 
Kosten für Bildung und Teilhabe die Anzahl 
der berechtigten Kinder berücksichtigen 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/1691 

Wie bereits mitgeteilt, wird dieser Tagesordnungs-
punkt in die nächste Plenarwoche – in die Sitzun-
gen im Mai – verschoben. 

Deshalb kommen wir jetzt zu Tagesordnungspunkt 

5 Endlich Lehren aus der Love-Parade-Katas-
trophe ziehen – Kinder und Jugendliche müs-
sen gefahrlos Veranstaltungen in Nordrhein-
Westfalen besuchen können 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 15/1688 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Herrn Kollegen Engel das Wort. 

Horst Engel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren!  

(Unruhe – Glocke) 

Erst Duisburg, jetzt Oberhausen. Neun Monate 
nach der verheerenden Love-Parade-Tragödie mit 
21 Toten und mehr als 500 Verletzten wird offen-
kundig, dass die Landesregierung immer noch nicht 
die notwendigen Konsequenzen aus den Ereignis-
sen in Duisburg gezogen hat. Dabei hatte sie wort-
reich einen besseren Schutz bei Großveranstaltun-
gen versprochen. So erklärte Innenminister Jäger 
wörtlich: Wir haben jetzt den politischen Auftrag, so 
zu handeln, dass so ein Unglück möglichst nie wie-
der passiert in diesem Land. 

Herr Innenminister, was ist seit diesen tragischen 
Ereignissen bei der Love-Parade im Juli 2010 pas-
siert? 

Ich sage Ihnen: Tatsächlich unternommen wurde 
nach der Love-Parade-Tragödie so gut wie nichts. 

Von den am 17. August 2010 in einer Kabinetts-
pressekonferenz der Landesregierung wortreich 
angekündigten Maßnahmen ist bislang faktisch 
nichts erfolgreich umgesetzt worden. Wir mussten 
als FDP massive Kritik und Druck im Innenaus-
schuss des Landtages ausüben, bis eine Arbeits-
gruppe des Innenministers erst im Februar 2011, 
also sieben Monate nach dem schwarzen Tag in 
Duisburg, eingerichtet wurde. 

Aufgrund Ihres Zauderns und Zögerns sind erste 
Arbeitsergebnisse wohl frühestens im Sommer 
2011 zu erwarten. Herr Minister, diese Arbeitser-
gebnisse und Handlungsempfehlungen könnten 
dem Parlament längst vorliegen, wenn die Arbeits-
gruppe unmittelbar nach der Tragödie eingesetzt 
worden wäre. Sieben Monate wertvolle Zeit sind 
verstrichen. Das ist Ihre Verantwortung. 

Man kann es kaum glauben, dass Sie als Duisbur-
ger Bürger, als Duisburger SPD-Chef und in Ihrer 
Eigenschaft als Innenminister und dienstlicher Be-
sucher der Love-Parade während der Tragödie die-
se nicht zur Chefsache gemacht haben. Nur An-
kündigungen – das war es. Das ist viel zu wenig 
und nicht in Ordnung, Herr Minister. Ich verstehe 
auch Frau Ministerpräsidentin Kraft nicht, deren 
Sohn als Raver auf der Love-Parade war. Sie hat 
bemerkenswerte Trauerreden gehalten – das unter-
streiche ich noch einmal –, aber inzwischen haben 
wir das Gefühl, dass das Kabinett diesen schwar-
zen Tag in Duisburg wohl eher so behandelt, dass 
möglichst schnell Gras darüber wächst. 

(Matthi Bolte [GRÜNE]: Das ist unanständig, 
was Sie hier machen!) 

– Sie können ja gleich reden, Herr Bolte. Dann wol-
len wir einmal hören, wie Sie diesen Sachverhalt 
beurteilen, ob Sie zu anderen Ergebnissen kom-
men. Ich bin darauf gespannt. 

Ein Erlass, der lediglich auf die geltende Rechtslage 
verweist, ist mager und völlig unzureichend. 

(Beifall von der FDP) 

Das gilt auch für die Beratungsergebnisse im In-
nenausschuss. Sie sind mehr als dünn. Wir wollen 
als Parlament wissen, welche Lehren aus der Tra-
gödie zu ziehen sind und ob es richtig ist, dass klei-
ne Laternenumzüge oder Nachtflohmärkte pauschal 
mit teuren Sicherheitsmaßnahmen überzogen wur-
den, während andere Veranstaltungen mit weniger 
als 5.000 Besuchern, aber höherem Gefährdungs-
potenzial nahezu unbehelligt agieren können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Tra-
gödie der Love-Parade war eine der schlimmsten 
Katastrophen des Landes Nordrhein-Westfalen und 
Europas seit Jahrzehnten. Im Jahre 1985 ereignete 
sich die Katastrophe von Heysel. Viele von Ihnen 
werden sich bestimmt noch daran erinnern. Vor 
dem Fußball-Europapokalspiel zwischen dem 
FC Liverpool und Juventus Turin im Heysel-Stadion 
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in Brüssel brach eine Massenpanik aus, als Anhä-
nger von Liverpool in den neutralen Sektor stürm-
ten. Eine Wand stürzte ein, 39 Menschen wurden 
getötet, 454 verletzt.  

Diese Katastrophe hatte weltweit weitreichende 
Folgen für Fußballspiele bzw. für die Gestaltung von 
Fußballstadien, die noch heute überall zu sehen 
sind. Eine Konsequenz war neben einer geänderten 
Ticketvergabe und mehr Sitzplätzen zum Beispiel 
auch die bauliche Veränderung der Fußballstadien, 
indem etwa die Zäune ersetzt wurden, die zuvor die 
Zuschauer daran hindern sollten, auf das Spielfeld 
zu gelangen, auch wenn dadurch gelegentlich Flit-
zer oder zuletzt auch aggressive Fans auf das 
Spielfeld gelangen konnten. Zudem wurden die 
Taktik und die Zusammenarbeit der Polizei – auch 
international – sowie die Präsenz an neuralgischen 
Punkten verbessert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach Du-
isburg wurde bislang nichts verbessert. Ich frage 
noch einmal: Soll darüber Gras wachsen? – Ich hof-
fe, nicht. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Horst Engel (FDP): Nein, ich trage im Zusammen-
hang vor. 

Aber ein Unglück kommt selten allein. Das mussten 
Sie, Herr Jäger, nun persönlich schmerzlich erfah-
ren. Sie haben in der letzten Legislaturperiode Frau 
Ministerin Müller-Piepenkötter als Pannenministerin 
bezeichnet, ihr Führungsversagen, Verantwortlich-
keit für strukturelle Mängel sowie Verunsicherung 
der Bevölkerung vorgeworfen. 

(Thomas Stotko [SPD]: Bravo!) 

Das wirft man Ihnen heute vor. Ich höre „Katastro-
phenminister Jäger“. 

(Zuruf von der SPD: Wo hören Sie das 
denn?) 

Die Love-Parade in Duisburg und DSDS in Ober-
hausen haben Parallelen, wenn auch Duisburg viel 
gravierendere Folgen hatte. Bei beiden Ereignissen 
wurde von vorne unkoordiniert ein Zugang ge-
schlossen, durch den viele nachströmende Men-
schen noch hineingehen wollten. Es waren viel zu 
wenige Sicherheitsmitarbeiter dort und die vorhan-
denen noch am falschen Ort eingesetzt. Die zu-
ständige Behörde hat sich im Vorfeld mit Sicher-
heitsauflagen zufrieden gegeben, die sich tatsäch-
lich als unzureichend herausstellten. Die Behörde 
war nicht mit eigenen Mitarbeitern vor Ort, um sich 
selbst ein Bild zu machen und reagieren zu können. 
Die Polizei selbst kam in einer Lage zu Hilfe, als das 
veranstaltungsseitige Sicherheitskonzept bereits 
gescheitert war. 

Nach Duisburg haben wir mit Oberhausen nun wei-
tere junge Opfer, die unter körperlichen und seeli-
schen Wunden einer Massenpanik leiden, die sich 
selbst vielleicht nicht mehr in Menschenansamm-
lungen trauen und deren Eltern besorgt sind, ob sie 
ihre Kinder überhaupt noch zu größeren Veranstal-
tungen lassen können. Noch im Januar, Herr Minis-
ter, haben Sie die Frage mit Ja beantwortet: Ja, 
man kann sie wieder auf solche Veranstaltungen 
ziehen lassen. 

Nach Oberhausen wissen wir, dass diese Einschät-
zung falsch war, weil sich Veranstalter und Behör-
den verschätzen oder es nicht so genau nehmen. 
Was tut die Landesregierung hier? – Ein Innenmi-
nister dieses Landes, der den Eltern sagt, ihr könnte 
eure Kinder auf solche Veranstaltungen schicken, 
ohne sorgsam wesentliche Risikofaktoren aus-
schließen zu können, handelt leichtsinnig. 

(Beifall von der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die zu-
ständigen Behörden müssen künftig die Art der 
Veranstaltung und der Besucher stärker im Rahmen 
einer fortlaufenden Risikoanalyse berücksichtigen. 
Behördliche Auflagen und Kontrollen müssen sich 
stärker an neuen Realitäten und Mobilisierungsfor-
men ausrichten. So könnte etwa ein zwingend ein-
zuhaltendes Ordner-Besucher-Verhältnis das Vor-
halten der notwendigen personellen Reserven si-
cherstellen. 

Eine Verpflichtung des Veranstalters zur fortlaufen-
den Kontrolle der voraussichtlichen Besucherzah-
len, verbunden mit einer lageangepassten Anzeige-
pflicht des Veranstalters bei Überschreiten einer be-
stimmten Besucherzahl könnte ein schnelles Ein-
greifen der Behörden gewährleisten. 

Herr Jäger, Ihr Staatssekretär Dr. Krüger hat selber 
im Januar im Innenausschuss ausgeführt, dass ein 
Martinszug in der Tat einer ganz anderen Betrach-
tungsweise bedürfe als etwa ein Rockkonzert in ei-
nem ganz bestimmten Areal oder ein Weihnachts-
markt in einem verwinkelten Kleinstadtzentrum. 
Recht hat er! – Nur ist bislang nichts passiert. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Engel. – Für die CDU-Fraktion spricht nun Kollege 
Rickfelder. 

Josef Rickfelder (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren auf 
der Besuchertribüne! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Um es vorwegzunehmen: Die CDU-Fraktion 
wird dem FDP-Antrag zustimmen. 

Ihren Antrag, lieber Herr Engel, können wir im Be-
schlusstext sehr wohl unterstützen. Mit der Begrün-
dung haben wir allerdings unsere Schwierigkeiten. 
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Formulierungen in Ihrer Begründung wie „Verpflich-
tung“ oder „zwingend einzuhaltende“ Regeln kön-
nen wir so nicht nachvollziehen. Ich werde im weite-
ren Verlauf meiner Rede deutlich machen, weswe-
gen wir mit solchen Beschreibungen Schwierigkei-
ten haben. Andererseits sind wir ganz nahe bei 
Ihnen, wenn Sie zum Beispiel die Defizite der Lan-
desregierung beschreiben. Hier besteht tatsächlich 
Nachholbedarf. 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, lei-
der mussten wir im letzten Sommer die Katastrophe 
von Duisburg erleben. In mehreren Sitzungen ha-
ben sich der Landtag und der Innenausschuss mit 
diesem Thema befasst. Bedauerlicherweise steht 
eine endgültige Aufklärung bis heute noch aus. Wir 
hoffen, dass die staatsanwaltschaftlichen Ermittlun-
gen in naher Zukunft abgeschlossen werden. Damit 
wäre dann auch eine politische Bewertung des 
Fehlverhaltens der Verantwortlichen möglich. Das 
ist die eine traurige Seite. 

Die andere Seite greift der FDP-Antrag nach unse-
rem Verständnis auf. Dabei geht es um die Aussage 
des zuständigen Ministers schon am 17.08. nach 
der Kabinettsitzung. Ich zitiere an der Stelle aus 
dem entsprechenden Presseprotokoll: Was tut die 
Landesregierung, damit sich ein solches Unglück 
nicht wiederholt?  

„Eltern müssen ihre Kinder ohne Angst zu Groß-
veranstaltungen gehen lassen können. Jugendli-
che sollen unbeschwert feiern können. Sicher-
heit muss Vorrang vor kommerziellen Interessen 
haben.“  

So hieß es bei Ihnen. Was aber müssen wir erle-
ben? – Gut acht Monate nach der Aussage des Mi-
nisters passiert genau das: Offensichtlich kommer-
zielle Interessen haben wieder Vorrang vor Sicher-
heit. Das haben die Menschen in diesem Land nach 
zahlreichen Ankündigungen zu Konsequenzen nach 
dem Unglück von Duisburg nicht verdient. Nein, die 
erklärte Absicht der Landesregierung wägte die 
Menschen in Sicherheit. Die Landesregierung, so 
hieß es, würde alles in ihren Kräften Stehende tun, 
um ein solches Unglück nie wieder geschehen zu 
lassen. 

Doch was macht der Minister? Er bekräftigt mit ei-
nem Erlass die bestehende Rechtslage und kündigt 
an, eine Arbeitsgruppe einzusetzen. Erst im Febru-
ar, einen Monat vor dem Unglück in Oberhausen, 
wurde dann diese Arbeitsgruppe eingesetzt, die da-
für sorgen soll, dass zukünftige Großveranstaltun-
gen sicherer werden. Erste Ergebnisse sollen uns 
erst im Sommer vorgelegt werden, ein Jahr nach 
Duisburg. – Ich meine: viel zu spät, Herr Minister! 

In der letzten Sitzung des Innenausschusses wurde 
als fraktionsübergreifende Bewertung deutlich, dass 
die Veranstaltungen von Duisburg und Oberhausen 
in ihrer Konsequenz nicht vergleichbar sind. Es 
mangelt offensichtlich nicht an gesetzlichen Rege-

lungen, sondern die Zusammenarbeit zwischen den 
zuständigen Behörden und dem jeweiligen Veran-
stalter ist zu verbessern. Es ergaben sich Fragen: 
Wie waren die Absprachen vor Ort? Wurden diese 
Absprachen eingehalten? Wie können wir sicher-
stellten, dass Kommunen entsprechende sicher-
heitsrelevante Probleme erkennen und sie für den 
Veranstalter deutlich machen? 

Für meine Fraktion ergab sich aber auch die 
Schlussfolgerung – so hatte es der Minister schon 
im August beschrieben –: Sicherheit muss vor 
Kommerz gehen. 

Seitens der Landesregierung fehlt es nach meinem 
Dafürhalten an entschlossenem Handeln, und es 
fehlen zeitgemäße Vorgaben, wie die entsprechen-
den Gesetze und Regeln beachtet werden müssen. 
Dabei darf dann aber das Kind nicht mit dem Bade 
ausgeschüttet werden. Stattdessen ist veranstal-
tungs- und situationsangemessenes Handeln erfor-
derlich. Starre Vorgaben, wie sie in der Begründung 
des FDP-Antrags gefordert werden, Herr Engel, 
sind nicht die Lösung. Das beste Beispiel dafür ist 
das Festmachen einer Großveranstaltung an der 
Besucher- und Teilnehmerzahl mit einer starren 
Größe von 5.000 Personen.  

Angemessenes Reagieren und entsprechende Vor-
schriften sind hier gefragt. Dabei sind behördliche 
Auflagen und Kontrollen nicht starr an prognostizier-
ten Besucherzahlen auszurichten, sondern es müs-
sen Sicherheitskonzepte vorgelegt werden, die zwi-
schen den einzelnen Veranstaltungen und von 
ihnen ausgehenden Gefährdungspotenzialen unter-
scheiden.  

So kann nicht allein die Zahl der Besucher Maßstab 
für die Risikobewertung sein. Ort und Art der Veran-
staltung müssen gleichwertig in die Abwägung ein-
bezogen werden. Auch eine geringe Anzahl von 
Personen kann an einem entsprechenden Ort eine 
Großveranstaltung sein. So können 1.000 Personen 
hier im Landtag, hier im Plenarsaal, schon eine 
Großveranstaltung sein, mit entsprechenden Re-
geln, die beachtet werden müssen, damit nichts 
passiert.  

Darüber hinaus – und das ist nach meiner Ansicht 
wichtig und ebenfalls zu berücksichtigen – darf das 
Ergebnis verbesserter Vorgaben nicht sein, dass 
unser kulturelles Brauchtum und die Art der Men-
schen in Nordrhein-Westfalen, ihre Traditionen zu 
pflegen und zu feiern, untergehen. Das gilt an die-
ser Stelle ganz besonders für das starke ehrenamt-
liche Engagement in diesem Bereich. Auch zukünf-
tig müssen Laternenumzüge, Prozessionen, Floh-
märkte und andere Traditionsveranstaltungen wie 
Schützenfeste oder Karnevalsumzüge möglich sein.  

(Zuruf von der SPD: Sicher!) 

Das ehrenamtliche Engagement darf nicht überfor-
dert werden und am Ende darf nicht das Ergebnis 
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sein, dass die Traditionen in NRW zum Erliegen 
kommen.  

Wichtig ist mir, dass die durch die mediale Vernet-
zung möglich gewordenen neuen, kurzfristigen und 
schnell zustande kommenden Massenveranstaltun-
gen in den vorzulegenden Konzepten berücksichtigt 
werden.  

Eile ist geboten, Herr Minister. Wir erwarten Ihre 
Vorschläge – wie heißt es juristisch formuliert? – 
ohne schuldhafte Verzögerung. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rickfelder. – Für die SPD-Fraktion spricht 
nun Kollege Ott.  

Jochen Ott (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Um es vorwegzunehmen: Das, was in 
Oberhausen geschehen ist, und das Leid, das den 
Kindern da zugefügt worden ist, ist sehr bedauerlich 
und das tut uns allen leid. Es ist ganz wichtig, das 
am Anfang festzuhalten.  

Aber, Herr Engel, ich habe den Eindruck – auch 
nach dem Beitrag, den wir gerade vom Kollegen 
Rickfelder gehört haben –, dass es sich in Wahrheit 
hier doch um den Versuch handelt, den Innenminis-
ter in die Schusslinie zu bringen, eine Inszenierung, 
die im Grunde genommen nicht zielführend ist, 
wenn man Probleme lösen will. Ich denke auch, die 
FDP hat den falschen Ausschuss gewählt, um diese 
Frage zu erörtern, da es nicht nur ein innenpoliti-
sches Thema ist, sondern gerade im Hinblick auf 
Oberhausen bewegen wir uns eindeutig im Bau-
recht.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Das weiß der 
Kollege Biesenbach von der CDU!) 

Deshalb müssen wir uns eigentlich im Baubereich 
mit der Frage auseinandersetzen. Es stellt sich so-
mit wieder die Frage: Warum haben Sie den Fokus 
so gewählt? Eignet es sich eigentlich, in einer sol-
chen Art und Weise mit Überschriften zu arbeiten: 
„Können Eltern in diesem Land ihre Kinder sicher zu 
Veranstaltungen schicken?“ 

Warum muss sich der Bauausschuss mit Oberhau-
sen beschäftigen? – Es handelte sich um eine Ver-
anstaltung in der Coca-Cola-Oase des CentrO, ei-
ner sogenannte Versammlungsstätte, die als Bau-
werk nicht nur der Bauordnung, sondern auch der 
Sonderbauverordnung unterliegt.  

Die rechtlichen Verpflichtungen des Betreibers für 
die Sicherheit zu sorgen, ergibt sich aus § 38 Son-
derbauverordnung,  

(Beifall von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

die zu diesem Zweck erforderlichen Maßnahmen 
aus § 43 Sonderbauverordnung. Man kann jetzt 
darüber streiten, ob für die konkrete Veranstaltung 
ein Sicherheitskonzept erforderlich war. Problema-
tisch ist allerdings nach uns vorliegenden Informati-
onen, dass das für das CentrO generell zugleich mit 
der Erteilung der Baugenehmigung aufgestellte Si-
cherheitskonzept sich zu Veranstaltungen in der 
Coca-Cola-Oase schlechthin überhaupt nicht ver-
hält.  

Hier stellt sich die Frage, ob sich die Bauaufsicht 
auf den Standpunkt stellen kann, sie habe mit der 
Erteilung der Baugenehmigung in den 90er-Jahren 
des letzten Jahrhunderts, in denen ein Sicherheits-
konzept noch nicht vorgeschrieben war, ihre Schul-
digkeit bereits getan.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Rick-
felder?  

Jochen Ott (SPD): Nein, ich will das jetzt erst 
einmal am Stück ausführen.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön. 

Jochen Ott (SPD): Erfordert es die Art der Veran-
staltung, hat der Betreiber ein Sicherheitskonzept 
aufzustellen und einen Ordnungsdienst einzurich-
ten. In diesen Fällen, bedarf es, anders als für Ver-
sammlungsstätten mit mehr als 5.000 Besucher-
plätzen, keiner weiteren Abstimmung zwischen dem 
Betreiber und den Behörden. Die Frage, ob die be-
treffende Veranstaltung ein Sicherheitskonzept er-
fordert, ist durch den Betreiber zu prüfen und zu 
entscheiden.  

Wenn ich das einmal sagen darf: „Privat vor Staat“ 
ist eigentlich Ihre Botschaft, Herr Engel, in den letz-
ten Monaten gewesen. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Und der private Betreiber hat hier eine Verantwor-
tung. Sie sind ja grundsätzlich der Meinung, dass es 
die Privaten sowieso besser machen.  

Die Ereignisse in Duisburg und Oberhausen werfen 
jetzt die Frage auf, ob es weiter vertretbar ist, dass 
diese Entscheidung des Betreibers von keiner Be-
hörde geprüft wird. Vor diesem Hintergrund wirft der 
Fall „Centro Oberhausen“ dann die Frage nach 
denkbaren Regelungslücken im Spannungsfeld 
zwischen der baurechtlichen Gefährdungshaftung 
des Betreibers und den Aufgaben der Gefahrenab-
wehr durch Polizei und Ordnungsbehörde auf. Der 
Innenminister hatte nämlich mit Oberhausen gar 
nichts zu tun, weil er zu keinem Zeitpunkt eigentlich 
zuständig gewesen ist.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 
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Womit Sie allerdings Recht haben, Herr Engel, ist 
im Begründungsteil die veränderte Gesellschaft mit 
Eventkultur. Wenn sich auf einem Mal von heute auf 
Morgen 50, 100 oder 200 Leute bei Facebook ver-
abreden und auf der Domplatte in Köln zum Beispiel 
eine Kissenschlacht veranstalten, ist die Frage: Sind 
unsere Regeln dann treffend? – Diese Frage muss 
man sich genau ansehen und überlegen. Da helfen 
keine populistischen Schnellschüsse.  

Nach der Love-Parade in Duisburg hat es also zum 
zweiten Mal Probleme auch beim Zugang zu einer 
nach Baurecht genehmigten baulichen Anlage ge-
geben. Die Bauvorschriften regeln zwar, dass Be-
sucher im Gefahrenfall ein Gebäude sicher verlas-
sen können. Sie regeln aber nicht, dass eine bauli-
che Anlage einen sicheren Zugang haben muss. In 
der Landesbauordnung wird lediglich gefordert, 
dass Baugrundstücke an öffentlichen Verkehrsflä-
chen liegen müssen, damit Rettungsfahrzeuge eine 
Zufahrtsmöglichkeit haben. Also müssen wir uns 
auch hier diesen bauordnungsrechtlichen Ansatz 
ansehen.  

Last but not least ist die Frage: Kann sich der Be-
treiber wie im Fall Oberhausen tatsächlich darauf 
zurückziehen, dass der Vorplatz der Versamm-
lungsstätte dem Gemeingebrauch gewidmet ist und 
daher nicht in den räumlichen Geltungsbereich ei-
nes Sicherheitskonzepts einzubinden ist? 

Nach § 43 Abs. 2 der Sonderbauverordnung muss 
der Betreiber einer Versammlungsstätte mit mehr 
als 5.000 Besucherplätzen – das haben wir eben 
schon gehört – ein Sicherheitskonzept aufstellen. 
Veranstaltungen, die im Freien und außerhalb von 
baulichen Anlagen stattfinden, zum Beispiel die 
Karnevalszüge, fallen nicht darunter. 

Sie haben ja gerade zu Recht darauf hingewiesen, 
dass sich Schützenvereine, Karnevalsvereine und 
viele mehr bedanken werden, wenn wir jeglichen 
Freiraum für die Gestaltung solcher Veranstaltun-
gen gesetzlich so regeln, dass vor Ort gar nichts 
mehr stattfinden kann. Deshalb hat das MIK mit sei-
nem Erlass vom 11. August 2010 die Regelung des 
§ 43 Abs. 2 Sonderbauverordnung betreffend Si-
cherheitskonzepte auch auf die Veranstaltungen im 
Freien ausgedehnt. 

Weil die Bauordnungen in weiten Teilen der Bun-
desrepublik ähnlich sind, ist es ganz wichtig, dass 
sich auf der Ebene des Bundesrats die Minister der 
jeweilig zuständigen Ressorts, insbesondere die 
Bauminister, dieser Frage annehmen – ich bin si-
cher, dass die Landesregierungen das gemeinsam 
tun werden –, um genau diese Abwägung, die der 
Kollege vor mir auch erwähnt hat, zustande zu brin-
gen. 

Deshalb ist es wichtig, hier nicht populistische Anträ-
ge zu stellen, die im Grunde genommen in der Öf-
fentlichkeit suggerieren: Die armen Eltern schicken 
ihre Kinder zu gefährlichen Veranstaltungen. 

Zum Liberalismus gehört, dass Menschen an Ver-
anstaltungen in diesem Land teilnehmen können, 
ohne dass alles reglementiert ist. Restrisiken lassen 
sich nicht ausschließen. Das weiß jeder Vater und 
jede Mutter, der oder die ihr Kind zum Kindergarten 
oder zur Schule oder sonstwo hinbringt. Es kann 
immer etwas passieren; es kann auch etwas pas-
sieren, wenn man am Wochenende in die Disco 
geht. Deshalb ist es ganz wichtig, hier nicht das 
Kind mit dem Bade auszuschütten. 

Zweitens. „Privat vor Staat!“ ist das Credo der FDP. 
Heute wird aber mal eben davon ganz Abstand ge-
nommen, denn die Verantwortung der Betreiber und 
der Veranstalter wird auf einmal komplett verges-
sen. 

Drittens. Wir müssen dafür sorgen, dass wir die Eh-
renamtler in diesem Land und auch diejenigen, die 
gute Events veranstalten wollen, nicht so ein-
schränken, dass sie sich nicht mehr bewegen kön-
nen. 

Und abschließend: RTL ist ein Fernsehsender, der 
viel Geld verdient und sicherlich mit seinem Format 
auch viele Zuschauer gewinnt. Der hat auch eine 
Verantwortung, wenn seine Stars in eine solche 
Pressekonferenz gehen. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Dann erwarte ich von RTL, dass dieser große Sen-
der dafür sorgt, dass so etwas vernünftig über die 
Bühne geht. Das ist eine Verantwortung auch von 
Privaten in diesem Land. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Ott. – Für die grüne Fraktion spricht nun 
Herr Kollege Bolte. 

Matthi Bolte (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Engel, ich hatte ehrlich 
gesagt nicht den Eindruck, dass es Ihnen heute 
wirklich um die Ereignisse in Oberhausen geht, 
sondern dass Sie uns erneut mit der Love-Parade in 
Duisburg im vergangenen Jahr beschäftigen wollen.  

Es ist auch durchaus angemessen, sich häufiger mit 
diesem Ereignis zu beschäftigen. Denn: Am 24. Juli 
des vergangenen Jahres ereignete sich in Duisburg 
eine der wohl größten Katastrophen in der Ge-
schichte unseres Landes. 21 junge Menschen, im 
Übrigen aus vielen Ländern dieser Welt, kamen 
ums Leben, und das unter furchtbaren Umständen 

Aber ich bin überzeugt: Eine solche Tragödie eignet 
sich nicht, um damit Parteipolitik zu machen. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Was Sie heute vorlegen, Herr Engel, das sind 
Mätzchen ohne Substanz, das ist Panikmache bei 
Ahnungslosen. Was Sie vorlegen, das ist nichts an-
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deres als unanständig. Denn das, was Sie vorlegen, 
ist Profilierung auf dem Rücken der Opfer der Duis-
burger Tragödie. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Sie können sich sicher sein: Für die Koalitionsfrakti-
onen und für die Landesregierung hat die Aufklä-
rung dieser Katastrophe bei der Love-Parade 
höchste Priorität. Wir haben Ihnen den Gang des 
Verfahrens oft genug erklärt. Herr Witzel hat vorhin 
noch einmal „Parlamentarischer Untersuchungs-
ausschuss“ dazwischengerufen. Da haben wir 
Ihnen haarklein darlegt, wo im Verfahren wir sind, 
wie dieses Verfahren ausgeht, wie wir uns die Auf-
klärung vorstellen. 

Und wir haben eben schon ausführlich gehört: Die 
Landesregierung hat eine Arbeitsgruppe zur größe-
ren Sicherheit bei Großveranstaltungen im Freien 
eingerichtet. Der Innenminister hat kurz nach der 
Love-Parade im August 2010 erste Maßnahmen er-
griffen, und zwar diese Maßnahmen, die Sie inzwi-
schen als Bürokratie kritisieren und geißeln. 

Das alles wissen Sie. Da wundert es mich doch 
sehr, was Sie heute mit Ihrem Antrag hier veranstal-
ten. Sie werfen dieser Landesregierung Untätigkeit 
vor. Dabei blenden Sie völlig aus, dass es bei dieser 
Tragödie „Love-Parade“ auch noch andere Akteure 
gibt. Sie blenden zum Beispiel aus, dass es noch 
eine Stadt Duisburg als Genehmigungsbehörde und 
als Aufsichtsbehörde über die Einhaltung der Bau-
genehmigung gibt. 

Ich habe letztes Jahr im Innenausschuss von Ober-
bürgermeister Adolf Sauerland keine Antwort auf die 
Frage bekommen, warum sich die Stadt Duisburg 
ausgerechnet den 24. Juli des vergangenen Jahres 
ausgesucht hat, um einmal alle Ermessensspiel-
räume im baurechtlichen Genehmigungsverfahren 
und in der Überwachung der Auflagen auszunutzen 
und auszutesten. Dazu habe ich nichts gehört. Ich 
finde, das muss an dieser Stelle auch thematisiert 
werden. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Wenn wir über die Akteure sprechen, dann denke 
ich auch an einen Fitnessstudiobesitzer, der seit 
dem 25. Juli des vergangenen Jahres eigentlich völ-
lig von der Bildfläche verschwunden ist, der nicht 
mehr gesehen ward, und der bis heute nicht erklä-
ren konnte, dass er alles, wirklich alles in seiner 
Macht stehende für die Sicherheit der vielen jungen 
Menschen auf seiner Veranstaltung getan hat, der 
bis heute nicht erklären konnte, dass wie geplant 
alle Ordnerinnen und Ordner und alle privaten Si-
cherheitskräfte überhaupt vor Ort waren, und der 
auch nicht klären konnte, ob diese Ordnerinnen und 
Ordner die nötige Befähigung hatten, ob sie wuss-
ten, was sie zu tun hatten. 

Kurz: Ich denke, dass dieser Fitnessstudiobesitzer 
bis heute nicht erklären konnte, warum aus seiner 

Sicht auf seiner Veranstaltung in seinem Veranstal-
tungsgelände 21 junge Menschen zu Tode gekom-
men sind. Das bedarf dringend der Aufklärung. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Meine Damen und Herren, zum Thema „Massen-
hysterie in Oberhausen“ bei der DSDS-
Autogrammstunde. – Unser Mitgefühl – das ist 
selbstverständlich – gilt den zahlreichen jungen 
Menschen, die in Oberhausen verletzt wurden, die 
sicherlich auch noch Spätfolgen zu ertragen haben. 

Wir haben rechtlich und politisch – das haben wir 
letzte Woche im Innenausschuss schon intensiv 
thematisiert – eine eigentlich relativ klare Lage. Herr 
Ott hat dazu eben schon einiges referiert. Wir haben 
erneut einen kommerziellen Veranstalter, der seinen 
Verpflichtungen offensichtlich nicht nachgekommen 
ist. Wir haben ein großes Ereignis, zu dem mehrere 
Tausend junge Menschen gekommen sind. Wir ha-
ben wiederum den Fall, dass für ihre Sicherheit 
nicht ausreichend gesorgt wurde. 

Und wir haben erneut – das ist, finde ich, die perfi-
deste Parallele zur Love-Parade-Tragödie – Veran-
stalter und Betreiber, die ihrer Verantwortung nicht 
nachkommen und nichts zur Aufklärung dieses Er-
eignisses beigetragen haben. Denn weder von RTL 
noch vom CentrO ist derzeit irgendetwas zu hören. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Und, wie gesagt: Diese Einschätzung hatten wir 
letzte Woche im Innenausschuss schon sehr deut-
lich formuliert. Vor diesem Hintergrund – gerade da 
Sie, Herr Engel, und für die CDU Herr Kollege 
Biesenbach diese Position sehr eindeutig geteilt ha-
ben – ist es mir ein Rätsel, weshalb Sie heute mit 
diesem Antrag um die Ecke kommen. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Wir hatten eine eindeutige Auffassung dazu, wie die 
Situation in Oberhausen rechtlich und politisch zu 
bewerten ist. Wir waren in einem durchaus relativ 
breiten Konsens der Auffassung, dass es zunächst 
wichtiger ist, dafür zu sorgen, dass Anbieter von 
Großveranstaltungen tatsächlich ihrer Verantwor-
tung für die Sicherheit ihrer Besucherinnen und Be-
sucher nachkommen und Sicherheit ganz klar vor 
Kommerz gehen muss.  

Und, Herr Engel, Ihr Antrag von heute wird nichts 
zur Steigerung der Sicherheit von Großveranstal-
tungen beitragen. Er ist aus meiner Sicht schlecht 
gemacht und formuliert lediglich Selbstverständli-
ches, nämlich dass diese Landesregierung – wie es 
jede Landesregierung zuvor getan hat und wie es 
auch jede Landesregierung in der Zukunft tun wird – 
alles in ihrer Macht Stehende unternimmt, um 
Großveranstaltungen für junge Leute sowie Besu-
cherinnen und Besucher so sicher wie irgend mög-
lich zu machen.  
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Und alles darüber hinaus, insbesondere das zur 
Tragödie bei der Love-Parade in Duisburg, ist nichts 
anderes als Klamauk auf dem Rücken der Opfer 
dieser Katastrophe. Das halte ich für unanständig, 
und deswegen werden wir das heute nicht mitma-
chen. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Bolte. – Für die Fraktion Die Linke spricht 
nun Frau Kollegin Conrads. 

Anna Conrads (LINKE): Vielen Dank. – Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich stimme 
Herrn Bolte in einem zu: Es sollte hier nicht auf dem 
Rücken der Opfer klamaukiert werden; da schließe 
ich mich an. Dennoch sehe ich den Antrag der FDP 
an verschiedenen Punkten ein bisschen differen-
zierter – ich werde im Laufe meiner Rede darauf zu 
sprechen kommen. 

Der Antrag der FDP, der hier heute vorliegt, ist zu-
erst einmal als Reaktion zu verstehen, nämlich als 
Reaktion auf die jüngste Massenpanik von Kindern 
und Teenagern bei einer Autogrammstunde von 
„Deutschland sucht den Superstar“ im CentrO 
Oberhausen. Die FDP prangert in diesem Antrag 
wortreich an, dass es etwas mehr als ein halbes 
Jahr nach der Massenpanik bei der Love-Parade 
erneut zu einer Panik gekommen ist, bei der Kinder 
und Jugendliche gequetscht und verletzt worden 
sind.  

Abermals war es eine kommerzielle Veranstaltung, 
die über bestimmte Spektren oder bestimmte elekt-
ronische Wege in anderen Formen als gemeinhin 
üblich publiziert und beworben worden ist und auch 
ein sehr junges und energetisches Publikum ange-
sprochen hat.  

Beim ersten Lesen des Antrags – und da gebe ich 
meinen Vorrednern recht – habe ich auch erst mal 
an dramatische Lyrik gedacht, die mir an bestimm-
ten Stellen zu panisch ist und zunächst weitgehend 
folgenlose Forderungen im Forderungsteil aufweist: 
„Die Landesregierung soll machen, dass Ostern 
immer die Sonne scheint!“, oder so ähnlich. Aber 
dann habe ich den Antrag zum wiederholten Male 
gelesen und neben den Geschehnissen von Ober-
hausen auch die Geschehnisse des letzten Jahres 
in Duisburg Revue passieren lassen.  

Lassen Sie mich an der Stelle sagen, dass die Er-
eignisse in Oberhausen und Duisburg für mich nicht 
das Gleiche sind. Die Dimension von Duisburg, das 
Ausmaß der politischen Reichweite, die organisierte 
Verantwortungslosigkeit – das ist in Oberhausen so 
nicht der Fall. Und die vielen Toten, Schwerverletz-
ten und Traumatisierten – dieses Ausmaß ist uns in 
Oberhausen zum Glück erspart geblieben. Ich rühre 
das also nicht komplett in einen Topf. 

Aber einige Szenen und Momente sind durchaus 
vergleichbar:  

Erstens. Viele junge Menschen wollten einen un-
vergesslichen, schönen Tag bei Musik mit ihren Ido-
len verbringen und haben sich arglos in die Hände 
von Veranstaltern begeben. Die Veranstaltungen 
wurden weit über die Grenzen hinaus bundesweit 
beworben, es konnte mir vielen Tausend Besuchern 
gerechnet werden. In beiden Fällen gab es Panik, 
Engpässe, Situationen, in denen Menschen bist zu 
schweren Verletzungen gegeneinander gequetscht 
wurden. 

Zweitens. In beiden Fällen gab es starke kommerzi-
elle Interessen des Veranstalters, die im Vorder-
grund standen und die möglicherweise entschei-
dend dazu beigetragen haben, dass bei der Sicher-
heit und der Vorbereitung geschlampt worden ist, 
zum Beispiel auch bei der Frage nach der Ent-
scheidungsstruktur – und da lasse ich die Stadt und 
den Veranstalter keineswegs außen vor. 

(Zuruf von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

Man muss mal fragen, ob der Veranstalter vielleicht 
die Besucherzahlen künstlich unter 5.000 gerechnet 
hat, um einfach bestimmten Auflagen zu entgehen. 
Natürlich kann es sein, dass er sie einfach falsch 
eingeschätzt hat. Aber man muss immer auch fra-
gen – wenn ab einer Zahl von 5.000 bestimmte Auf-
lagen greifen –, ob es nicht auch Interessen geben 
kann, bestimmte Zahlen schönzurechnen. Wir ha-
ben es bei der Love-Parade in eine andere Rich-
tung erlebt: Dort wurden zu hohe Zahlen angege-
ben.  

Drittens. In beiden Fällen konnten Polizei, Sicher-
heitskräfte und Feuerwehr aus mannigfaltigen 
Gründen nicht rechtzeitig eingreifen und die Kata-
strophe abwenden; und der Veranstalter war mit 
den Besuchermassen komplett überfordert und hat 
auch noch falsche Anweisungen gegeben. – Das 
sind für mich erst einmal die Parallelen, die auf der 
Hand liegen. 

Dann gab es – und da bin ich bei Herrn Engel – tat-
sächlich die Zusage von der Landesregierung, über 
die Arbeitsgruppe ein Konzept vorzulegen. Mag 
sein, dass die Arbeitsgruppe arbeitet. Aber ein Kon-
zept oder zumindest ein wirklich umfassender Zwi-
schenstand sind bis jetzt nicht da; es ging ja um die 
bessere Vorbereitung und Absicherung von Groß-
veranstaltungen, die Frage von Konzeptionen und 
Sicherheitskonzepten.  

Und dann – wir erinnern uns – haben wir zweimal 
einen Antrag auf Einsetzung eines PUA gestellt – 
das brauchen wir hier nicht lange zu erörtern –, aber 
das ist alles von Ihnen abgelehnt worden. Man kann 
durchaus meinen, dass sehr wenig getan wird und 
die Informationsdecke mehr als dünn ist. 

(Beifall von der LINKEN) 
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Ohne die „panische Lyrik“ in dem Antrag der FDP 
zu teilen, kann man tatsächlich zu der Auffassung 
gelangen, dass wenig passiert und viele Eltern ein 
mulmiges Gefühl bekommen, ihre Kinder auf riesige 
kommerzielle, breit und digital beworbene poppige 
Massenveranstaltungen zu lassen, solange sie es 
so empfinden, dass Kommerz und Profit der Veran-
stalter über den Sicherheitsbestimmungen der Be-
sucher stehen und die vorhandenen Vorschriften 
nicht ordnungsgemäß vollzogen werden.  

(Beifall von der LINKEN) 

Klar, 100%ige Sicherheit zu versprechen wäre 
falsch, weil es das nie geben kann. Das hat auch 
Herr Engel gerade angesprochen. Wir haben in der 
Vergangenheit tragischste Szenen erlebt – in Fuß-
ballstadien, auf Popkonzerten usw. Es wäre falsch, 
zu sagen, wir könnten – vor allen Dingen durch Ge-
setze – immer 100%ige Sicherheit garantieren.  

Aber Sie, Herr Minister, müssen sich jetzt an die Ar-
beit machen und ein Konzept entwickeln, was es 
erlaubt, von Landesebene aus alles zu tun, um fle-
xibel aber wirkungsvoll auf die verschiedenen Ver-
anstaltungsformen, Besuchergruppen und Potenzia-
le zu reagieren, und mit dem auch Gesetzeslücken 
im Baurecht geschlossen werden können. Sie kön-
nen das auch interdisziplinär machen – ich gehe 
auch davon aus, dass Sie diesbezüglich mit dem 
Minister für Bauen, Wohnen und Verkehr in Kontakt 
stehen.  

Ich lese aus dem Antrag auch nicht heraus, dass es 
darum geht, in einer Ordnungswut alles runterzure-
geln. Ich lese aus dem Antrag primär eine Hand-
lungsaufforderung an die Landesregierung heraus, 
alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um diese Lü-
cken sowohl im Baurecht als auch in anderen Be-
reichen aufzuspüren und ein Konzept dafür vorzu-
legen, wie Polizei und andere Sicherheitskräfte so-
wie die Veranstalter verbindlicher eingebunden 
werden können. Ich lese eine Aufforderung an Sie 
als Landesregierung heraus, endlich tätig zu werden 
und offen in die Debatte um eine Konzeption und 
Durchführung vor allem von großen kommerziellen 
Veranstaltungen einzusteigen, bei denen Gewinnin-
teressen im Vordergrund stehen. 

Wir können dem Antrag der FDP heute zustimmen. 
Für mich geht es nicht um eine Ministerschelte. Für 
mich geht es darum, dass endlich das Signal von 
diesem Land ausgeht: Wir kümmern uns. Die Re-
gierung wird aufgefordert, ein Konzept vorzulegen, 
das breit diskutiert werden und mit dem man weiter-
arbeiten kann. – Vielen Dank. 

(Beifall von der LINKEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Conrads. – Für die Landesregierung hat Herr Minis-
ter Jäger das Wort. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! In den beiden vergan-
genen Wochen habe ich dem Innenausschuss je-
weils mündlich über die Ereignisse vor und während 
der Autogrammstunde der Stars der RTL-
Fernsehsendung „Deutschland sucht den Super-
star“ in Oberhausen am 27. März berichtet.  

Hierzu liegt dem Innenausschuss seit dem 6. April 
2011 ein schriftlicher Bericht des Ministeriums für 
Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr 
und des Ministeriums für Inneres und Kommunales 
vor. Der Sachverhalt wird darin ausführlich darge-
stellt, inhaltlich umfassend bewertet, und es werden 
konkrete Fragen einzelner Abgeordneter beantwor-
tet.  

Ich bitte daher um Verständnis, wenn ich mich an 
dieser Stelle auf die aus meiner Sicht wesentlichen 
Punkte beschränke. 

Nach den bislang schriftlich vorliegenden Informati-
onen vonseiten der Stadt Oberhausen und der Poli-
zei wurden bei einer Veranstaltung im Oberhause-
ner Einkaufszentrum CentrO am 27. März 2011 ins-
gesamt 60 Personen verletzt.  

Der Betreiber der Versammlungsstätte, die CentrO 
Management GmbH, hatte insgesamt 13.000 bis 
15.000 Fans, die zu der Autogrammstunde in die 
sogenannte Coca-Cola Oase des CentrO gekom-
men waren, bereits vor Beginn der Autogramm-
stunde den Zugang zum Saal verweigert. Darüber, 
zu welchem Zeitpunkt der Betreiber die Türen ge-
schlossen hat, liegen mir keine Informationen vor.  

Die Staatsanwaltschaft Oberhausen hat aufgrund 
des Vorfalles ein Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Das Polizeipräsidium Oberhausen hat eine Ermitt-
lungskommission eingerichtet. 

Unter Berufung auf dieses Verfahren weigert sich 
der Betreiber, die Stadt Oberhausen bei der Aufklä-
rung des Sachverhaltes zu unterstützen. Mir ist da-
her auch nicht bekannt, ob der Fernsehsender RTL 
neben dem Betreiber der Veranstalter dieser Auto-
grammstunde gewesen ist.  

Die Coca-Cola Oase ist baurechtlich als Versamm-
lungsstätte für 2.700 Besucherinnen und Besucher 
zugelassen. Vor dem Saal befindet sich ein Vorplatz 
mit Einlassbarrieren. Nachfolgende Fans drängelten 
auf diesem Platz weiter zum Eingang und versuch-
ten teilweise, die Türen von außen zu öffnen. Der 
Platz ist nicht Gegenstand der Baugenehmigung, 
die die zuständigen Behörden dem Betreiber erteilt 
haben.  

Nach Angaben der Stadt hatte der Betreiber ihr am 
Donnerstag, dem 24. März, fernmündlich 4.000 bis 
5.000 Besucher angekündigt. Die Autogrammstun-
de sollte um 15:00 Uhr beginnen. Am folgenden 
Tag erkundigte sich das Ordnungsamt der Stadt 
Oberhausen bei der Bauaufsicht der Stadt, ob Be-
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denken gegen die Veranstaltung in der Coca-Cola 
Oase bestünden. Diese Frage wurde verneint. Auch 
der Bauaufsicht lagen zu diesem Zeitpunkt keine 
Hinweise darauf vor, dass sich mehr als 5.000 Per-
sonen vor der Coca-Cola Oase einfinden würden.  

Dem Betreiber wurde seitens der Stadt empfohlen, 
fünf Sicherheitskräfte pro tausend erwartete Besu-
cher vor Ort zu haben. Diesem Rat ist der Betreiber 
auch gefolgt. Er hat darüber hinaus einen Sanitäts-
dienst durch das Rote Kreuz einrichten lassen. 

Zu den teilweise in der Presse erhobenen Vorwür-
fen, aufgrund der in den vergangenen Jahren in Du-
isburg und Bochum bei ähnlichen Veranstaltungen 
gesammelten Erfahrungen hätte man mit einem 
größeren Andrang und Problemen rechnen müssen, 
verweist die Stadt Oberhausen darauf, das sei ihr 
nicht bekannt gewesen. Nach der Veranstaltung am 
28. März 2011 durchgeführte Recherchen hätten 
zudem ergeben, dass in Duisburg lediglich 600 und 
in Bochum 4.700 Personen anwesend gewesen 
seien.  

Das Polizeipräsidium Oberhausen war ca. eine Wo-
che vor der Veranstaltung durch den Betreiber tele-
fonisch informiert worden. Die Polizei ging aufgrund 
des Anrufs von einem störungsfreien Verlauf der 
Veranstaltung aus. Das Polizeipräsidium und die 
Stadt Oberhausen stimmten sich am 24. März 2011 
telefonisch ab. 

Mir liegen deshalb keine Erkenntnisse darüber vor, 
dass der Betreiber der Coca-Cola Oase die Feuer-
wehr oder die Polizei über die dichte Menschen-
menge informiert hätte, die sich bereits vor Beginn 
der Veranstaltung vor der Tür gebildet hatte.  

Die Feuerwehr Oberhausen wurde vielmehr erst um 
14:54 Uhr von Einsatzkräften des Deutschen Roten 
Kreuzes verständigt und um Unterstützung durch 
zwei Rettungswagen gebeten. Der Direktionsdienst 
der Feuerwehr, der innerhalb von fünf Minuten vor 
Ort war, löste Großalarm aus. Im Einzelnen wurden 
60 Patienten – ausschließlich Jugendliche zwischen 
zwölf und 14 Jahren – vor Ort erstversorgt. 28 Per-
sonen wurden zur Weiterversorgung in umliegende 
Krankenhäuser gebracht. Bei drei Patienten be-
stand der Verdacht auf Knochenbrüche, der sich 
Gott sei Dank nicht bewahrheitet hat. 

Auf dringende – meine Damen und Herren: auf 
dringende – Aufforderung der Einsatzleitung der 
Feuerwehr und der Polizei brach der Betreiber die 
Veranstaltung in der Zeit zwischen 15:15 Uhr und 
15:30 Uhr endgültig ab.  

Die Polizei wurde durch Besucher der Veranstal-
tung um 14:37 Uhr telefonisch benachrichtigt, traf 
um 14:50 Uhr ein und richtete ab 15:23 Uhr eine 
besondere Aufbauorganisation mit verschiedenen 
Einsatzabschnitten ein. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass Polizei, 
Feuerwehr und DRK unverzüglich und besonnen 

gehandelt haben, nachdem sie über das Ereignis 
informiert wurden. Dadurch konnte sicherlich 
Schlimmeres verhütet werden. 

Meine Damen und Herren, dieser nüchterne Sach-
verhalt belegt eindrucksvoll, dass als Ursache der 
Verletzung von 60 Kindern und Jugendlichen bei 
dieser Veranstaltung eine katastrophale Fehlein-
schätzung des Betreibers und des Veranstalters vo-
rausgegangen ist.  

Herr Engel, Sie haben heute in Ihrer Rede die Muni-
tion mit der groben Körnung gewählt. Daran werde 
ich Sie gelegentlich erinnern. Aber den Vorwurf an 
die Landesregierung, über das schreckliche Ereig-
nis vom 24. Juli 2010 in Duisburg bei der Love-
Parade Gras wachsen lassen zu wollen, Herr Engel, 
weise ich mit Entschiedenheit zurück. 

(Beifall von der SPD) 

Richtig ist vielmehr, dass neben der, wie Sie zu 
Recht festgestellt haben, eindrucksvollen Rede zum 
Trauergottesdienst im letzten Jahr in der Sal-
vatorkirche die Ministerpräsidentin in Person in den 
letzten Monaten wiederholt Kontakt zu den Angehö-
rigen der Opfer der Love-Parade gehalten hat. 

Herr Engel, nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass 
das Land Nordrhein-Westfalen über dieses schlim-
me Ereignis ganz sicher nicht das Gras wachsen 
lassen will, sondern im Gegenteil vonseiten der An-
gehörigen gebeten wurde – anstelle der Stadt Duis-
burg, von der sie als Angehörige einen pietätvollen, 
würdevollen Umgang mit diesem Ereignis nicht er-
warten –, zum Gedenktag am 24. Juli diesen Jahres 
eine angemessene Veranstaltung zu organisieren, 
Herr Engel. 

(Horst Engel [FDP] ist in ein Gespräch mit 
Ralf Witzel [FDP] vertieft.) 

– Herr Engel! Herr Engel! – Ich mache noch einmal 
deutlich: Das ist alles andere, als Gras über die Ge-
schichte wachsen zu lassen. Das Land übernimmt 
anstelle der Stadt Duisburg in ganz besonderer 
Weise Verantwortung, auch in Person der Minister-
präsidentin, auch im Hinblick auf einen pietätvollen 
Umgang mit diesem Ereignis gegenüber den Ange-
hörigen der Opfer der Love-Parade. 

Zum Zweiten weise ich ausdrücklich Vergleiche 
zwischen der Love-Parade und dieser Autogramm-
stunde von RTL-Stars in der Coca Cola Oase zu-
rück. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Das eine hat mit dem anderen nichts zu tun. Sub-
stanziell läuft es letztendlich darauf hinaus, Herr 
Engel – Sie wissen es, wir haben es im Innenaus-
schuss sehr sachlich erörtert –, dass in der Coca 
Cola Oase überhaupt keine Großveranstaltung ge-
plant gewesen ist, sondern dass hier eine Auto-
grammstunde aus dem Ruder gelaufen ist, wobei es 
eine katastrophale Fehleinschätzung des Veranstal-
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ters und des Betreibers hinsichtlich der Zahl der Ju-
gendlichen, die zu dieser Veranstaltung kommen 
wollten, gegeben hat.  

Dass der Veranstalter, der Betreiber, wer auch im-
mer, da in der Verantwortung steht, das wird die 
Staatsanwaltschaft sicherlich ermitteln. Das betrifft 
auch die Tatsache, dass dieser Veranstal-
ter/Betreiber schlichtweg die Türen zugemacht hat 
und 15.000 bis 17.000 Jugendliche und Kinder ih-
rem Schicksal vor dieser Tür überließ.  

Ich glaube – das will ich abschließend sagen –, un-
abhängig von der Frage, wen die Staatsanwalt-
schaft im Rahmen ihrer Ermittlungen beschuldigen 
wird, dass es auch eine moralische Verantwortung 
des Senders RTL für diese Veranstaltung gibt, der 
sich der Sender nicht entziehen kann. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Abschließend zu der Frage, wie insgesamt die Si-
cherheitslage bei Großveranstaltungen ist, Herr En-
gel: Sie wissen ganz genau, dass die Landesregie-
rung und ich in Person nach dem 24. Juli letzten 
Jahres, nach der Love-Parade eine Rechtslücke 
geschlossen haben – eine Rechtslücke dergestalt, 
dass die Sonderbauverordnung für Großveranstal-
tungen über 5.000 Besucher in Nordrhein-Westfalen 
unter freiem Himmel bisher nicht galt. Sie gilt dort 
jetzt mit allen Folgen, was Sicherheitskonzepte an-
geht. 

Herr Rickfelder, Sie können mir glauben: Ich habe in 
den letzten Monaten häufig mit Veranstaltern von 
Schützenfesten und Karnevalsumzügen geredet 
und gerne zur Kenntnis genommen, wie schwierig 
es gelegentlich ist, ehrenamtliches Engagement 
und die Anforderungen an ein Sicherheitskonzept in 
Einklang zu bringen. Aber ich stehe dazu, egal ob 
es eine ehrenamtliche Veranstaltung oder eine 
kommerzielle Verantwortung ist: Die Sicherheit der 
Besucherinnen und Besucher muss absolute Priori-
tät haben. Dem ist alles andere unterzuordnen, Herr 
Engel und Herr Rickfelder. Deshalb denke ich, dass 
wir da gut gehandelt haben.  

Ich glaube, dass auch solche Veranstaltungen von 
Kindern und Jugendlichen immer dann mit gutem 
Gewissen besucht werden können, wenn alle Ver-
antwortlichen ihre Aufgaben ernst nehmen, ihre Ar-
beit machen; dazu zählt auch in dem Fall Oberhau-
sen ganz besonders der Betreiber, der Veranstal-
ter. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Jäger. – Für die CDU-Fraktion spricht noch 
einmal Herr Kollege Rickfelder. 

Josef Rickfelder (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Kollegen! Herr Stotko, 
Sie müssen sich noch einen Moment gedulden und 

dürfen dann gerne noch einmal auf mich antworten; 
so lange will ich hier auch nicht sprechen. 

Herr Minister, Sie haben hier sehr lang und ausführ-
lich Sachstandsberichte abgegeben. Ich hätte ei-
gentlich erwartet, dass Sie auf einen solchen Antrag 
hin ganz konkret geworden wären und gesagt hät-
ten: Jawohl, ich bewege mich wie andere auch in 
dieser Gesellschaft. Ich weiß, es gibt mediale Ver-
änderungen. Wir haben Flashmob-Veranstaltungen, 
wir haben andere Systeme bei jungen Leuten, an-
dere Netzwerke über Handy, Smartphones und was 
weiß ich nicht alles. Auf diese Dinge wollen wir rea-
gieren. Da bin ich konkret dabei, Ergebnisse dem 
Innenausschuss vorzulegen. – Das wäre etwas ge-
wesen, was ich mir gewünscht hätte, und nicht wie-
der sehr ausführliche Sachstandsdarstellungen, die 
wir schon in der Vergangenheit gehört haben. 

Herr Ott, ich möchte Ihnen deutlich mitgeben: Wir 
machen hier nicht in Populismus. Wir machen uns 
Sorge um junge Menschen, 

(Zuruf von der SPD) 

die jetzt zum zweiten Male sehr stark betroffen wa-
ren. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Gunhild Böth) 

Gott sei Dank hat es in Oberhausen keine Toten 
gegeben. Aber dieses Risiko ist vorhanden. Und wir 
haben die Verantwortung in diesem Landtag, für 
diese jungen Menschen etwas zu tun. Da geht es 
nicht um Populismus. 

NRW rühmt sich sonst bei jeder Gelegenheit, in vie-
len Dingen Vorreiter zu sein, die wir in Deutschland 
geschaffen und auf den Weg gebracht haben. Wa-
rum können wir nicht an dieser Stelle auch Vorreiter 
sein? 

Einen Satz möchte ich noch einmal betonen: Es 
geht aus meiner Sicht und aus Sicht der CDU-
Fraktion an dieser Stelle darum: Sicherheit muss 
vor Kommerz stehen. Kommerz darf nicht die 
Hauptrolle spielen, wenn es darum geht, junge 
Menschen zusammenkommen zu lassen, die feiern 
wollen, die Spaß haben wollen. 

(Zuruf von Hans-Willi Körfges [SPD])  

Ich glaube, hinter diese Aussage können wir uns 
alle stellen. Herr Minister, an dieser Stelle fordere 
ich Sie gerne auf zu handeln, um für die jungen 
Menschen auf diesen neuartigen Veranstaltungen 
entsprechende Konzepte zu haben. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr Rick-
felder. – Für die Fraktion der SPD spricht jetzt Herr 
Stotko. 
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Thomas Stotko (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Liebe Kollegen Rickfel-
der und Engel, wenn ich es so oft gehört hätte, wie 
es jetzt immer durch Nicken bestätigt wird, nämlich 
dass es Ihnen auch um die Veranstalter und um 
die kommerziellen Anbieter geht, dann wäre es 
etwas anders. Aber dazu haben Sie in Ihren Re-
den hier kein Wort gesagt.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Es fiel nicht ein Wort zu der Frage der Verantwor-
tung von RTL, nicht ein Wort zu Frage der Verant-
wortung des CentrO. Ihnen ging es die ganze Zeit 
nur darum, dass nach Ihrer Meinung beim Innenmi-
nister zu wenig gearbeitet worden sei, nicht aber um 
die Situation an sich.  

Herr Kollege Engel, wir kennen uns jetzt ja schon 
seit sechs Jahren als Innenpolitiker. Ich schätze Ihre 
Beiträge eigentlich immer als die Beiträge eines 
versierten Innenpolitikers der FDP. Der Schuh passt 
jetzt. Aber der nächste – das tut mir leid – passt gar 
nicht mehr. Der Herr Minister musste sich ja etwas 
bedeckt halten, ich mache es deutlicher: Ich finde, 
es ist eine bodenlose Frechheit von Ihnen, hier zu 
sagen, dass die Ministerpräsidentin das eigene Kind 
auf die Love-Parade geschickt habe und heute über 
diese Sache Gras wachsen würde. Das ist eine bo-
denlose Frechheit!  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Für dieses Spiel mit den Gefühlen von Menschen, 
mit Verstorbenen und Verletzten und mit der Minis-
terpräsidentin selbst erwarte ich Ihre Entschuldi-
gung gegenüber der Ministerpräsidentin und den 
Menschen, die auf der Love-Parade waren. Hören 
Sie doch mal auf, auf dem Rücken der Leute zu 
agieren!  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Nebenbei will ich Ihnen etwas Humoristisches mit-
geben. Sie haben erwähnt, Ihnen würden die Leute 
ständig sagen, hier würde nichts für die Sicherheit 
getan. Ich befürchte, da führen Sie Selbstgespräche 
vor dem Spiegel. Wir hören das nämlich von den 
Leuten, mit denen wir reden, nicht. Ich weiß, das 
hilft Ihnen jetzt nicht weiter, denn „Privat vor Staat“ 
ist Ihre Malaise. Sie sagen doch immer: Die Leute 
vor Ort, die Privaten schaffen das schon. – Doch die 
schaffen es gerade nicht.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Aber, liebe Kolleginnen und Kolleginnen, bevor das – 
weil man sich bei manchen Dingen ja etwas echauf-
fiert – untergeht, will ich noch einmal sagen: Eigent-
lich müssten wir uns alle mal gemeinsam Gedanken 
über die Frage machen, warum 17.000 bis 18.000 
Jugendliche – nach meiner Einschätzung: teilweise 
ein wenig verwirrt – überhaupt zu einer Veranstaltung 
laufen, bei der relativ spät pubertierende Zwanzigjäh-

rige Autogramme geben, und sich dort gegenseitig 
beinahe zerdrücken, nur um die einmal zu sehen.  

(Beifall von der SPD) 

Wir müssen uns also auch über die Frage unterhal-
ten, wie Fernsehen gesellschaftspolitisch funktio-
niert, wie Medien Jugendliche und Kinder manipulie-
ren, um damit Geld zu verdienen.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Ich sage es ganz deutlich: Es gibt 18.000 Kinder, 
die sich ein Autogramm abholen, dessen Halbwert-
zeit die Dauer der nächsten Staffel von „Germany’s 
Next Top Model“ nicht übersteigt. Es kann doch 
nicht sein, dass Veranstalter wie RTL, die mit einer 
Ausgabe einer solchen Sendung mindestens 
5 Millionen € durch Werbung, zusätzlich mindestens 
1 Million € durch die sogenannten 49 Cent-Anrufe 
und weitere Millionen durch Merchandising – insge-
samt also knapp 10 Millionen € an einem Abend – 
verdienen, keinen Euro für die Sicherheit der Besu-
cher in Oberhausen übrighaben! Das muss doch 
mal gesagt werden. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Von diesen Dingen steht in Ihrem Antrag aber gar 
nichts, Kollege Engel; das sage ich Ihnen ganz 
deutlich.  

Kommen wir zum CentrO. Das hat vor zehn Jahren 
mit einem Umsatz von, über den Daumen, 
500 Millionen DM begonnen; heute liegt der Umsatz 
bei fast 100 Million €. Dieses CentrO hat kurz vor 
dieser Autogrammstunde verkündet, es sehe sich 
„gut gerüstet“ für DSDS. Es hieß, man sei „sicher-
heitstechnisch stark vertreten“, und der Sicherheits-
aspekt liege ganz weit vorne: „Dieses Mal wird alles 
gut über die Bühne gehen.“ Der nächste Spruch war 
dann, es sei schön, wenn viele kämen.  

Da lädt das CentrO also Tausende von Besuchern 
ein. Aber auf die kritische Frage, wie es mit der Si-
cherheit aussehe, entgegnete das CentrO, das Rote 
Kreuz werde mit einem Rettungswagen und sechs 
Helfern dabei sein. – Wie kann man als Veranstalter 
denn für 5.000 Gäste nur einen Rettungswagen zur 
Verfügung stellen?  

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Herr Stotko, ver-
zeihen Sie die Unterbrechung. Würden Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Aggelidis zulas-
sen?  

Thomas Stotko (SPD): Aber klar.  

Michael Aggelidis (LINKE): Schönen Dank, Herr 
Kollege Stotko, dass Sie mir die Zwischenfrage 
gestatten. Sie haben eben völlig richtig die Funkti-
onsweise des Kommerzfernsehens dargestellt; ich 
kann mich dem nur anschließen. Ich erinnere da-
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ran, dass es auch die SPD war, die in einer über-
großen Koalition das Privatfernsehen eingeführt hat.  

(Unruhe von der CDU) 

Würden Sie denn mit uns gemeinsam Initiativen 
starten, dieses Privatfernsehen wieder zugunsten 
eines erweiterten öffentlich-rechtlichen Fernsehens 
abzuschaffen?  

(Fortgesetzt Zurufe von der SPD, von der 
CDU, von den GRÜNEN und von der FDP) 

Thomas Stotko (SPD): Auf die Gefahr hin, dass 
Ihnen der Rest des Plenums die Antwort schon 
gegeben hat, will ich … 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD und von 
den GRÜNEN) 

Ich mache mit Ihnen jetzt keine verfassungsrechtli-
che Vorlesung zu der Frage, ob wir Privatfernsehen 
gestalten lassen müssen oder nicht. Die Frage ist, 
ob wir als Politiker uns um unsere Kinder und Ju-
gendlichen kümmern sollten. Privatfernsehen kön-
nen wir gerne lassen, aber wir müssen uns an ihre 
Seite stellen und sie schützen. Dafür gibt es viele 
Möglichkeiten; das sage ich Ihnen deutlich.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Dem CentrO will ich hier mahnend und deutlich sa-
gen: Bereits im März 2010 kam es in Duisburg zum 
Abbruch einer Autogrammstunde – und ebenso ei-
nen Monat später im Ruhrpark, also an einem ähn-
lichen Ort wie dem CentrO. Wo, Herr Kollege Engel, 
waren denn Ihre Anträge im März und im April 
2010? Die kamen nicht, weil damals der Innenmi-
nister aus Ihrer Fraktion kam und das für Sie kein 
Thema war! Das war doch der Grund.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Herr Stotko, wür-
den Sie eine weitere Zwischenfrage zulassen, die-
ses Mal vom Kollegen Kuschke?  

Thomas Stotko (SPD): Aber jederzeit! Der weiß 
was über Fernsehen und Europa.  

Wolfram Kuschke (SPD): Vielen Dank, Herr Kol-
lege. Ihnen ist ja bekannt, dass die FDP vor Kur-
zem im Landtag einen Antrag zur Qualität des 
Fernsehens eingebracht – mit eindeutiger Stoß-
richtung gegen das öffentlich-rechtliche Fernse-
hen. Wären Sie nicht mit mir der Meinung, dass wir 
einmal thematisieren müssten, inwieweit unsere 
Landesanstalt für Medien – leider ist die Aufsicht 
bei einer andere LfM – auch dort einmal tätig wer-
den sollte, und dass wir uns mit den Dingen befas-
sen sollten, die etwas außerhalb der Fernsehpro-
gramme stattfinden, die aber – genau wie Sie es 

am Beispiel von CentrO geschildert haben – auch 
eine große Rolle spielen?  

Thomas Stotko (SPD): Ich bin vollständig Ihrer 
Auffassung. Ich bin übrigens auch der Auffassung, 
dass ich mich mit manchen Dingen einfach viel zu 
viel beschäftige und die Aufmerksamkeit bei man-
chen Anträgen und Wortbeiträgen viel zu groß ist. 
Das gebe ich gerne zu, Kollege Kuschke. 

Aber ich will noch mal eines klarmachen – das ist 
ein wichtiger Punkt, Kollege Engel, den gebe ich 
Ihnen auch noch mit –: Als Polizeibeamter muss 
Ihnen doch die Pressemitteilung der GdP vom 7. 
April weggetan haben, oder? Denn die Gewerk-
schaft der Polizei hier in Nordrhein-Westfalen sagt, 
Sie würden ständig versuchen, einen Zusammen-
hang zur Love-Parade herzustellen, und nur die 
Schlagzeile suchen.  

Genau das, Kollege Engel, haben Sie auch heute 
wieder betrieben. Es geht Ihnen um die Schlagzeile: 
Love-Parade findet wieder statt. – Wie verzweifelt 
muss die FDP in der Innenpolitik sein, dass sie nur 
noch dieses Bild bringen können. Denn Sie sagen 
in Ihrem Antrag nichts zu der Frage, welche landes-
gesetzlichen Regelungen wir ändern sollen.  

Im Innenausschuss habe ich Ihnen gesagt: Sie sind 
in der Bundesregierung. Sie sind der innenpolitische 
Sprecher des größten Landes. Sie sind einer der 
wenigen, die von der FDP noch übrig geblieben 
sind; das will ich auch mal ganz deutlich sagen. 
Vielleicht schaffen Sie es ja in der Bundesregierung, 
dass wir bundesgesetzliche Regelungen für etwas 
finden, was als Flashmob nicht nur in Nordrhein-
Westfalen stattfindet. Sie machen hier nur Klamauk.  

(Beifall von der SPD) 

Richtig muss sein: Wer sich als Veranstalter oder 
als Betreiber einer Veranstaltung nicht an die Re-
geln hält, gehört mit Ordnungswidrigkeiten und 
strafrechtlichen Normen verfolgt. Dafür setzen wir 
uns ein. Dafür brauchen wir aber Ihren Antrag nicht. 
Deswegen werden wir ihn ablehnen. – Danke 
schön. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr Stot-
ko. – Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.  

Somit kommen wir zur Abstimmung. Die antragstel-
lende Fraktion der FDP hat direkte Abstimmung 
über den Inhalt des Antrages Drucksache 15/1688 
beantragt. Wer möchte dem Antrag zustimmen? –  

(Zurufe von der SPD und von den GRÜNEN: Ui!) 

Die Fraktionen der Linken, der CDU und der FDP. 
Wer stimmt dagegen? – Die Fraktionen von SPD 
und Grünen. Ich hoffe, ich habe keine Enthaltungen 
übersehen. – Damit ist der Antrag abgelehnt. 
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(Lebhafter Beifall von der SPD und von den 
GRÜNEN) 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

6 Gesetz zur Änderung des § 76 der Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 15/666 

Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE 
Drucksache 15/1744 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Kommunalpolitik 
Drucksache 15/1695 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/1777 

zweite Lesung 

Die Beratung wird von der Fraktion der CDU durch 
Herrn Hauser eröffnet. 

Benedikt Hauser (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Zu Beginn meiner Ausführun-
gen eine kurze Bilanz des Vorhabens, das uns hier 
vorgelegt wird: eine isolierte Maßnahme, die die 
Probleme nicht bei der Wurzel packt, sondern sich 
nur mit einem Symptom befasst. Ziel dieses Ge-
setzentwurfs ist es nicht, das strukturelle Finanz-
problem der Kommunen anzupacken, Ziel ist es, 
das formale Problem aufsichtsrechtlicher Genehmi-
gung von Haushalten anzupacken. Sie machen rei-
ne Formalmaßnahmen.  

Dass wir mit unserer Einschätzung nicht alleine ste-
hen, mögen einige Aussagen aus der Anhörung zur 
Gesetzesänderung verdeutlichen, die ich mit Er-
laubnis der Präsidentin zitieren darf. 

Der Vertreter des Landkreistages, Herr Dr. von 
Kraack, erklärte zum Beispiel: 

„… denn § 76 löst die Problematik nicht. Er 
könnte sie sogar, wenn die Änderung isoliert 
stattfindet, verschärfen, weil er letztendlich nur 
die Kreditlinie erweitert.“ 

Der Vertreter des Städte- und Gemeindebundes, 
Herr Wohland, erklärte – ich zitiere mit Erlaubnis der 
Präsidentin –: 

„Das heißt aber nicht, dass die Kommunen flä-
chendeckend in erster Linie mit dem Vollzug des 
Haushaltsrechts Probleme haben, sondern das 
ist Ausdruck einer katastrophalen Unterfinanzie-
rung der kommunalen Familie in Gänze.“ 

Angesichts der Tatsache, dass wir für diesen Punkt 
nicht viel Redezeit eingeräumt bekommen haben, 
gebe ich jetzt nur eine kurze Zusammenfassung 
unserer Bewertung.  

Mich stört die Tatsache, dass nicht an den eigent-
lich wesentlichen Fragen etwas bewegt wird. Die 
finanzielle Situation der Kommunen ist zweifellos 
katastrophal: Nothaushaltskommunen, soweit das 
Auge der Kommunalaufsicht reicht, kaum Kommu-
nen mit ausgeglichenem Haushalt, ein Kassenkre-
ditvolumen von über 20 Milliarden € und ein kom-
munalpolitischer Sprecher der Grünen, der darüber 
lacht.  

Die Analyse wird sich noch weiter vertiefen lassen, 
und die Kollegen der drei regierungstragenden 
Fraktionen werden die Analyse sicher teilen. Aber 
was wird substanziell dagegen getan? Diese Maß-
nahme jedenfalls, meine Damen und Herren, hilft in 
der Finanzsituation der Kommunen nicht substanzi-
ell. Die Gesetzesänderung wäre vielleicht als kleiner 
Baustein eines abgestimmten tragfähigen Konzep-
tes vertretbar. Ein solches Konzept hätte sich auch 
angeboten. Wir haben hierzu im Zusammenhang 
mit dem GFG am Mittwoch ja auch diskutieren kön-
nen. Von den regierungstragenden Fraktionen ist 
das Angebot, hier etwas sofort substanziell zu be-
wegen, aber abgelehnt worden.  

Also: Was soll das jetzt bringen? Oder ist das, was 
Sie hier machen, ein Trostpflaster für die Kommu-
nen, die Sie mit dem GFG 2011 unter die Wasserli-
nie drücken, indem Sie denen, die gerade noch mit 
der Unterlippe über der Wasseroberfläche sind, 
noch ein paar Gewichte auf die Schulter legen, auf 
dass sie endgültig untergehen, nach dem Motto: 
Versucht mal schön zu schwimmen, und wenn das 
nicht so richtig gut klappt, dann geben wir euch 
noch ein bisschen mehr Zeit, schwimmen zu lernen, 
indem wir die Fristen verlängern.  

In all den Monaten, in denen diese vorgeblich so 
kommunalfreundliche Regierung am Werkeln ist, 
wurden die entscheidenden Schritte nicht getan. Ein 
systematisches Herangehen an das von allen er-
kannte Problem kann ich bisher noch immer nicht 
erblicken.  

Stattdessen wollen Sie mit der Verlängerung der 
Frist in § 76 der Gemeindeordnung das Problem 
einfach formal negieren. Kein Haushaltsausgleich? 
Nicht schlimm, dann halt in zehn Jahren. – Das er-
scheint mir so, als ob Sie einem Patienten, nach-
dem Sie bei ihm 41 Grad Fieber gemessen haben, 
nicht wirkungsvolle Medikamente reichen, sondern 
einfach ein neues Fieberthermometer geben, auf 
dass es besser werde. 

(Beifall von der CDU) 

Und dieses Fieberthermometer, meine Damen und 
Herren, ist auch noch schlecht geeicht. Die Fähig-
keit zu einer vernünftigen und von der Kommu-
nalaufsicht auch beurteilbaren Prognose über einen 
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Zeitraum von mehr als zehn Jahren – über Steuer-
einnahmen, gesetzliche Verpflichtungen, Kosten-
entwicklungen und Erträge von Beteiligungen und 
Ähnliches – hätte sicherlich jeder hier im Haus ger-
ne. Doch es hat sie niemand. Es ist nicht umsonst 
so, dass die mittlere Finanzplanung vier bis fünf 
Jahre als Zeitraum vorsieht und nicht zehn Jahre. 
Schon da befinden sich viele Prognosen planerisch 
eher im Bereich der Fantasie als im Bereich der 
Realität und einfach nur in der allgemeinen Ein-
schätzung, es möge so kommen. 

Gehen wir davon aus, dass auf der Basis des Gut-
achtens der Herren Junkernheinrich und Lenk ein 
schlüssiger Weg für die Rückgewinnung der kom-
munalen Finanzautonomie aufgezeigt ist, dann ist 
klar, dass in diesem Bereich auch § 76 Abs. 2 eine 
Rolle zu spielen hat. Aber zunächst muss das 
grundsätzliche Konzept für eine finanzielle Gesun-
dung der Kommunen stehen. Danach kann man 
sich über den aufsichtsrechtlichen Rahmen der 
Umsetzung ebenfalls miteinander unterhalten und 
vielleicht auch über eine Ausweitung der Möglich-
keiten in § 76 Abs. 2. 

Es erscheint uns deswegen nicht sinnvoll, den § 76 
Abs. 2 jetzt zu verändern. Wir lehnen den Antrag 
der Koalition daher ab. Wir haben einen Entschlie-
ßungsantrag eingebracht, in dem wir das noch ein-
mal deutlich machen. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit. Und in Anlehnung an gestern: Schö-
nes Wochenende! 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr Hau-
ser. – Für die SPD-Fraktion spricht jetzt Herr Herter.  

Marc Herter (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Man fühlt sich erin-
nert an die letzten Diskussionen zu Gesetzentwür-
fen im Bereich der Kommunalfinanzen: Immer muss 
erst noch etwas anderes erfolgen.  

Geht es um 300 Millionen € mehr Ausschüttung 
über das GFG? – Nein, da muss erst noch etwas 
anderes erfolgen. Geht es darum, dass wir die 
Grunddaten im neuen GFG anpassen, was längst 
überfällig ist? – Nein, es muss erst noch etwas an-
deres erfolgen. Jetzt geht es darum, für die Umset-
zung unseres gemeinsamen Beschlusses vom 
29. Oktober zu zeitlich flexiblen Regelungen im Be-
reich des Gemeindehaushaltsrechts zu sorgen. – 
Nein, erst muss noch etwas anderes erfolgen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
CDU, Sie machen sich langsam unglaubwürdig, 
was die Frage angeht, ob Sie den Kommunen 
überhaupt helfen wollen. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Für uns ist dies ein weiterer wichtiger Schritt auf 
dem Wege hin zu nachhaltigen Konsolidierungs-

konzepten in den Kommunen. Ich habe schon am 
Mittwoch gesagt: Die Gemeindefinanzierung ist Sa-
che des Landes. Die Übernahme der Soziallasten 
ist Angelegenheit des Bundes. Und hier geht es 
jetzt darum, wie denn der kommunale Beitrag, den 
wir genau wie Sie erwarten, gestemmt werden 
kann, nämlich auch in den Kommunen, die betroffen 
sein werden, die zusätzliche Einsparungen in ihren 
Etats werden leisten müssen. 

Ein Pakt ist etwas, wo am Ende alle entsprechend 
tätig werden und eine gemeinsame Kraftanstren-
gung leisten müssen. Dann müssen die Kommunen 
aber auch erstens den Spielraum für eine Kraftan-
strengung haben und zweitens einen Anreiz haben, 
dass sie nicht trotz aller Kraftanstrengungen am 
Ende in einer Vergeblichkeitsfalle verbleiben und 
immer noch nicht genehmigte Haushaltssiche-
rungskonzepte vorfinden.  

Wir wollen ja zukünftig einen Zehnjahreszeitraum 
vorsehen. Das ist übrigens keine Idee von uns. Sie 
haben zum alten Gesetzentwurf gesprochen, Sie 
haben zur Freigaberegelung gesprochen. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Nein!) 

Das ist eine Idee des Kämmerers der Landeshaupt-
stadt Düsseldorf, des Fachverbandes der Kämme-
rer, die in die Anhörung eingebracht worden ist. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Er hat etwas anderes 
gesagt!) 

Wäre es nicht besser, Herr Löttgen, man würde sich 
auf eine Grenze von zehn Jahren verständigen? Ja, 
das wäre besser. Und deshalb steht das jetzt in die-
sem Gesetzentwurf. Es ist ein konkretes Ergebnis 
der Anhörung. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin 
ein bisschen verärgert. Wir brauchen eine Öffnung 
für all das, was wir mit Junkernheinrich/Lenk vorha-
ben. Wir brauchen eine Öffnung für die Kommunen, 
die hinterher die sogenannten Sanierungskonzepte 
auflegen müssen, die hinterher aus der Landeshilfe, 
der Bundeshilfe, ihren eigenen Anstrengungen und 
dem Solidarbeitrag der kommunalen Fami-
lie zusammen ein Sanierungskonzept stricken müs-
sen. Voraussetzung dafür ist – da liegen wir, Herr 
Löttgen, glaube ich, gar nicht so weit auseinander –, 
diese Sanierungskonzepte entsprechend zu werten 
und von der höheren Kommunalaufsicht, den Be-
zirksregierungen, werten zu lassen, um Einheitlich-
keit herzustellen. 

Deshalb – verzeihen Sie mir – bin ich sehr ent-
täuscht über das, was die CDU heute hier bietet. 
Wir haben exakt die Regelungen, die Ihre Experten 
empfohlen haben. Die materielle Klassifizierung ist 
nach Ihren Wünschen enthalten. Viele Fraktionen in 
den Kommunen begrüßen diese Regelung. 

(Beifall von Hans-Willi Körfges [SPD]) 
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Übrigens sind das nicht SPD-Fraktionen! Dazu darf 
ich etwas aus dem Brief der CDU-Ratsfraktionen 
aus Dortmund, Hamm, Bottrop, Herne, Hagen und 
der drei CDU-Kreistagsfraktionen aus Recklinghau-
sen, dem Ennepe-Ruhr-Kreis, Unna und des KPV 
Bezirksverband Ruhrgebiet – mit Genehmigung der 
Präsidentin – zitieren, dass nämlich die „Verände-
rung des § 76 der Gemeindeordnung … seitens vie-
ler großer Städte im Ruhrgebiet positiv gewertet“ 
wird. Wie soll ich denn das verstehen, wenn Sie 
sich hier heute ganz anders äußern? 

(Manfred Palmen [CDU]: Ruhrgebiet!) 

– Entschuldigung! Ist die CDU im Ruhrgebiet nicht 
Mitglied Ihres Landesverbandes? Dann sollten Sie 
das der CDU im Ruhrgebiet vielleicht mal mitteilen. 
Vielleicht ist es ja ein Problem der Zusammenset-
zung Ihrer Fraktion, 

(Manfred Palmen [CDU]: Ich würde mal un-
seren Antrag lesen!) 

dass Sie, Herr Palmen, genau diese Notlagen der 
Kommunen im Ruhrgebiet nicht einschätzen kön-
nen. 

(Beifall von der SPD – Manfred Palmen 
[CDU]: Das ist Unsinn!) 

Die Wahrheit, Herr Palmen, ist doch: Bei Ihnen ha-
ben sich die Scharfmacher durchgesetzt. Bei Ihnen 
haben sich diejenigen durchgesetzt, die an dieser 
Stelle nicht sachlich mit uns zusammen mehr Mög-
lichkeiten zur Konsolidierung der Kommunen schaf-
fen wollen, die keine sachgerechte Lösung haben 
wollen. Die haben sich durchgesetzt und verweigern 
die Hilfe.  

(Zuruf von Manfred Palmen [CDU]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin 
froh. Das ist ein guter Tag für die Kommunen in die-
sem Land. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr Her-
ter. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
spricht jetzt Herr Mostofizadeh.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin 
manchmal schon sehr beeindruckt von den Unver-
schämtheiten, die sich manche Kollegen hier erlau-
ben. Wenn Herr Hauser vorträgt, dass mit dem 
GFG Kommunen unter Wasser gedrückt werden, 

(Bernhard Schemmer [CDU]: Richtig! So ist 
es!) 

dann verkennen Sie bewusst, dass 323 Millionen € 
mehr im GFG sind, als es nach Ihren Vorstellungen 
der Fall gewesen wäre. – Das ist Fakt 1. 

Wenn Sie auch weiterhin mit der Unterstellung 
durch die Lande laufen, 

(Bodo Löttgen [CDU]: Die ist richtig!) 

dass es ein bewusstes Unterwasserdrücken der 
Kommunen gäbe, dann müssen Sie sich schon vor-
halten lassen … 

(Bernhard Schemmer [CDU]: Genauso ist 
es! – Gegenruf von Dietmar Bell [SPD]: Sie 
lassen die Kommunen absaufen!) 

– Herr Kollege Schemmer, in Ihrer Regierungszeit 
sind die Kommunen beim Einheitslastenabrech-
nungsgesetz über den Tisch gezogen worden, die 
Krankenhausfinanzierung wurde geändert, die 
Schülerfahrtkosten wurden aus der Struktur ge-
nommen. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Es gab über 1 Milliarde € strukturelle Schlechterstel-
lung der Kommunen plus Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz – 300 Millionen € auf Bundesebene –, 
plus weitere steuerrechtliche Änderungen, die die 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen insgesamt um 
800 Millionen € schlechterstellen. Sie sollten sich 
schämen, einen Strick daraus zu drehen, wenn 
300 Millionen € obendrauf kommen! 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Ich weiß, warum Sie ans Pult getreten sind; da 
stimme ich Herrn Herter ausdrücklich zu. Bei Ihnen 
gibt es zwei Fraktionen: die der Scharfmacher und 
die, die an dem Konzept der Konsolidierung der 
Kommunen arbeiten wollen. Das konstatiere ich 
ausdrücklich. Es gibt sehr viele gutmeinende und 
gut informierte Leute in der Landtagsfraktion der 
CDU, die ein offenes Ohr für die kommunale Basis 
haben. Die haben Sie bei dieser Abstimmung mal 
wieder in die Minderheit gedrückt und sich dafür 
entschieden, auch bei diesem Thema, bei dem wir 
eigentlich sehr nah beieinanderliegen, Scharfma-
chen vor vernünftige, konstruktive Zusammenarbeit 
zu stellen. Das finde ich sehr schade. Das ent-
spricht auch nicht dem, wie mir konservative Kom-
munalpolitiker gerade im Zusammenhang mit § 76 
entgegengekommen sind. 

Ich sage Ihnen, warum es jetzt gemacht werden 
muss: Die Art und Weise der Politik, wie der ehema-
lige Innenminister Wolf die Kommunen gegängelt 
und auch Herr Engel bis zum letzten Jahr immer 
gesagt hat: „Solange kein Mentalitätswechsel bei 
den Kommunen vorhanden ist, tun wir gar nichts“, 
womit er die Schuld für die Haushaltsmisere der 
Kommunen einseitig ins Haus der Kommunen ge-
schoben hat, muss ein Ende haben.  

Wir brauchen bei der Aufsicht der Kommunen eine 
partnerschaftliche Stellung, was nach meinem fes-
ten Glauben dazu führt, dass mehr und vernünftiger 
konsolidiert wird als vorher. Denn die Kommunen, 
die nichts zu verlieren haben, werden doch nicht 
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konsolidieren, wenn sie überhaupt keine Perspekti-
ve auf eine bessere aufsichtsrechtliche Behandlung 
haben. Deswegen ist es wichtig, § 76 jetzt zu än-
dern; denn jetzt sind Haushalte zu genehmigen und 
Konsolidierungskonzepte mit der Bezirksregierung 
abzustimmen. 

Zum Gesetzgebungsverfahren ist Folgendes zu sa-
gen: Wir haben zunächst einen Entwurf vorgelegt 
und in der Anhörung Stellungnahmen erhalten. Da-
raufhin haben wir reagiert und den Gesetzentwurf 
mit einem Änderungsantrag noch einmal geändert. 
Ich glaube sehr wohl, dass wir die Bedenken und 
Anregungen der Kommunen sehr breit aufgenom-
men haben. Es ist überhaupt nicht so, dass die 
Kommunen, die vielleicht nicht positiv davon betrof-
fen sind, weil sie – wie Düsseldorf – ohnehin einen 
guten Haushalt haben, sagen: Das ist schlecht. Das 
führt dazu, dass weniger konsolidiert wird. – Ganz 
im Gegenteil! Auch die kommunalen Spitzenver-
bände, auch der Städte- und Gemeindebund haben 
gesagt: Das ist die richtige Richtung.  

Sie versuchen, sich mit einem Entschließungsan-
trag, es sei der falsche Zeitpunkt aus der Misere zu 
ziehen.  

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Herr Kollege, darf 
ich Sie auf die Redezeit hinweisen, die Sie jetzt 
schon seit einer Minute … 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Das ist nicht 
richtig. 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Entschuldigung! 

(Manfred Palmen [CDU]: Block I!) 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Die Anhörung 
hat dazu geführt, dass wir genau die Mitte getroffen 
haben. Es ist ein gutes Konzept. 

Ich sage Ihnen noch eines: Der Erlass vom 6. März 
2009, den Innenminister Wolf vorgelegt hat, führte 
dazu, dass eben nicht sinnvoll konsolidiert, sondern 
gegängelt wurde, dass keine vernünftigen Konzepte 
ausgearbeitet wurden. Das mussten wir dringend 
ändern. Das soll heute mit der Änderung des § 76 
geschehen. Ich finde, das ist ein sehr guter Weg. 
Natürlich haben Sie recht: Der muss ausgestaltet 
werden. Dazu müssen auch noch untergesetzliche 
Maßnahmen vereinbart werden. Die Landesregie-
rung ist aufgefordert, dies im Benehmen mit der Po-
litik zu tun. Nach den Gesprächen, die wir in diesem 
Zusammenhang geführt haben – es waren sehr vie-
le –, bin ich mir ganz sicher, dass wir dort auf einem 
guten Weg sind. Deswegen bin ich sehr froh, dass 
der Gesetzentwurf heute zur Abstimmung steht. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr 
Mostofizadeh. – Für die Fraktion der FDP spricht 
jetzt Herr Engel. 

Horst Engel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Herter und 
Herr Mostofizadeh, lesen Sie den Entschließungs-
antrag der CDU, warum wir heute nicht zustimmen 
können. Am Ende wird klar gesagt: § 76 steht en-
demisch für sich alleine, aber das Gesamtkonzept 
ist noch nicht erkennbar. Deshalb sagen wir heute, 
dass die Verlängerung des Zeitraums der Haus-
haltssicherung auf zehn Jahre die Kommunalauf-
sicht quasi lahmlegen würde. Damit wäre dem 
Land, ohne ein Gesamtkonzept zu haben, jedwede 
Möglichkeit genommen, Kommunen mit schlimmen 
Haushaltsproblemen zu helfen. Ich sage immer 
gerne: Der osmotische Druck würde aus dem Sys-
tem entweichen. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Der osmotische 
Druck entweicht aus dem System! Das finde 
ich ausgesprochen bezeichnend!) 

Gerade mit Blick auf das Entschuldungskonzept der 
Professoren Lenk und Junkernheinrich wäre dies 
kontraproduktiv. Noch am 29. Oktober 2010 haben 
sich alle Fraktionen in diesem Hause dafür ausge-
sprochen, die Kommunalfinanzen wieder auf eine 
solide Grundlage zu stellen und den über Jahrzehn-
te eingeschliffenen Verschuldungsautomatismus zu 
durchbrechen. Dieses Vorhaben sollten wir nicht 
konterkarieren. 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Herr Engel, ver-
zeihen Sie. 

Horst Engel (FDP): Nein. Gucken Sie mal, wie 
spät es ist. – Würde § 76 wirklich im Sinne der Re-
gierungsfraktionen geändert, müssten die Auf-
sichtsbehörden zukünftig jedes noch so „absurde“ 
Haushaltssicherungskonzept genehmigen, ganz 
egal, wie schlimm es um die jeweilige Kommune 
steht. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Nein! Lesen bil-
det, Kollege!) 

Nicht genehmigte Haushalte gäbe es nur noch in 
der Theorie. Durch die fehlende Bindung an den 
Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung würden 
Haushaltssicherungskonzepte zu Fantasien. 

(Beifall von der FDP)  

Denn in ein auf zehn Jahre angelegtes HSK ließe 
sich so ziemlich alles hineinschreiben. Die Bewer-
tung solcher Phantasien durch die Kommunalauf-
sicht verkäme zu Kaffeesatzleserei. 

In der Folge könnten die betroffenen Kommunen 
weiter wirtschaften wie bisher, und zwar auch dann, 
wenn sie eigentlich völlig pleite sind. Die Verpflich-
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tung, sich mit aller Kraft für einen ausgeglichenen 
Haushalt einzusetzen, wäre nur noch eine leere 
Worthülse. Kein Lokalpolitiker hätte vor diesem Hin-
tergrund noch einen Anreiz, sich für die Entschul-
dung seiner Kommune einzusetzen und dafür not-
falls auch unpopuläre Entscheidungen zu treffen. 

(Nadja Lüders [SPD]: Wir sind nicht so ver-
antwortungslos wie Sie!) 

Die Kommunalaufsichtsbehörden müssten dabei 
tatenlos zusehen, sie bekämen im Fall eines Zu-
sammenbruchs aber den Schwarzen Peter zuge-
schoben. 

Das Nothaushaltsrecht ist kein Folterinstrument zur 
Gängelung unserer Städte und Gemeinden. Es 
dient lediglich als Notbremse in existenzbedrohen-
den Situationen. Es ist für Städte und Gemeinden 
gedacht, die sich im Rahmen der kommunalen 
Selbstverwaltung nicht mehr eigenständig helfen 
können. In diesen Fällen ist kommunalaufsichts-
rechtliches Eingreifen sinnvoll und notwendig. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP] – Minister Ralf 
Jäger: Ja!) 

Anders als vielfach behauptet ist der Nothaushalt 
auch kein Normalzustand. Denn wir wissen genau, 
dass die augenblickliche Rekordzahl an Kommunen 
in der vorläufigen Haushaltsführung insbesondere 
auf die Finanzkrise zurückzuführen ist. Diese Krise 
hat unsere Städte und Gemeinden durch die Ein-
brüche bei der Gewerbesteuer und durch gestiege-
ne Sozialausgaben gleich doppelt getroffen.  

Zum Glück hat sich die Wirtschaft aber mittlerweile 
wieder erholt. Die Gemeinden können mit Steuer-
mehreinnahmen in Rekordhöhe rechnen, und der 
Bund hat eine vollständige Übernahme der Kosten 
für die Grundsicherung im Alter angekündigt. 

Vonseiten des Landes werden wir zudem hoffentlich 
bald gemeinsam – darauf legen wir heute auch mit 
unserem Beitrag Wert – ein Entschuldungspro-
gramm für die Kommunen auf den Weg bringen. 
Daran arbeiten wir auch aktiv mit. Wir glauben des-
halb, dass der § 76 jetzt eigentlich unsystematisch 
vorgezogen wird. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Wenn all diese Maßnahmen greifen, wenn das 
Konzept also aufgeht, wird es in absehbarer Zeit 
Nothaushalte nur noch in Ausnahmefällen geben. 
Daran wollen wir mitarbeiten. 

Für diese Ausnahmefälle brauchen unsere Auf-
sichtsbehörden allerdings deutliche Eingriffsrechte, 
oder, freundlicher ausgedrückt, Beratungsrechte, 
damit sie einen zielführenden und nachhaltigen Bei-
trag zur Lösung der kommunalen Finanzprobleme 
leisten können. Die Kommunalaufsicht darf nicht 
entmachtet werden, sondern sie muss gestärkt 
werden, und sie muss intelligenter ausgestaltet 
werden. 

(Zuruf von Minister Ralf Jäger) 

– Genau darum geht es nicht. 

(Minister Ralf Jäger: Doch!) 

– Ja. Das weiß ich doch. Sie muss Kommunen mit 
prekären Haushalten Anreize bieten können, um 
grundlegende strukturelle Veränderungen vorzu-
nehmen. Außerdem benötigt sie größere Hand-
lungsfreiräume für einen individuellen Umgang mit 
lokalen Problemstellungen.  

(Beifall von Ralf Witzel [FDP] – Minister Ralf 
Jäger: Ja, genau! Erklären Sie uns das mal!) 

– Ja. Aber warum soll der § 76 dann vorgezogen 
werden? Er ist Teil eines Gesamtkonzepts, und 
zwar für den Zeitpunkt, wenn alle Teile auf dem 
Tisch liegen. 

Ich komme zum Schluss; bei mir leuchtet schon die 
rote Lampe. 

(Zuruf von der SPD: Endlich mal!) 

Damit das Land in diesem Sinne aktiv werden kann, 
brauchen wir das Nothaushaltsrecht. Möglicher-
weise muss der Zeitraum für die Haushaltssiche-
rung flexibilisiert werden. Eine seriöse Obergrenze 
für die Laufzeit von Haushaltssicherungskonzepten 
muss dabei jedoch zwingend erhalten bleiben. Die 
vorgeschlagenen zehn Jahre werden dieser Forde-
rung nach heutigem Erkenntnisstand nicht ge-
recht. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr En-
gel. – Für die Fraktion Die Linke spricht jetzt Frau 
Demirel. 

Özlem Alev Demirel (LINKE): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr geehr-
ter Herr Hauser, Sie haben eben gesagt, dass diese 
Initiative der Landesregierung das strukturelle Prob-
lem nicht löst. Recht haben Sie, wenn Sie darauf 
hinweisen! Zudem haben Sie die Aussage, diese 
Initiative der Landesregierung könne die strukturel-
len Probleme nicht lösen, noch durch ein Zitat von 
Herrn Kraack untermauert.  

Wenn Sie aber der Meinung sind, dass Sie die 
strukturellen Probleme lösen wollen, dann frage ich 
mich, warum Sie auf Bundesebene nicht endlich 
aufhören, faule Kompromisse einzugehen, und wa-
rum Sie nicht damit beginnen, die Kommunen wirk-
lich nachhaltig zu entlasten. 

(Beifall von der LINKEN) 

Ich frage mich: Wenn Sie hier Herrn Kraack vom 
Landkreistag zitieren, warum führen Sie dann nicht 
auch die Äußerungen von Herrn Kraack zum Hartz-
IV-Kompromiss oder zur Mogelpackung Bildung und 
deren Folgen für die Kommunen an? 
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(Beifall von der LINKEN) 

Auch das waren eindeutige Äußerungen, und ent-
sprechende Maßnahmen wären tatsächlich geeig-
net gewesen, die Kommunen strukturell zu entlas-
ten.  

Ähnlich sieht es beim Thema „GFG“ aus. Auch dies 
haben Sie als Argument verwendet. Ich kann Sie 
hier nur noch einmal einladen: Stimmen Sie doch 
unserem Änderungsantrag nach einem Härteaus-
gleich zu. Sorgen wir gemeinsam dafür, dass keine 
Kommune in diesem Jahr schlechter gestellt ist als 
zuvor! 

(Beifall von der LINKEN) 

Noch etwas muss ich aber sagen, lieber Marc Her-
ter: 

(Marc Herter [SPD]: Hier!) 

Auch Ihr Antrag und Ihre Initiative sind, wenn man 
ganz ehrlich ist, mit heißer Nadel gestrickt. Dennoch 
geht das Begehren in die richtige Richtung. Deshalb 
stimmen wir Ihrer Initiative zu. Sie sehen: Wir Lin-
ken suchen nicht nach faulen Stellen oder Fehlern 
in Ihren Initiativen, sondern wir schauen, was davon 
in die richtige Richtung geht, und wir unterstützen 
dies deshalb. 

(Manfred Palmen [CDU]: Herzlichen Glück-
wunsch!) 

Vor dem Hintergrund der hier bereits angesproche-
nen strukturellen Unterfinanzierung ist die Orientie-
rung auf einen in so kurzer Zeit zu leistenden Haus-
haltsausgleich vollkommen unsinnig. Meine Herren, 
was nützt ein konsolidierter Haushalt, wenn die 
Straßen voller Schlaglöcher und dadurch unbefahr-
bar sind, wenn Schulgebäude verfallen und sozialer 
Kahlschlag herrscht? In einer solchen Situation freut 
sich eventuell der Kämmerer, aber bestimmt nicht 
der Bürger. 

Kolleginnen und Kollegen, 137 Kommunen stecken 
derzeit im Nothaushaltsrecht. Welche kontraproduk-
tiven Auswirkungen das hat, möchte ich Ihnen an 
einem konkreten Beispiel aufzeigen. 

Solche Kommunen dürfen nicht befördern. Die Kol-
leginnen und Kollegen von der Berufsfeuerwehr der 
Stadt Wuppertal haben uns einmal dargelegt, in 
welchem Ausmaß sie mittlerweile vom Förderungs-
stau betroffen sind. Von 330 Feuerwehrbeamten in 
Wuppertal sind mittlerweile 125 Stelleninhaber im 
Beförderungsstau. Die betroffenen Kollegen verlie-
ren Monat für Monat zwischen 90 und 740 € an Ge-
halt. Angesichts solcher Umstände ist es doch kein 
Wunder, dass Feuerwehrleute abwandern oder 
möglicherweise auch abgeworben werden, und 
zwar von solchen Kommunen, die nicht in der 
Haushaltssicherung sind. 

Meine Damen und Herren, soll es demnächst so 
enden, dass Menschen in armen Kommunen ein 
größeres Risiko von Bränden haben, weil Feuer, die 

bei ihnen auftreten, nicht rechtzeitig gelöscht wer-
den? Das zeigt die Absurdität dieses Nothaushalts-
rechts. Wenn diese Situation nun erleichtert wird, ist 
das umso besser. Dann bekommen die SPD und 
die Grünen unsere Unterstützung. 

(Beifall von der LINKEN) 

Wir hätten natürlich gerne weitergehende Änderun-
gen in dem Entwurf von SPD und Grünen gesehen. 
Dazu haben wir im Ausschuss auch Änderungsan-
träge gestellt. Leider wurden diese abgelehnt. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, einen weiteren Än-
derungsantrag, den wir auch heute eingereicht ha-
ben, möchten wir hier aber noch einmal zur Abstim-
mung stellen und ihm bei Ihnen Gehör verschaffen. 
Wir möchten in Bezug auf das Haushaltssicherungs-
konzept folgenden Satz ergänzen – ich zitiere –:  

„Freiwillige Leistungen stehen einer Genehmi-
gung nicht grundsätzlich entgegen.“ 

Wir haben diesen Antrag bereits im Ausschuss ge-
stellt und auch in die Anhörung gegeben. Diese Än-
derung wurde in der Anhörung von den Sachver-
ständigen und Kämmerern sehr stark unterstützt 
und war vollkommen unstrittig. Darum ist mir völlig 
schleierhaft, warum die Koalitionsfraktionen dies 
nicht in den Gesetzentwurf aufgenommen haben. 

(Beifall von der LINKEN) 

Warum Sie das nicht wollten, haben Sie auch nicht 
im Ausschuss begründet. Sie haben keinerlei Ar-
gumente genannt. Das ist nicht eine Koalition der 
Einladung, meine Damen und Herren; das ist ein-
fach nur arrogant von Ihnen. Liegt es etwa daran, 
dass der gute Antrag von der Linken kommt? Das 
wäre sehr traurig für die Kommunen, aber vor allen 
Dingen auch für Ihre eigenen Oberbürgermeister 
vor Ort. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, bitte reden Sie 
sich jetzt nicht damit heraus, es sei doch heute 
schon Praxis, dass freiwillige Leistungen auch in 
Kommunen mit Haushaltssicherungskonzept mög-
lich sind. Das ist heute Auslegungssache und richtet 
sich nach dem politischen Wind. Auch im Leitfaden 
des Ministeriums für die aufsichtsbehördliche Be-
gleitung von Haushaltssicherungskonzepten ist eine 
restriktive Auslegung dargelegt, wonach freiwillige 
Leistungen zu reduzieren sind. 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Frau Kollegin, 
würden Sie bitte zum Schluss kommen? 

Özlem Alev Demirel (LINKE): Ich komme zum 
Schluss, Frau Präsidentin. – Gerade darum wollten 
die Sachverständigen und Kämmerer es gerne ex-
plizit im Gesetzestext sehen. 

Meine Damen und Herren von SPD und Grünen, 
geben Sie sich doch einen Ruck, und stimmen Sie 
unserem Änderungsantrag zu. 



Landtag   15.04.2011 

Nordrhein-Westfalen 3191 Plenarprotokoll 15/33 

 

(Beifall von der LINKEN) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Frau De-
mirel. – Für die Landesregierung spricht jetzt Herr 
Minister Jäger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Lieber Kollege Hau-
ser, ich danke Ihnen außerordentlich dafür, dass Sie 
ein realistisches Bild zeichnen und in der Realität 
angekommen sind. Wortwörtlich haben Sie gesagt, 
die Finanzsituation der nordrhein-westfälischen 
Kommunen sei katastrophal. Herr Hauser, willkom-
men in der Realität! 

(Beifall von der SPD) 

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ich nehme das in der 
Tat mit Freude zur Kenntnis, weil Mitglieder Ihrer 
Fraktion und der Fraktion der FDP noch vor weni-
gen Monaten in einer traumtänzerischen Sicherheit 
hier durch den Landtag getänzelt sind und darauf 
hingewiesen haben, dass ein solches Problem gar 
nicht existiere. Jetzt haben wir eine Gemeinsamkeit 
gefunden. Die Gemeinsamkeit heißt: Wir müssen 
etwas tun. 

Herr Hauser, bei der Sondersitzung zur Situation 
der Kommunalfinanzen im letzten Jahr hier im 
Landtag haben wir gemeinsam eine außerordentlich 
gute Beschlussfassung gefunden. Wir haben ge-
meinsam festgestellt: Wenn den Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen wirklich effektiv geholfen wer-
den kann, dann nur dadurch, dass der Bund die 
Hälfte der Soziallasten übernimmt. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Es geht nicht nur da-
rum!) 

Herr Hauser, wir stellen fest: Die tun nicht, was Sie 
wollen. Die machen das einfach nicht. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Sie tun nicht, was Sie 
sagen!) 

– Herr Löttgen, ich rede mit meiner Bundestagsfrak-
tion. Ich sage Ihnen auch ganz offen: Bei dem einen 
oder anderen meiner dortigen Kollegen ist noch viel 
Überzeugungsarbeit zu leisten, damit man auch in 
der Bundestagsfraktion mal eine Fachressortbezo-
genheit für das gemeinsame Ziel aufgibt, dass das 
kommunale Finanzsystem nicht implodiert. 

Das erwarte ich von Ihnen aber genauso, zumal Sie 
und Ihre Partei in der Bundesregierung nicht nur 
unmaßgeblich beteiligt sind. 

Diese Bundesregierung wird über das, was wir ge-
meinsam als Kompromiss zur sogenannten 
Hartz-IV-Reform gefunden haben, nämlich Entlas-
tung im Rahmen der Grundsicherung erst in drei 
Jahren, hinaus nach meiner Einschätzung nicht die 
Kraft haben, die Kommunen in Nordrhein-Westfalen 

und in der Bundesrepublik Deutschland weiter zu 
entlasten. Diese Kraft wird sie nicht haben. 

Jetzt haben wir folgende Situation – das sage ich 
Ihnen ganz deutlich –: Wir als Land Nordrhein-
Westfalen sind aufgefordert, die Kommunen an der 
Stelle finanziell zu unterstützen, an der sie die vom 
Bund übertragenen Aufgaben nicht mehr finanzie-
ren können und drohen, in die Zahlungsunfähigkeit 
zu geraten. Das ist jetzt die Aufgabenstellung des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 

Herr Hauser, Sie haben ein Gesamtkonzept ange-
mahnt. Das ist Bestandteil eines Gesamtkonzeptes. 
Ich weiß nicht, wo in den vielen Gesprächen – sei 
es bilateral, sei es im Kommunalausschuss – der 
Informationsbruch zustande gekommen ist, dass wir 
das nicht in ausreichender Weise an Sie herantra-
gen konnten. 

Wir brauchen die Konsolidierungshilfe des Landes 
beispielsweise für diejenigen Kommunen, die be-
reits in der Überschuldung sind oder drohen, in die 
Überschuldung zu geraten. 

Neben dieser Finanzhilfe müssen wir aber den ord-
nungspolitischen Rahmen ändern; denn der jetzige 
ordnungspolitische Rahmen gibt vor, dass ein 
Haushaltssicherungskonzept den Haushaltsaus-
gleich innerhalb von vier Jahren darstellen muss. 

Eine solche Regelung, die es übrigens in keinem 
anderen Land der Bundesrepublik Deutschland gibt, 
hat konkrete Folgen, Herr Hauser. Sie führt nämlich 
dazu, dass die Kommunalaufsicht lediglich danach 
genehmigen kann, ob eine Ausgabe rechtlich un-
abweisbar ist oder nicht, und nicht danach, ob sie 
vernünftig ist. 

Auf der anderen Seite haben wir 137 Kommunen, 
die nicht realistisch darstellen können, wie in vier 
Jahren der Haushaltsausgleich zu erreichen ist. Es 
ist gemeinsame Auffassung, dass ein Ausgleich der 
Haushalte nur über folgende drei Punkte zu errei-
chen ist: erstens die Entlastung durch die Grundsi-
cherung – viel zu spät und bedauerlich zu wenig –, 
zweitens mithilfe des Landes über eine Konsolidie-
rungshilfe und drittens über deutliche eigene Konso-
lidierungsbemühungen. Eine entsprechende Vorge-
hensweise in diesen drei Punkten ist bei einer gan-
zen Anzahl von Kommunen in vier Jahren nach-
weislich nicht möglich. 

Deshalb brauchen wir individuelle Konsolidierungs-
pläne, meine Damen und Herren. Da können Sie 
sich nicht verweigern – erst recht nicht mit dem 
Hinweis, das müsse Bestandteil eines Gesamtkon-
zeptes sein. Herr Hauser, in meiner Heimatgemein-
de hat der Rat das letzte Mal vor 23 Jahren einen 
genehmigungsfähigen Haushalt beschlossen. Mit 
den Arbeiten zur Auflegung eines solchen Konsoli-
dierungsplans muss jetzt begonnen werden – jetzt 
und nicht irgendwann. 

(Beifall von der SPD) 
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In diesem Zusammenhang habe ich auch eine Bitte 
an die FDP. Sie mögen aufgrund Ihrer parlamenta-
rischen Rechte, die durch die Umfragewerte als sol-
che nicht begründet sind, aber durch Ihre Stärke 
hier im Parlament,– eine dritte Lesung beantragen. 

(Zurufe von der CDU und von der FDP – Ge-
genruf von Rainer Schmeltzer [SPD]: Siehe 
„Politbarometer“ heute Abend!) 

Herr Engel, ich mache Sie aber darauf aufmerksam, 
dass die Arbeiten für das, was Sie hier selbst ein-
fordern, nämlich dass wir den individuellen Sparkurs 
zwischen Kommunalaufsicht und Kommune verein-
baren müssen, jetzt beginnen müssen. Ein geneh-
migungsfähiges Haushaltssicherungskonzept in Ab-
stimmung mit dem Rat aufzulegen, dauert Monate. 
Wenn Sie jetzt eine dritte Lesung beantragen und 
damit sozusagen die Rechtsgrundlage für eine sol-
che Vorgehensweise wieder nicht schaffen wollen, 
sind Sie mit dafür verantwortlich, dass sich die Situ-
ation in diesen Kommunen dramatisch zuspitzt.  

Deshalb meine herzliche Bitte: Das Ganze liegt als 
offenes Buch auf dem Tisch. Wir müssen gemein-
sam dafür sorgen, dass die kommunale Finanzsitu-
ation nicht implodiert. Das muss die gemeinsame 
Auffassung aller Fraktionen in diesem Landtag sein. 
Wir müssen den Kommunen dafür die Instrumente 
geben. Ein Baustein dieser Instrumente ist die Än-
derung des § 76 Abs. 2. Ich rate Ihnen aus Sicht 
des zuständigen Ressortministers dringend, heute 
zu einer Beschlussfassung zu kommen, und zwar in 
der Form, wie es hier vorgelegt worden ist. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr Mi-
nister. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor. Ich weise darauf hin, dass von der Fraktion der 
FDP eine dritte Lesung beantragt worden ist. 

Damit kommen wir zur Abstimmung. – Zur Ge-
schäftsordnung. 

Britta Altenkamp (SPD): Sehr verehrte Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Nach § 73 Abs. 2 der Geschäftsord-
nung kann eine dritte Lesung nach dem Schluss der 
zweiten Lesung stattfinden. Genau das wollen wir 
heute hier tun. Wir fordern Sie also auf, die dritte 
Lesung direkt im Anschluss an diesen Tagesord-
nungspunkt durchzuführen und somit die Tagesord-
nung entsprechend zu ändern. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Zur Geschäfts-
ordnung, Herr Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Verehrte Kol-
legin Altenkamp, unser Begehren richtet sich nicht 
darauf, heute noch eine dritte Lesung anzuhängen. 
Andernfalls hätten wir mehr Redezeit beantragt, 
wenn wir diese Lesung heute hätten durchführen 
wollen.  

Wir haben in der Debatte erlebt, dass wir über ein 
sehr folgenreiches Gesetz reden. Auch die heutige 
Diskussion hat gezeigt, dass der Teufel im Detail 
steckt und dass es Sinn macht, über viele Sachver-
halte nachzudenken. Die von verschiedenen Frakti-
onen zu diesem Tagesordnungspunkt eingereichten 
bzw. gestellten Anträge zeigen, dass es noch Dis-
kussionsbedarf gibt. Wir haben hier eben nicht die 
Situation, dass ein solches Gesetz, breit von diesem 
Parlament getragen, als Verbesserung empfunden 
würde. Wir möchten deshalb die Gelegenheit nut-
zen, um auch zwischen den Fraktionen bis zur 
nächsten Plenarsitzung noch einmal über dieses 
Gesetz sprechen zu können. Wir als Antragsteller 
widersprechen deshalb der Vorgehensweise, diese 
dritte Lesung jetzt durchzuführen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Damit brauchen 
wir nicht über den Antrag, die dritte Lesung sofort zu 
beginnen, abzustimmen. In § 73 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung heißt es, dass die dritte Lesung bei 
Widerspruch einer Fraktion frühestens am nächsten 
Sitzungstag stattfindet. 

(Unruhe) 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wir stimmen ab 
über den Änderungsantrag der Fraktion Die Linke 
Drucksache 15/1744. Wer stimmt dem Änderungs-
antrag zu? – Die Fraktion Die Linke. Wer stimmt 
dagegen? – Die Fraktionen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, CDU und FDP. Damit ist der 
Änderungsantrag Drucksache 15/1744 abgelehnt. 

Wir stimmen dann ab über den Gesetzentwurf 
Drucksache 15/666. Die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Kommunalpolitik liegt in Drucksa-
che 15/1695 vor. Der Ausschuss empfiehlt, seine 
Beschlüsse gemäß der Beschlussempfehlung anzu-
nehmen. Wer stimmt der Ausschussempfehlung 
zu? – Die Fraktionen Die Linke, der SPD und von 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Die 
Fraktionen von CDU und FDP. Gibt es Enthaltun-
gen? – Keine. Damit ist diese Beschlussempfehlung 
angenommen. 

Über den Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU Drucksache 15/1777 wird nach der dritten Le-
sung abgestimmt. 

Wir kommen damit zu: 

7 Gesetz zur Wiedereinführung der Stichwahl 
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Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/975 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Kommunalpolitik 
Drucksache 15/1696 

zweite Lesung 

Die Beratung eröffnet für die CDU-Fraktion Herr 
Wimmer. 

(Unruhe) 

Wiljo Wimmer (CDU): Frau Präsidentin, ich warte 
einen Moment, bis die letzten Gespräche beendet 
sind und die letzten an diesem Tagesordnungs-
punkt nicht Interessierten den Raum verlassen ha-
ben. 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Herr Wimmer, Sie 
haben völlig recht. Das Präsidium erinnert die Kol-
leginnen und Kollegen immer daran, leise zu sein, 
wenn sie den Saal verlassen, weil der nächste Ta-
gesordnungspunkt bereits aufgerufen ist. 

Wiljo Wimmer (CDU): Ich möchte niemanden vom 
Arbeiten abhalten. Deswegen warte ich noch einen 
Moment. 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Ich glaube, jetzt 
geht es. 

Wiljo Wimmer (CDU): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Eines vorwegge-
schickt: Die CDU-Fraktion wird an dieser Stelle kei-
ne dritte Lesung beantragen. Deshalb werden wir 
hier und heute – leider – diesen Gesetzentwurf ver-
abschieden. Wir wollen also noch den Rest der Ta-
gesordnung erledigen. 

Gegenstand der heutigen Beratung ist die beabsich-
tigte Wiedereinführung der Stichwahl für kommuna-
le Personenwahlen, also für die Wahl von Bürger-
meistern, Oberbürgermeistern und Landräten. Die-
se wurde in der vergangenen Legislaturperiode ab-
geschafft, sodass es nach geltendem Recht möglich 
ist, dass der genannte Personenkreis mit einfacher 
Mehrheit gewählt werden kann, soweit er nicht be-
reits im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen erhält. Dass dies nicht ge-
rade selten der Fall ist, haben die Antworten der 
Landesregierung auf meine Kleine Anfrage, die ich 
als bekannt unterstelle und die Sie sicherlich auch 
nicht anzweifeln werden, belegt. Man könnte also 
fragen: Wo ist das Problem? Oder etwas schärfer 
formuliert: Wo ist das dringende Regelungsbedürf-
nis, das uns dazu zwingt, hier und jetzt bereits eine 

Entscheidung in Form einer Gesetzesänderung 
herbeizuführen? 

Die Bürgermeister, Oberbürgermeister und Landrä-
te sind bis 2015 gewählt. Ihre Amtszeit beträgt 
sechs Jahre. Sie werden losgelöst von der Wahlzeit 
der kommunalen Gremien erstmals in eigenen 
Wahlgängen gewählt. Die Frage nach der Problem-
stellung drängt sich umso mehr auf, als hier nicht 
etwa ein verfassungs- oder gesetzwidriger Zustand 
beseitigt werden müsste; das geltende Recht ist 
ausdrücklich vom Verfassungsgericht Nordrhein-
Westfalen in Münster als rechtlich einwandfrei be-
stätigt worden. 

(Zuruf von Minister Ralf Jäger) 

Ein Demokratiedefizit, Herr Minister, wurde verneint. 
Warum also diese gesetzgeberische Hektik? 

Man könnte – bewusst Konjunktiv -auf die Idee 
kommen, dass es die manische Idee der rot-rot-
grünen Mehrheit dieses Parlaments ist, die letzten 
fünf Jahre der schwarz-gelben Landesregierung aus 
den Geschichtsbüchern zu löschen und die Zeit von 
2005 bis 2010 als Betriebsunfall und peinliche Pan-
ne einer ansonsten ununterbrochenen roten, rot-
grünen oder aber aktuell rot-rot-grünen Heilsherr-
schaft in Nordrhein-Westfalen zu eliminieren. 

Dass sich die Kollegen der FDP an dieser Stelle 
ebenfalls daran beteiligen, werden sie selbst zu ver-
treten haben. Aus meiner Sicht ist das wohl eher 
parteipolitischem Kalkül geschuldet. 

Ich frage also nochmals: Wo ist das Problem? – 
Begründet wird die Gesetzesänderung mit einem 
gefühlten Demokratiedefizit, das dadurch entstehen 
soll, dass ein Kandidat im ersten Wahlgang nur eine 
relative, aber keine absolute Mehrheit der abgege-
benen Stimmen erhält. Selbst wenn der im zweiten 
Wahlgang gewählte Kandidat aus einer Stichwahl 
absolut weniger Stimmen erhält als der beste Kan-
didat im ersten Wahlgang, sei das noch kein Legiti-
mitätsproblem, da ja jeder Wahlgang separat und 
isoliert zu sehen sei, und dies bei einer Wahl für ein 
und dasselbe Amt. Mich überzeugt das nicht. 

Auch praktisch ist die Relevanz dieser Frage eher 
gering. So erhielten bei Oberbürgermeisterwahlen 
lediglich 18 % ein Ergebnis von unter 40 %. Das 
niedrigste Ergebnis lag bei 38,1 %. Bei Landrats-
wahlen erhielten sogar nur 4 % weniger als 40 % 
der Stimmen. Bei Bürgermeisterwahlen waren es 
7 %. 

Im Übrigen fällt in Bezug auf die Frage der Stärkung 
der kommunalen Demokratie auf, dass die Wahlbe-
teiligung im zweiten Durchgang bei Stichwahlen 
durch die Bank deutlich geringer war, was ebenfalls 
das Argument einer höheren Legitimation zumin-
dest fragwürdig erscheinen lässt. In Extremfällen 
führte die Stichwahl mit geringerer Wahlbeteiligung 
dazu, dass ein Hauptgemeindebeamter mit lediglich 
16 % Stimmenanteil bezogen auf die Anzahl der 
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Wahlberechtigten gewählt wurde. Zu behaupten, die 
Demokratie werde durch die beabsichtigte Geset-
zesänderung gestärkt, ist also absurd. 

So wundert es auch nicht, dass sich alle kommuna-
len Spitzenverbände kritisch zur Wiedereinführung 
der Stichwahl geäußert haben. Das mündet in der 
Feststellung, dass eine unmittelbare Notwendigkeit 
zur Wiedereinführung der Stichwahl nicht begründ-
bar ist. So hätten die Bürgermeister- und Landrats-
wahlen des Jahres 2009 nicht zu der Erkenntnis ge-
führt, dass die ohne Stichwahl gewählten Haupt-
verwaltungsbeamten im Vergleich zu den vorherge-
henden Wahlen eine geringere demokratische Legi-
timation besäßen. 

Wie aus der Antwort der Landesregierung ersicht-
lich, ist das auch prozentual unterlegt. Ich möchte 
diese Zahlen an der Stelle nicht wiederholen. 

Es ist aber interessant, dass sich neben den kom-
munalen Spitzenverbänden auch eine Organisation 
wie „Mehr Demokratie“ gegen eine Wiedereinfüh-
rung der Stichwahl ausspricht und noch in einer ak-
tuellen Veröffentlichung vor der Gefahr der Verzer-
rung des Wählerwillens bei Wiedereinführung der 
Stichwahl warnt. Letztendlich sind in der Anhörung, 
Herr Minister, durchaus überlegenswerte Alternati-
ven zu der Wiedereinführung der Stichwahl aufge-
zeigt worden, die für die Kommunen Kosten in Höhe 
von 4 bis 5 Millionen € bedeutet. Als Stichworte 
nenne ich die Begriffe „Alternativstimmrecht“ oder 
„Präferenzwahlsystem“. Diese Ansätze sind bisher 
abschließend nicht durchdacht. Jedoch gibt das eili-
ge Gesetzgebungsverfahren, mit dem die Wahl-
rechtsänderung durchgepeitscht werden soll, hierfür 
auch keine ausreichende Möglichkeit. 

Ich fordere Sie auf, uns die Möglichkeit zu geben, 
über diese Dinge noch einmal ausreichend zu dis-
kutieren, damit nicht der Eindruck entsteht, dass die 
Wiedereinführung letztendlich nur dazu dient – wie 
in der Vergangenheit auch geschehen –, im Partei-
engeschacher zwischen dem ersten und zweiten 
Wahlgang Posten und Pöstchen zu verteilen, zum 
Beispiel die Stelle des Ausschussvorsitzende und 
des stellvertretenden Bürgermeisters, … 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Herr Wimmer, 
kommen Sie jetzt bitte zum Schluss! 

Wiljo Wimmer (CDU): … um auf dieser Grundlage 
letztlich Wahlempfehlungen abzugeben. Mit mehr 
kommunaler Demokratie hat das alles nichts zu tun. 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Herr Wimmer, 
denken Sie bitte an Ihre Redezeit. 

Wiljo Wimmer (CDU): Ich weiß, Frau Präsidentin, 
und komme zum Schluss. 

Am Ende einer überaus erfolgreichen Woche für den 
geilsten Fußballclub der Welt möchte ich mich von 
dieser Stelle aus mit einem „Glückauf“ verabschieden 
und danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. – Danke 
schön. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Für die Fraktion 
der SPD spricht jetzt Herr Hübner. 

Michael Hübner
*)
 (SPD): Frau Präsidentin! Meine 

Damen und Herren! Herr Wimmer, Ihr Vortrag hat 
die nach unten offene Richterskala nicht ganz er-
reicht, die er im kommunalpolitischen Ausschuss 
erreicht hatte, als Sie darüber debattiert haben, zu 
welchen Folgen das führt: Die Plakate würden vor 
Ort länger stehen bleiben. Damit hätten Sie eigent-
lich ein viel größeres Problem. 

Sie haben die ganze Zeit davon gesprochen, dass 
Sie nicht wüssten, wo das Problem ist. – Das Prob-
lem ist, dass Sie keine eindeutigen Mehrheitsent-
scheidungen vor Ort haben, wenn Sie diese Stich-
wahl nicht haben. Eine Stichwahl bedeutet mehr 
Legitimation. Das Demokratieprinzip, das Sie von 
allen anderen Wahlen her kennen, wird dadurch 
entsprechend gestärkt. 

Meine Damen und Herren, Herr Wimmer, Sie be-
ziehen sich auf die Veränderungen, die seit der 
Rücknahme der Stichwahl eingetreten sind. Dazu 
kann ich Ihnen deutlich sagen, dass Sie damals 
vielleicht auch etwas überrascht waren, als Sie 
2004 bei der Stichwahl in 23 von 28 Fällen verloren 
haben, obwohl ein CDU-Kandidat vorne lag. Viel-
leicht hat das damals dazu geführt, dass Sie mit der 
alten schwarz-gelben Landesregierung diese Stich-
wahl abgeschafft haben, um sich aus parteitakti-
schen Überlegungen heraus einen Vorteil zu ver-
schaffen.  

Noch eins zu Ihrem Zitat, „Mehr Demokratie“ hätte 
gesagt, dass sie gegen die Wiedereinführung der 
Stichwahl seien. Das ist nicht richtig, Herr Wimmer. 
Wenn Sie sich die Mitteilung von „Mehr Demokratie“ 
genau angeschaut hätten, hätten Sie festgestellt, 
dass sozusagen aus deren Sicht noch ein Optimie-
rungsvorschlag gemacht worden ist. „Mehr Demo-
kratie“ lobt dagegen genau dieses Verfahren, näm-
lich zu mehr Legitimität für die gewählten Bürger-
meister zu kommen und das Demokratieprinzip da-
mit deutlich zu stärken.  

Herr Wimmer, ich will auf die Anhörung zurück-
kommen. Die Anhörung, die wir zu diesem Thema 
durchgeführt haben, war sehr eindeutig. Ich denke, 
dass deshalb vier Fraktionen, nicht nur SPD und 
Grüne, sondern auch FDP und Linke davon über-
zeugt waren, dass es ein richtiger Weg ist, den wir 
hiermit bestreiten.  
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Wir haben in der Koalition bereits angekündigt, dass 
wir damit nicht stoppen wollen, sondern die Demo-
kratie vor Ort weiter stärken wollen, indem wir bei 
der Zusammenlegung von Wahlen und natürlich 
auch bei der Abwahl von Bürgermeistern weiter vo-
rankommen wollen. Damit werden wir uns ja in den 
nächsten Plenarsitzungen auseinandersetzen, aber 
auch mit dem Bürgerbegehren und dem Bürgerent-
scheid.  

Wir freuen uns über die FDP, Herr Engel – als ich 
das letzte Mal vorne stand, bin ich mit Ihnen ja ein 
bisschen kritischer umgegangen –, weil Sie offen-
sichtlich für eine stärkere Bürgerbeteiligung sind 
und das auch entsprechend mittragen. Ich denke, 
dass wir heute mit einer überzeugenden Mehrheit 
diesen Gesetzentwurf verabschieden können.  

Ein Letztes zur CDU: Ich möchte noch einmal auf 
den vorangegangenen Tagesordnungspunkt zu-
rückkommen. Ich halte das für einen ganz schlech-
ten Tag für die Kommunen, wenn ich bedenke, was 
Sie heute zusammen mit der FDP auf den Weg ge-
bracht haben.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Was haben wir?) 

– Entschuldigung, Herr Löttgen, was die FDP auf 
den Weg gebracht hat, dass wir in die dritte Lesung 
gehen müssen. Das ist nicht in Ordnung, damit 
werden alle Konsolidierungsbemühungen er-
schwert, die wir vor Ort zu tragen haben.  

Meiner Ansicht nach ist es aber ein guter Tag für die 
Demokratie vor Ort ist. Ich freue mich, dass die FDP 
und drei weitere Fraktionen, inklusive der Regie-
rungsfraktionen, das mittragen. – Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr Hüb-
ner. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
spricht jetzt Herr Mostofizadeh.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst noch 
eine Anmerkung zu dem Vorgang von eben. Das 
Anmelden der dritten Lesung zum § 76 durch die 
FDP-Fraktion – das ist ja auch durch den Antrag 
von Frau Kollegin Altenkamp wunderbar dokumen-
tiert worden – hat keinerlei inhaltlichen Hintergrund. 
Sie wollten das Verfahren in die Länge ziehen. Sie 
haben nicht einmal einen Änderungsantrag gestellt. 
Das macht auch deutlich, dass die FDP im Kommu-
nalbereich alle Mittel versucht, um eben den Kom-
munen Steine in den Weg zu legen, ohne inhaltlich 
etwas zu bieten.  

(Ralf Witzel [FDP]: Reden Sie zur Tages-
ordnung!) 

– Herr Witzel, ich rede dazu, wozu ich es für richtig 
halte, und Sie haben mich nicht zu maßregeln in 
dem Zusammenhang.  

In der Auswertung der Anhörung im Kommunalaus-
schuss war es schon fast ein amüsanter Vortrag, 
und ich hatte eigentlich geglaubt, dass Sie den Teil 
heute auch noch bringen würden, Herr Kollege 
Wimmer. 

(Wiljo Wimmer [CDU]: Wiederholungen ge-
fallen nicht immer!) 

– Den Rest haben Sie ja wiederholt, nur den Teil mit 
den Plakaten haben Sie weggelassen. – Für die, die 
nicht eingeweiht sind: Herr Wimmer machte sich 
Sorgen, dass die Landschaft verschandelt wird, 
wenn zwei Wochen später eine Stichwahl durchge-
führt wird. Da wir Grünen immer für den Schutz von 
Landschaft und Umwelt sind, könnten wir uns sehr 
wohl anschließen und sagen: Dann verzichten wir 
ganz auf die Plakate. Das ist aber, glaube ich, nicht 
Gegenstand von Auseinandersetzungen im Land-
tag.  

Ich bin sehr froh, dass heute mit den Stimmen von 
vier Fraktionen das Gesetz zur Wiedereinführung 
der Stichwahl – so war zumindest das Abstim-
mungsverhalten im Ausschuss – verabschiedet 
wird. Dass allein die CDU-Fraktion nicht mitstimmt, 
ist in dem Zusammenhang ein wenig schade.  

Die Anhörung – Herr Hübner hat es eben ausge-
führt – war eindeutig. Nahezu alle der anwesenden 
Sachverständigen sich für die Wiedereinführung ei-
ner Stichwahl ausgesprochen. Was ich besonders 
beeindruckend finde, auch darauf hat Herr Hübner 
hingewiesen, ist, dass Herr Wimmer ausgerechnet 
die weitere Qualifizierung der Stichwahl durch „Mehr 
Demokratie“ – also genau das Gegenteil dessen, 
was Sie ordnungspolitisch wollen – auch noch als 
Kronzeugen anführt. Das bedarf einer besonderen 
Dialektik, die ich normalerweise eher links im Par-
lament angesiedelt hatte.  

Aus unserer Sicht wird die Legitimation der Wahl 
der Hauptverwaltungsbeamtinnen und -beamten 
sowohl in den Kreisen als auch in den Städten und 
in den kreisangehörigen Gemeinden deutlich ge-
stärkt. Es gibt eine klare, eindeutige Mehrheit für 
denjenigen und diejenige, die gewählt worden sind. 
Das ist gut für dieses besondere Amt, das aus mei-
ner Sicht auch in besonderer Weise geschützt wer-
den muss und eine besondere Stellung hat. Das 
sieht die Gemeindeordnung ausdrücklich vor.  

(Vorsitz: Präsident Eckhard Uhlenberg) 

Deswegen ist es nicht gut gewesen, die Stichwahl in 
Nordrhein-Westfalen abzuschaffen. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Da die Luft aus dem Thema heraus ist, möchte ich 
mich auch nicht mit längeren Begründungen aufhal-
ten. Die Anhörung war sehr eindeutig zu dem The-
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ma. Nahezu alle angehörten Sachverständigen ha-
ben gesagt: Es ist gut, dass die Stichwahl wieder 
eingeführt wird. Letztlich ist es auch Standard in den 
anderen Bundesländern in Deutschland, es so zu 
machen. Insofern freue ich mich auf eine breite Zu-
stimmung dieses Parlaments.  

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter. – Für die FDP spricht Herr Abgeord-
neter Engel.  

Horst Engel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Seit der Abschaffung 
der kommunalen Doppelspitze und der damit ver-
bundenen Direktwahl zum Hauptverwaltungsbeam-
ten nimmt der Oberbürgermeister und Bürgermeis-
ter vor Ort eine Schlüsselstellung ein, die es unbe-
dingt ausreichend zu legitimieren gilt.  

Schauen wir einmal kurz zurück: Erfahrungen aus 
den Kommunalwahlen 1999 und 2004 zeigten, dass 
sich diese Legitimation auf dem Wege des bis 2007 
geltenden Stichwahlverfahrens nicht immer errei-
chen ließ. Dies lag insbesondere in der tendenziell 
niedrigen Wahlbeteiligung begründet.  

An der Stichwahl in Mönchengladbach nahmen 
1999 beispielsweise nur 30,2 % der Wahlberechtig-
ten teil. 2004 lag die Beteiligung mit 31,3 % kaum 
höher. Ähnliches ereignete sich auch in zahlreichen 
anderen Kommunen. 

Darüber hinaus waren die früheren Stichwahlen als 
eigenständige Wahlergebnisse sehr teuer. Die Kos-
ten hierfür mussten die Kommunen tragen. Nicht 
zuletzt war es in der Vergangenheit oft schwierig, 
eine ausreichende Anzahl an Wahlhelfern für die 
Stichwahl zu mobilisieren. 

(Beifall von der FDP) 

Alles in allem gab es also eine ganze Reihe guter 
Gründe für die damalige schwarz-gelbe Koalition, 
das Stichwahlverfahren im Jahr 2007 abzuschaffen. 

(Beifall von der FDP) 

In der Zwischenzeit haben wir durch die Kommu-
nalwahl 2009 erste Erfahrungen mit der Direktwahl 
von Hauptverwaltungsbeamten ohne Stichwahlver-
fahren sammeln können. Dabei mussten wir fest-
stellen, dass auch die Wahl mit relativer Mehrheit im 
ersten Wahlgang Nachteile hat. Es stellt sich zum 
Beispiel die Frage, ob die Wahl eines Bürgermeis-
ters mit relativer Mehrheit im Bereich von 30 % der 
Stimmenanteile als demokratisch legitimiert ange-
sehen werden sollte. 

Die Kommunalwahl 2009 hat uns mehrerer solcher 
Fälle beschert. Der Verein „Mehr Demokratie“ hat 
sie in seiner Stellungnahme aufgelistet. Darüber 
hinaus mussten wir feststellen, dass viele kleinere 
Parteien bei der vergangenen Wahl gar keine eige-

nen Kandidaten mehr aufgestellt haben. Weil sie 
ihre Position als chancenlos empfanden, haben sie 
sich lieber gleich für die Unterstützung eines poli-
tisch nahen – in Klammern: größeren – Bewerbers 
eingesetzt. Dies ist zwar sicherlich pragmatisch, 
trägt jedoch nicht gerade zur politischen Vielfalt bei. 

Alles in allem lassen sich aus der Erfahrung also 
mindestens ebenso viele Argumente und Beispiele 
für wie gegen die Stichwahl ableiten. Einen absolut 
richtigen oder falschen Weg scheint es nicht zu ge-
ben. Die Rechtsprechung urteilt ähnlich und stellt 
keinem der beiden Verfahren verfassungsrechtliche 
Hürden in den Weg. 

In der erfolgreichen schwarz-gelben Koalition war 
die Zustimmung zur Abschaffung der Stichwahl ein 
Kompromiss. Das wissen die Akteure. Dies war aus 
unserer Sicht sicherlich auch kein Fehler, aber auch 
nie unser ausdrücklicher Wunsch, zumal Nordrhein-
Westfalen – das ist hier auch richtigerweise gesagt 
worden – ohnehin das einzige Bundesland ohne 
Stichwahlverfahren ist. 

(Minister Ralf Jäger: Neben Nordkorea!) 

– Neben Nordkorea. Das lerne ich also jetzt dazu. 
Aber das ist für uns nicht richtungweisend. 

Nach den vorliegenden Erfahrungen, nach Rück-
kopplung mit der kommunalen Ebene halten wir die 
Wiedereinführung der Stichwahl sehr wohl für wün-
schenswert. Diese Aussage findet sich auch in un-
serem Kommunalwahlprogramm 2010. Insofern 
stimmen wir diesem Gesetzentwurf zu. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Engel. – Für die Fraktion Die Linke 
spricht Frau Abgeordnete Demirel. 

Özlem Alev Demirel (LINKE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In diesem Punkt sehen 
wir eine Übereinstimmung mit den Regierungsfrak-
tionen. Selbstverständlich werden wir dem Gesetz-
entwurf zustimmen. Die Wiedereinführung der 
Stichwahl bedeutet für uns mehr Demokratie. Dies 
begrüßen wir ohne Wenn und Aber. 

Wir als Linke hatten auch schon 2007 CDU und 
FDP vorgehalten, dass die Abschaffung der Stich-
wahl ein Fehler ist. Leider haben sich alle unsere 
Befürchtungen von damals in den letzten vier Jah-
ren bestätigt. 

Meine Damen und Herren, so wurden beispielswei-
se bei der letzten Kommunalwahl immerhin 103 
Kandidierende ohne absolute Mehrheit gewählt. 
Wenn man sich die Siegerinnen und Sieger mit dem 
geringsten Stimmenanteil ansieht, dann stellt man 
fest, dass fünf von ihnen weniger als ein Drittel der 
Stimmen erhalten haben und der Unterschied zwi-
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schen dem zweiten und dritten Kandidaten zu den 
nachfolgenden auch ganz minimal war. 

Ich will hier nichts über die Qualität der gewählten 
Kandidatinnen und Kandidaten sagen. Aber wenn 
zusammen genommen mehr Wählerinnen sich für 
andere Kandidatinnen als den Sieger entschieden 
haben, wenn nicht einmal eine Mehrheit derer, die 
abgestimmt haben, hinter der Kandidatin oder dem 
Kandidaten für ein so wichtiges Amt wie ein Ober-
bürgermeisteramt stehen, ganz zu schweigen von 
einer Mehrheit aller Wahlberechtigten, dann ist das 
weder ein gutes Verfahren noch gut für den Amtsin-
haber. 

Meine Damen und Herren, das heutige Verfahren 
schränkt auch die politischen Ausdrucksmöglichkei-
ten der Wählerinnen ein und führt sie womöglich 
gleich zu einer taktischen Stimmabgabe. Damit 
werden kleinere Parteien benachteiligt. Die Wähle-
rinnen können bei einem Stichwahlverfahren im ers-
ten Wahlgang der Kandidatin oder dem Kandidaten 
die Stimme geben, die oder den sie tatsächlich prä-
ferieren, ohne taktische Erwägungen einbeziehen 
zu müssen. 

Aber nicht nur die kleineren Parteien, alle Parteien 
werden genötigt, je nach Lage vor Ort womöglich 
auf eigene Kandidaten zu verzichten und sich auf 
den oder die tatsächlich oder vermeintlich aus-
sichtsreichste Kandidatin zu verständigen, ohne 
dass in einem ersten Wahlgang festgestellt werden 
konnte, wer denn wirklich am aussichtsreichsten ist. 
Damit werden den Bürgerinnen bisher Mitbestim-
mungsrechte vorenthalten, die sie mit der Stichwahl 
wieder haben werden. 

Kolleginnen und Kollegen, eine Frage an Sie: Wenn 
diesen Sonntag OB-Wahlen wären, wer würde dann 
vielerorts wissen, ob beispielsweise ein SPD-
Kandidat oder ein grüner Kandidat oder vielleicht 
gar ein linker Kandidat aussichtsreicher wäre? 

(Beifall von der LINKEN) 

Sowohl die Wählerinnen als auch die Parteien ha-
ben also bei einem Stichwahlverfahren mehr politi-
sche Handlungsmöglichkeiten. Das begrüßen wir. 

Meine Damen und Herren, wir freuen uns über die-
se Initiative der Landesregierung zu diesem Ge-
setzentwurf, der die Fehler der Rüttgers-Regierung 
wieder gerade biegt und mehr Demokratie ermög-
licht. Diesen ersten Schritt in die richtige Richtung 
werden wir gemeinsam gehen. 

(Beifall von der LINKEN) 

Ob SPD und Grüne dann auch den nächsten Schritt 
hin zu mehr Demokratie mitgehen wollen, nämlich 
die Einführung der Abwahlmöglichkeiten von 
Hauptverwaltungsbeamten, sprich die Oberbürger-
meisterabwahl, und unserem Gesetz dann zustim-
men werden – vielleicht sogar die FDP –, ist die 
nächste spannende Frage. Aber die Zeichen dafür 

stehen im Moment gut. Im Mai wird es vielleicht 
endlich so weit sein. 

Aber heute werden wir gemeinsam mit Herrn Engel, 
Herrn Herter und Herrn Mostofizadeh erst einmal für 
die Wiedereinführung der Stichwahl stimmen. – Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der LINKEN) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete Demirel. – Für die Landesregierung 
spricht Herr Minister Jäger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Auch aufgrund der Tat-
sache, dass die Landesregierung so lange reden 
darf wie sie will, will ich, Herr Wimmer, auf den 
geilsten Fußballclub der Welt eingehen. Erst einmal 
vorausgeschickt: Am 21. Mai habe ich die Bürde zu 
tragen, beim Pokalfinale in Berlin die Landesregie-
rung zu vertreten. Ich werde dies schultern. 

(Beifall von Reiner Priggen [GRÜNE]) 

Ich glaube auch, dass Schalke 04 in dieser Saison 
einen außerordentlich guten Abschluss hinbekom-
men wird: Drei bis sieben Punkte vom Abstiegsplatz 
entfernt, Halbfinalist in der Champions League und 
– jetzt kommt es, Herr Wimmer – Vizepokalsieger. 

(Allgemeine Heiterkeit)  

Der Gesetzentwurf – so habe ich es den Beratun-
gen entnehmen dürfen – findet eine breite parla-
mentarische Mehrheit: Vier Fraktionen beabsichti-
gen, ihm zuzustimmen. Es sind Argumente vorge-
tragen worden, denen ich kaum noch etwas hinzu-
zufügen habe, außer der Tatsache, dass ich glaube, 
es ist ein guter Weg, die Hauptverwaltungsbeamten 
in Nordrhein-Westfalen mit einer größeren demo-
kratischen Legitimation auszustatten und das zu 
ermöglichen, was es fast überall in den Demokra-
tien der Welt gibt, nämlich eine Stichwahl.  

Deshalb freue ich mich, dass das Parlament ganz 
offensichtlich diesem Gesetzentwurf der Landesre-
gierung folgen will. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen mehr vor.  

Wir sind damit am Schluss der Beratung. Der Aus-
schuss für Kommunalpolitik empfiehlt in der Be-
schlussempfehlung Drucksache 15/1696, den 
Gesetzentwurf Drucksache 15/975 unverändert an-
zunehmen. Wer dem seine Zustimmung geben 
kann, bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann 
dem nicht seine Zustimmung geben? – Wer enthält 
sich? – Damit sind die Beschlussempfehlung und 
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der Gesetzentwurf mit Stimmen von SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, FDP und Linke gegen die Stimmen 
der CDU-Fraktion angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 

8 Gesetz zur Gleichstellung der eingetragenen 
Lebenspartnerschaft mit der Ehe im Besol-
dungs- und Versorgungsrecht 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/1269 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 15/1520 

zweite Lesung 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Ich weise da-
rauf hin, dass die Fraktion der CDU die Durchfüh-
rung einer dritten Lesung und Rücküberweisung an 
den Haushalts- und Finanzausschuss beantragt.  

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf. Der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss empfiehlt in der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 15/1520, den Gesetzentwurf 
Drucksache 15/1269 unverändert anzunehmen. 
Wer dem seine Zustimmung geben kann, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht 
seine Zustimmung geben? – Wer enthält sich? – 
Damit ist der Gesetzentwurf mit Stimmen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen von 
CDU und FDP bei Enthaltung der Fraktion Die Linke 
angenommen. 

Wir müssen diesen Gegenstand noch rücküberwei-
sen. Es geht um den Gesetzentwurf der Landesre-
gierung Drucksache 15/1269. Ich habe eben darauf 
hingewiesen, dass in dritter Lesung die Beratung 
am 18./19. Mai vorgesehen ist. Dazu ist eine Rück-
überweisung notwendig. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist die Rücküberweisung mit 
den Stimmen von Abgeordneten aller Fraktionen 
erfolgt. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 

9 Mobilität und soziale Teilhabe sind Grund-
rechte – Ein landesweites Sozialticket ist eine 
Notwendigkeit 

Antrag 
der Fraktion DIE LINKE 
Drucksache 15/1682 

Ich eröffne die Beratung und gebe für die Fraktion 
Die Linke der Frau Abgeordneten Dr. Butterwegge 
das Wort. 

(Beifall von der LINKEN) 

Dr. Carolin Butterwegge (LINKE): Danke, Herr 
Präsident. – Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Unser heutiger Antrag 
greift die seit Jahren von Sozialverbänden, Gewerk-
schaften und Initiativen geforderte Einführung eines 
landesweiten Sozialtickets auf.  

Er ist brandaktueller denn je, da ja, wie die heutige 
Presse berichtet, selbst das seit Jahren angekün-
digte Sozialticket für den VRR nun vor dem Aus 
steht. Seit Jahren steigen die Preise für den öffentli-
chen Personennahverkehr beständig, die Einkom-
men gehen zurück, immer mehr Menschen fallen in 
Hartz IV, die Zahl der Armen – ob mit oder ohne Ar-
beit – steigt. Gerade Erwerbslose sind in ihrer Mobi-
lität eingeschränkt. Das ist politisch auch so gewollt, 
was nicht nur der viel zu geringe Hartz-IV-Regelsatz 
ausdrückt, sondern auch die faktische Residenz-
pflicht gegenüber dem eigenen Wohnort bzw. des-
sen Jobcenter. 

Für uns Linke ist Mobilität aber ein Menschenrecht,  

(Beifall von der LINKEN) 

dessen Inanspruchnahme jedem auch faktisch 
möglich sein muss, und zwar unabhängig vom Be-
schäftigtenstatus und der Einkommenslage. Des-
wegen tritt Die Linke für ein Sozialticket ein als ei-
nen Weg dahin, damit die Grundrechte auf Mobilität 
und soziale Teilhabe auch tatsächlich eingelöst 
werden können. 

(Beifall von der LINKEN) 

Auch aus umwelt- und energiepolitischen Motiven 
wollen wir dieses Sozialticket. Es ist ein aktiver Bei-
trag zum Ausstieg aus der Autogesellschaft. Von 
der Einführung eines Sozialtickets profitieren alle – 
die Bürgerinnen und Bürger in den Städten und ins-
besondere auf dem Land. Die Einführung eines sol-
chen Tickets würde auch deutlich machen, dass 
das Land das Bedürfnis nach Mobilität für alle poli-
tisch unterstützt. Das ist gerade für ländliche Regio-
nen und gegen die dort stattfindenden Streckenstill-
legungen und Fahrtaktausdünnungen im ÖPNV ein 
starkes und wichtiges Signal. 

Nun hat die Landesregierung mit dem Haushalt 
2011 erstmals Mittel für ein Sozialticket bereitge-
stellt. Wir begrüßen das im Grundsatz, doch über 
das von Ihnen vertretene Anreizmodell werden wir 
noch diskutieren müssen; das ist einfach viel zu 
wenig. 

(Beifall von der LINKEN) 

Sie werden dadurch den Flickenteppich an sozialen 
Dienstleistungen noch vergrößern und stehlen sich 
damit aus Ihrer Verantwortung, gleichwertige Le-
bensverhältnisse zu garantieren. Zudem haben Sie 
noch überhaupt nicht die grundsätzlichen Bedin-
gungen geklärt. Was ist beispielsweise mit Kommu-
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nen in der Haushaltssicherung? Dürfen diese den-
noch, wie von Ihnen eingeplant, Gelder in ein Sozi-
alticket investieren? – Nach der bisherigen Rege-
lung nicht. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Welche bisherige 
Regelung denn? Es gibt doch noch gar kei-
ne!) 

Damit wird das Sozialticket aber gerade in den 
Kommunen, die es am dringendsten brauchen, 
nicht umgesetzt werden können.  

Außerdem müssen Sie als Landesregierung auch 
Qualitätsstandards setzen. Ansonsten besteht die 
Gefahr, dass die Landesmittel gar nicht bei den 
Menschen ankommen, sondern – wie auch die Zei-
tungen heute schrieben – womöglich durch Ver-
kehrsverbünde abgegriffen werden; der Skandal um 
die Einführung des Sozialtickets im VRR spricht ja 
hier Bände. Das jetzt geplante Hannoveraner Mo-
dell hat mit dem, was im VRR-Koalitionsvertrag 
steht, ja nicht mehr viel zu tun. 

Sie haben auch überhaupt noch nicht geklärt, ob ein 
Sozialticket nur ein Mobilitätsticket ist, das ist ein 
weiterer Punkt. Wir, Die Linke, und zahlreiche Initia-
tiven sagen Nein – ein Sozialticket muss einen ver-
günstigten bzw. kostenfreien Zugang zu kommuna-
len und landeseigenen Kultur-, Sozial- und Bil-
dungseinrichtungen beinhalten. 

(Beifall von der LINKEN)  

Ich verweise auf viele hervorragende Modelle wie 
beispielsweise den in meiner Heimatstadt Köln ein-
gerichteten Köln-Pass. 

Die Linke will einen solchen Pass für NRW – die 
NRW-Card. – Wir wollen dadurch Menschen mit ge-
ringem Einkommen die gesellschaftliche Teilhabe 
und Mobilität praktisch und landesweit ermöglichen. 
Die Entwicklung einer solchen NRW-Card muss in 
Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbän-
den und den Verkehrsverbünden erfolgen. Diese 
müssen natürlich eingebunden werden. Das Ziel ist 
zuvor klar zu formulieren.  

Deswegen haben wir heute diesen Antrag für ein 
landesweites Sozialticket eingebracht. Wir wollen in 
Nordrhein-Westfalen einen gesellschaftlichen Kon-
sens erreichen: Mobilität und soziale Teilhabe für 
alle. – Ich freue mich auf die Ausschussberatungen. 
Vielen Dank. 

(Beifall von der LINKEN) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Frau 
Dr. Butterwegge. – Für die Fraktion der CDU spricht 
Herr Abgeordneter Post. 

Norbert Post (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich finde es toll, was 
wir alles für die Bürgerinnen und Bürger wünschen. 
Ich finde es klasse. Es muss nur bezahlt werden. 

Wir wissen jetzt schon, dass die 30 Millionen €, die 
die Regierung vorgesehen hat, bei Weitem nicht 
reichen. Es werden auch nicht die 100 Millionen € 
reichen, die Sie fordern. Nach den Rechnungen des 
VRR werden es mit Sicherheit 150 Millionen € wer-
den.  

Wir können uns da also ins Unermessliche steigern. 
Wenn wir solche Wünsche haben und Sozialtickets 
wollen, müssen wir wissen, was sie kosten. Wir 
müssen wissen, was wir machen können. Ich weiß 
sehr wohl, dass die CDU-Fraktion zusammen mit 
den Grünen beim VRR ein solches Ticket beantragt 
hat. Ich halte diesen Ansatz sicherlich auch für ei-
nen wünschenswerten Weg. Ich halte es aber nicht 
für den richtigen Weg, zu sagen, wir beschließen es 
und das Land bezahlt es schon. Darüber müssen 
wir noch reden. 

(Beifall von der CDU) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Danke schön, 
Herr Abgeordneter Post. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Herr Kollege Neumann. 

Josef Neumann (SPD): Herr Präsident! Kollegin-
nen und Kollegen! Gemeinsam mit unserem grünen 
Koalitionspartner unterstützen wir aktiv die Einfüh-
rung eines Sozialtickets bei uns in Nordrhein-
Westfalen. Weil wir der festen Überzeugung sind, 
dass die räumliche Mobilität und die gesellschaftli-
che Teilhabe in einem Flächenland wie dem unsri-
gen sichergestellt sein müssen, haben wir uns im 
Koalitionsvertrag vom Juli vergangenen Jahres da-
rauf verständigt, die flächendeckende Einführung 
von Sozialtickets in den jeweiligen Zweckverbünden 
zu unterstützen.  

Wir wollen, dass Sozialtickets sowohl zu einer so-
zialen wie auch zu einer ökologischen Erfolgsge-
schichte in unserem Bundesland werden. Seitens 
CDU und Grünen hat man sich bereits vor der 
Landtagswahl zusammen mit dem Verkehrsverbund 
Rhein-Ruhr auf die Einführung eines Sozialtickets 
verständigt. Das ist eben schon gesagt worden.  

Im Gegensatz zur vormaligen schwarz-gelben Lan-
desregierung und der sie einst tragenden Mehrheit 
hier im Hohen Hause wollen und werden wir dieje-
nigen Kommunen und Verbünde finanziell unter-
stützen, die Sozialtickets eingeführt haben oder dies 
in Zukunft tun wollen. Selbstverständlich darf dabei 
nicht außer Acht gelassen werden, dass das EU-
Recht, kommunale Vorschriften und nicht zuletzt 
das hohe Gut der garantierten kommunalen Selbst-
verwaltung beachtet sein müssen.  

Meine Damen und Herren, so holzschnittartig, wie 
die Fraktion Die Linke die Sachlage im vorliegenden 
Antrag darstellt, ist es mit den Detailproblemen frei-
lich nicht. Einfach den in Hartz IV vorgesehenen 
Regelsatz von 15 € zu nehmen und zu fordern, alle 
Unterdeckungen habe der Landeshaushalt zu über-
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nehmen, scheitert an verfassungsrechtlichen, ge-
setzlichen und finanziellen Realitäten. Wir können 
auch nicht die Augen vor kostentreibenden Vorga-
ben und unmäßigem Verwaltungsaufwand ver-
schließen. Schließlich ist für uns ein wichtiger As-
pekt, dass die Bundesregierung gefordert ist, im 
Hartz-IV-Regelsatz die Mobilität der Menschen mit 
einem angemessenen Betrag zu berücksichtigen 
und damit auch die flächendeckende und ausrei-
chende Mobilität sicherzustellen. 

Wie ernst es Rot-Grün bei uns in Nordrhein-
Westfalen mit der landesseitigen Unterstützung von 
Sozialtickets ist und wie sich der rechtliche und poli-
tische Hintergrund der Entscheidungsfindung dar-
stellt, konnten die Mitglieder des zuständigen Aus-
schusses für Bauen, Wohnen und Verkehr bereits 
der entsprechenden Information des Ministeriums 
entnehmen. 

Derzeit sind 15 Millionen € für die zweite Jahreshälf-
te 2011 sowie jeweils 30 Millionen € für die Jahre 
2012 bis 2014 als Landesmittel für das Sozialticket 
vorgesehen. Damit wird deutlich: Wir stehen zu un-
serem Ziel, mit Sozialtickets die gesellschaftliche 
Teilhabe an der Mobilität auch für einkommens-
schwache Familien und Menschen sicherzustellen.  

Vor diesem Hintergrund stimmt die SPD-
Landtagsfraktion der Überweisung an den Aus-
schuss zu. Dabei möchte ich anmerken, eigentlich 
wäre der zuständige Ausschuss für Bauen, Wohnen 
und Verkehr wahrscheinlich auf andere Weise ge-
fragt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Kollege Neumann. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Abgeordneter Klo-
cke. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Kollege von der SPD hat 
schon gesagt, Ziel der Landesregierung ist die Ein-
führung des Sozialtickets. Das war auch auf vielen 
Veranstaltungen beim Landtagswahlkampf ein 
Thema. Wir haben das häufig bei Veranstaltungen 
des DGB und in den Kommunen diskutiert. Daran 
halten wir auch fest. 

Wir müssen in der Umsetzung feststellen, dass es 
in manchen Regionen gute Konzepte und Vorüber-
legungen gibt. 

(Zuruf von Norbert Post [CDU]) 

– Nein, nein, Herr Post. Der NVR hat sehr gute Vor-
überlegungen. Wir sind sicher, dass im Herbst im 
Rheinland… 

(Zuruf von Norbert Post [CDU]) 

– Nein, nein. Das stimmt überhaupt nicht. 

(Zuruf von Norbert Post [CDU]) 

– Dann kennen Sie andere Zahlen als ich. Ich ken-
ne die Zahl von 4,9 Millionen €. Ich habe letzte Wo-
che noch mit dem Geschäftsführer vom NVR zu-
sammengesessen. 

(Zuruf von Norbert Post [CDU]) 

– Nein. Wir wollen kein Zwiegespräch führen. Aber 
es geht um ein umfassendes Sozialticket im Rhein-
land. Es wird im Herbst an den Start gehen.  

Im VRR ist es deutlich schwieriger. Das ist heute 
auch Thema in der „Westfälischen Rundschau“. 
Kollegin Butterwegge hat es angesprochen. Wir 
sind in regelmäßigen Gesprächen mit dem VRR. 
Man muss sagen, der VRR ist in diesem Bereich ein 
unbeweglicher Tanker. Es scheitert schon an einer 
vernünftigen Verwaltungsvorlage im VRR. Der VRR 
glaubt, dass das Sozialticket nicht nur anteilig vom 
Land mit einem Zuschuss übernommen wird, son-
dern dass es vom Land Nordrhein-Westfalen einen 
Vollzuschuss geben soll. Und das kann es nicht ge-
ben.  

Wir wollen ein Anreizangebot. Wir wollen, dass das 
Sozialticket auf den Weg kommt. Aber das Land 
Nordrhein-Westfalen wird nicht die Sozialtickets für 
alle Bürgerinnen und Bürger komplett finanzieren. 
Das haben wir im Koalitionsvertrag klar festgelegt, 
und so werden wir das entsprechend umsetzen. 

Liebe Kollegin Butterwegge, deswegen ist der An-
trag der Linken, grundsätzlich in Richtung Sozialti-
cket zu gehen, zwar richtig, aber an dem Punkt, bei 
dem Sie 100 Millionen € fordern, schießt er natürlich 
weit übers Ziel hinaus.  

Wir sagen klar, auch mit Blick auf den Haushalt: Wir 
wollen anteilig an den Start gehen, wir wollen aber 
auch, dass die Kommunen, die es sich leisten kön-
nen, die keinen Nothaushalt haben, und die Ver-
kehrsverbünde, die beteiligt sind, Teile der Kosten 
übernehmen. Wir haben nicht vor, als Land 100 % 
der Kosten zu übernehmen.  

Deswegen brauchen wir auch keine 100 Millionen €, 
sondern glauben nach unseren jetzigen Planungen, 
dass 30 Millionen € im Jahr in Nordrhein-Westfalen 
ausreichend sind. 

(Wolfgang Zimmermann [LINKE]: Wir arbei-
ten nur euer Wahlprogramm ab!) 

– Natürlich arbeiten wir das Wahlprogramm ab. Das 
ist ja schön, wenn es da eine Gemeinsamkeit gibt. 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter Klocke, würden Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Zimmermann zulassen? 

Arndt Klocke (GRÜNE): Würde ich zulassen, ja. 
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Präsident Eckhard Uhlenberg: Ach, Frau Dr. But-
terwegge hat sich gemeldet. Bitte schön. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Ja, okay. 

Dr. Carolin Butterwegge (LINKE): Herr Klocke, 
gehen Sie davon aus – Sie sprachen von 30 Millio-
nen € im Jahr, die veranschlagt seien –, dass die für 
ganz NRW reichen würden? 

Arndt Klocke (GRÜNE): Davon gehen wir nach 
dem jetzigen Stand aus. Das ist entsprechend 
durchkalkuliert worden. Aber wir müssen jetzt ab-
warten, dass die drei Verkehrsverbünde, die wir im 
Land haben, entsprechende Planungen vorlegen; 
von einem habe ich gesprochen, vom NVR, aber 
auch die Westfalen und der VRR müssen es tun. 
Da muss man gegebenenfalls gucken, ob diese 
30 Millionen € ausreichen. Wir gehen zum jetzigen 
Zeitpunkt davon aus, dass das ausreicht.  

Und wir setzen vor allen Dingen auf einen Schnee-
balleffekt – einen Schneeballeffekt, den es auch bei 
anderen Ticketangeboten im Land gegeben hat. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Der Winter ist aber 
vorbei!) 

Das ist ja nicht das erste Ticket, das an den Start 
geht. Auch beim Semesterticket,  

(Zuruf von Rüdiger Sagel [LINKE]) 

das Rüdiger Sagel, der gerade dazwischenruft, aus 
Münster gut kennt, war es so, dass es zunächst drei 
oder vier Hochschulen im Land waren, die das Se-
mesterticket eingeführt haben. Danach, nachdem 
das Modell eingeführt war, nachdem klar war, dass 
sich das Ticket mit einem solchen Betrag rechnen 
würde, sind fast alle anderen Hochschulen in Nord-
rhein-Westfalen an den Start gegangen.  

Wir beraten das gern im Ausschuss. Wir Grünen 
stimmen auf jeden Fall der Überweisung zu. 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Würden Sie noch 
eine Zwischenfrage von Frau Beuermann zulassen? 

Arndt Klocke (GRÜNE): Ich würde auch noch eine 
Zwischenfrage von Frau Beuermann zulassen. 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön, Frau 
Beuermann. 

Bärbel Beuermann (LINKE): Herzlichen Dank, 
Herr Klocke. – Ich möchte noch einmal die Frage 
wiederholen: Gehen Sie davon aus, dass die 30 Mil-
lionen € für ein Sozialticket – flächendeckend – in 
Nordrhein-Westfalen ausreichend sind? 

(Zuruf von Christof Rasche [FDP]) 

– Ich sagte „flächendeckend“. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Frau Beuermann, davon 
gehen wir aus, weil wir von einer anteiligen Bezu-
schussung ausgehen und nicht von einer Komplett-
übernahme der Kosten. Wir sind in intensiven Ge-
sprächen mit dem VRR, weil der VRR die Vorstel-
lung hat, dass wir quasi eine Vollbezuschussung 
übernehmen. Die würde, auch nach dem Gutach-
ten, das die Verbünde in Auftrag gegeben haben, 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [LINKE]) 

35 oder 40 Millionen € ausmachen. Das sehen wir 
aber nicht so. 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Und der Abgeord-
nete Herr Schmeltzer hat auch noch eine Zwischen-
frage. Lassen Sie die zu? 

Arndt Klocke (GRÜNE): Bei einer so kurzen Rede 
fünf Zwischenfragen! Ich fühle mich fast geadelt. 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter, er interessiert sich auch noch einmal für das 
Thema. Lassen Sie dies zu? 

Arndt Klocke (GRÜNE): Die lasse ich zu, Herr 
Präsident. Ja, gerne. 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Ja, bitte schön, 
Herr Abgeordneter Schmeltzer. 

Rainer Schmeltzer (SPD): Wir sehen Sie alle ger-
ne so lange am Rednerpult: Deswegen machen wir 
das so. 

Herr Kollege Klocke, können Sie bestätigen, dass 
sowohl im Koalitionsvertrag als auch in allen Ge-
sprächen zur Einführung eines Sozialtickets unter 
dem Gesichtspunkt des jetzigen und des für die Zu-
kunft avisierten Haushaltsansatzes in Höhe von 
30 Millionen € immer von einer Bezuschussung und 
nie von einem kostendeckenden Ausgleich die Re-
de war? 

Arndt Klocke (GRÜNE): Ja, Herr Kollege. Das 
kann ich bestätigen. Ich habe es schon am Anfang 
meiner Rede gesagt: Es geht um eine Bezuschus-
sung vonseiten des Landes. Wir wollen dieses Pro-
jekt an den Start bringen. Es geht darum, Mobilität 
und Teilhabe in der Gesellschaft zu gewährleisten. 
Wir wollen das von Landesseite aus unterstützen.  

Wir wollen es nicht und wir können es sowohl aus 
finanziellen wie auch aus anderen Gründen nicht, 
dass das Sozialticket als landesweiter Zuschuss 
aus der Haushaltskasse des Landes bezahlt wird. – 
Das als Antwort. 



Landtag   15.04.2011 

Nordrhein-Westfalen 3202 Plenarprotokoll 15/33 

 

Wir werden das im Herbst nicht nur weiterverfolgen 
und auch begutachten, sondern wir werden es ins-
besondere im Rheinland verfolgen, wenn im NVR 
das erste Sozialticket auf den Weg kommt. Wir sind 
in intensiven Gesprächen mit den beiden anderen 
großen Verbünden, machen auch Druck und hoffen 
auf die Unterstützung auch vonseiten der CDU, 
Herr Post. Ich habe es eben so verstanden, dass 
Sie grundsätzlich dem ganzen Projekt gegenüber 
aufgeschlossen sind. 

(Zuruf von Norbert Post [CDU]) 

– Zu den Finanzen habe ich eben Stellung genom-
men. Das muss anteilig übernommen werden. Dann 
hat es auch eine vernünftige Perspektive.  

Wir werden das im Ausschuss weiter diskutieren. 
Deswegen werden wir der Überweisung dieses An-
trages zustimmen. – Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Klocke. – Für die FDP-Fraktion 
spricht der Abgeordnete Rasche. 

Christof Rasche
*)
 (FDP): Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Wir haben schon lange und oft über das 
Sozialticket diskutiert. Immer wieder stellte sich die 
Frage, wie das finanziert werden soll. Gerade SPD 
und Grüne haben vor der Landtagswahl, also im 
Wahlkampf und auch danach, immer wieder in 
Richtung Wählerschaft dieses Sozialticket verspro-
chen. 

Heute kommt auf einmal die Aussage – ich habe die 
damals im Wahlkampf nicht so wahrgenommen: Ja, 
das können auch die Kommunen bezahlen. Wir wol-
len es nur bezuschussen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Es hat nie eine 
andere Aussage gegeben!) 

Liebe Damen und Herren von SPD und Grünen, die 
Kommunen haben das Geld auch nicht, ganz im 
Gegenteil. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Der Herr Innenminister hat uns doch erklärt: Nur 
acht Kommunen in Nordrhein-Westfalen können ih-
ren Haushalt noch ausgleichen. – Die Kommunen 
können das Ticket also nicht bezahlen. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Sie haben das Sozialticket versprochen, haben nur 
vergessen, es dann finanziell im Haushalt zu hinter-
legen. Die Systematik ist immer wieder vergleich-
bar: Immer dann, wenn SPD und Grüne etwas ver-
sprechen, es dann aber aus finanziellen Gründen 
nicht einhalten können, kommt die Linke, hakt ein 
oder grätscht rein, stellt einen Antrag, der genau ih-

ren Zielen entspricht, und stellt dann auf einmal 100 
oder 200 Millionen € in den Raum. Das ist natürlich 
finanzpolitisch abenteuerlich, aber politisch genau 
richtig. 

Natürlich erwartet nicht nur die Linke, sondern auch 
die Bevölkerung, dass Sie von SPD und Grünen 
endlich einmal Ihre Wahlversprechen einhalten. 

(Beifall von der LINKEN) 

Nichts Dergleichen, vor allem nicht beim Sozialti-
cket, Meine Damen und Herren. 

Die „Westfälische Rundschau“ berichtet heute – Sie 
haben das in der Presseschau gesehen – ausführ-
lich über die Probleme von CDU und Grünen im 
VRR. CDU und SPD wollen gemeinsam das Sozial-
ticket killen. Sie wollen Mehrfachfahrkarten oder 
Tagestickets zur Verfügung stellen. Das steht da 
heute schwarz auf weiß.  

Ich möchte zum Schluss aus einem Bericht zitieren. 
Da heißt es:  

Erst im Februar erklärte VRR-Vorstand Dr. Klaus 
Vorgang – Dr. Vorgang gehört der SPD an, steht 
Ihnen so sehr nahe und zählt zu Ihren Beratern –, 
„das Sozialticket könne nicht eingeführt werden, 
weil die rot-grüne Landesregierung ‚nur‘ 30 Millio-
nen“ dafür zur Verfügung stellen wolle. – Das ist al-
so finanziell nicht hinterlegt. Ihre eigenen Fachleute 
beweisen das und schreiben es nieder, damit Sie es 
endlich wahrnehmen.  

Aber natürlich stimmen wir als FDP-Fraktion der 
Überweisung zu und freuen uns auf die Diskussion 
im Ausschuss. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Voigtsberger.  

Harry Kurt Voigtsberger, Minister für Wirtschaft, 
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die Landesregie-
rung sieht im Angebot von Sozialtickets einen we-
sentlichen Beitrag zur Teilhabe einkommenschwä-
cherer Bürgerinnen und Bürger an der gesell-
schaftlichen Mobilität.  

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Sehr gut!) 

Wir wissen, dass das für die Zukunft immer wichti-
ger wird. Deshalb stellen wir uns auch diesem 
Thema und werden ab Mitte dieses Jahres alle 
Kommunen und Verbünde, die ein Sozialticket be-
reits eingeführt haben oder einführen, finanziell un-
terstützen. Wir wissen aber auch, dass Haushalts-
mittel nur begrenzt zur Verfügung stehen. Derzeit 
sind 15 Millionen € für die verbleibende zweite Jah-
reshälfte 2011 veranschlagt. Die mittelfristige Fi-
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nanzplanung von 2012 bis 2014 sieht dann 30 Milli-
onen € pro Jahr für das Sozialticket vor.  

Gäben wir als Land jedoch verbindliche Höchstprei-
se beim Sozialticket – wie die hier geforderten 15 € 
für ein Monatsticket – vor, dann würden die kom-
munalen Aufgabenträger gegenüber den Verkehrs-
unternehmen für die so entstehende Unterdeckung 
rechtlich voll ausgleichspflichtig werden.  

(Beifall von der FDP) 

Das Land müsste dann, wollte es die Kommunen 
dabei real unterstützen, eigene Haushaltsmittel im 
Umfang von weit mehr als 100 Millionen € zur Ver-
fügung stellen.  

Wir brauchen ein Verfahren ohne die Kosten nach 
oben treibende Vorgaben und ohne großen Verwal-
tungsaufwand bei der Ausgleichsberechnung. Des-
halb werden wir die ohnehin zuständigen Aufgaben-
träger und Verkehrsunternehmen vor Ort entschei-
den lassen, ob und zu welchen konkreten Konditio-
nen sie ein Sozialticket anbieten können. Sie kön-
nen unter Berücksichtigung ihrer jeweiligen Situati-
on ein attraktives Angebot zu einem vertretbaren 
Abnahmepreis finden. Nur sie können Synergien 
nutzen, verfügen über die notwendigen Kenntnisse 
zu den konkreten Mobilitätsbedürfnissen, zum tat-
sächlichen Fahrverhalten und zur richtigen Preiskal-
kulation für die entsprechende Zielgruppe.  

Wir haben gemeinsam mit externen Experten vor 
allem aus Verkehrsverbünden und Unternehmen 
lediglich die grundsätzlichen Anforderungen an ein 
Sozialticket erarbeitet. Diese lauten: Ein Sozialticket 
sollte mindestens eine Fahrtberechtigung im ÖPNV 
für eine kreisfreie Stadt bzw. für einen Kreis umfas-
sen. Denkbar ist jedoch auch eine Lösung, die sich 
mit unterschiedlichen Sozialtickettarifen an Preisstu-
fen orientiert. Es kann sich dabei um Monatstickets, 
aber auch um mehrere Tagestickets oder 4er-
Tickets handeln, wie es derzeit vom VRR geprüft 
wird.  

Das Sozialticketangebot muss preislich spürbar un-
ter dem günstigsten vergleichbaren Regeltarifange-
bot liegen. Nur dann kann es Wirkung entfalten.  

Im Übrigen behalten die Aufgabenträger sowie die 
tarifverantwortlichen Verkehrsunternehmen ihre vol-
le Gestaltungsfreiheit. Ich denke, da ist, bei ent-
sprechenden Kombinationen, noch eine Menge an 
Synergien möglich.  

Das Land gewährt einen finanziellen Anreiz bzw. 
eine Hilfe, wobei ich sagen muss, dass 30 Millio-
nen € jährlich, gemessen an dem Nichts, das unse-
re Vorgängerregierung für ein Sozialticket bereitge-
stellt hat, nun wirklich nicht wenig ist.  

(Beifall von der SPD) 

Ich denke, das ist ein guter Einstieg. Wir sollten damit 
Erfahrungen sammeln. Mit entsprechendem Abstand 

können wir die Diskussion dann fortsetzen. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr 
Minister Voigtsberger. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vor. Wir sind damit am 
Schluss der Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 15/1682 an den Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit, Soziales und Integration – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Bau-
en, Wohnen und Verkehr. Die abschließende Be-
ratung und Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer dem 
seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Wer kann dem nicht seine Zu-
stimmung geben? – Wer enthält sich? – Damit ist 
die Überweisung einstimmig beschlossen.  

Ich rufe auf: 

10 NRW lässt die Opfer neofaschistischer Ge-
walt nicht allein – Einrichtung von Bera-
tungsstellen für Betroffene rechter Gewalt 

Antrag 
der Fraktion DIE LINKE 
Drucksache 15/1685 

Ich eröffne die Beratung und gebe das Wort der 
Frau Abgeordneten Conrads.  

Anna Conrads (LINKE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Lassen Sie mich, bevor ich 
in die Begründung des Antrags einsteige, kurz an-
merken:  

Wir reden heute über ein Thema, auf das die CDU 
meistens in einer bestimmten, gewohnten und oft 
auch gerne krawallartigen Manier reagiert. Immer 
wird nach dem gleichen Schema gesagt, die wahre 
Gewalt ginge von Links aus, Links sei gleich Rechts 
und man müsse Linksextremismus bekämpfen. Ich 
habe gesehen, dass gleich Herr Lehne reden wird, 
der ja einige Anfragen zum Thema Linksextremis-
mus gestellt hat.  

Lassen Sie mich einfach vorweg klarstellen: Die 
Gleichsetzung von Links und Rechts ist und bleibt 
falsch.  

(Beifall von der LINKEN) 

Eine solche Gleichsetzung befördert eine Verharm-
losung der Gefahr, die von rechter Gewalt ausgeht, 
und sie ist ein Hohn für die rund 140 Opfer rechter 
Gewalt, die es seit 1990 gegeben hat.  

(Beifall von der LINKEN und von Serdar 
Yüksel [SPD]) 
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Sehr geehrte Damen und Herren von der CDU, alle 
Ostbundesländer – auch die CDU-regierten –, aber 
auch Bayern und Rheinland-Pfalz haben Bera-
tungsstellen für Opfer von rechter Gewalt.  

Wie arbeiten die? – Das sind interdisziplinär zu-
sammengesetzte Teams mit Sozialpädagogen, mit 
Juristen und mit Leuten, die sich mit Recherche und 
Journalismus auskennen. Sie arbeiten „aufsu-
chend“.  

Warum trauen sich so wenig Leute, sich Hilfe zu ho-
len, wenn sie Opfer eines rechten Übergriffes wer-
den? – Oftmals betroffen sind Asylbewerber und 
Migrantinnen und Migranten, die in ihrem Herkunfts-
land schlimme Erfahrungen mit staatlichen Instituti-
onen und der Polizei gemacht haben, Obdachlose, 
die keine Lobby haben, oder alternativ wirkende Ju-
gendliche, die Angst haben, sich an offizielle Stellen 
zu wenden.  

Diese werden von den Opferberatungsstellen erst 
einmal aufgefangen. Es werden dann Verbindungen 
vermittelt, auch zu den Institutionen der Justiz und 
auch zur Polizei. Gemeinsam wird beraten, wie man 
vorgeht.  

Diese Opferberatungsstellen leisten vor allen Din-
gen in Thüringen, in Sachsen-Anhalt, in Sachsen 
seit Jahren absolut notwendige, unerlässliche Arbeit 
und bearbeiten eine Vielzahl von Fällen.  

Warum brauchen wir das auch hier in NRW? – Die 
Große Anfrage, die Die Linke an die Landesregie-
rung gestellt hat, offenbart es alleine durch die Zah-
len. Jedes Jahr kommt es in NRW zu rund 5.000 
Straftaten mit rechtem Hintergrund. Das sind etwa 
100 pro Woche.  

Darunter sind viele antisemitische Straftaten. Die 
Dunkelziffer dürfte noch viel höher liegen.  

Es sind rund 150 Gewalttaten, verbunden mit kör-
perlicher Gewalt, mit Bedrohung. In Dortmund und 
in der Region Aachen sind Schwerpunkte; das zeigt 
sich in den Statistiken der Landesbehörden ganz 
deutlich. Dort gehören Anschläge auf Privatwoh-
nungen von Nazigegnern und engagierten Bürgern, 
auf Autos, auf Büros inzwischen zum Alltag. Viel zu 
lange wurde hier in NRW nicht offen darüber disku-
tiert. 

(Beifall von der LINKEN) 

Leider fehlt es auch in den Statistiken der Landes-
regierung. Es gab seit 2004 Todesopfer rechter 
Gewalt in Dortmund: drei Polizisten und der Punk 
Thomas Schulz, der von dem Neonazi Sven Kahlin 
erstochen wurde, der jetzt schon wieder wegen 
rechter Gewalttaten verhaftet wurde. 

(Beifall von der LINKEN) 

Aus Dortmund-Dorstfeld musste eine Familie nach 
Thüringen reisen, um sich Unterstützung zu suchen, 
weil sie seit Monaten von den Neonazis mit 
Morddrohungen überzogen wird, weil die Fenster 

ihrer Wohnung eingeschmissen werden. Auch an-
dere Opfer haben sich an Opferberatungsstellen in 
anderen Ländern gewandt. Das ist und bleibt kein 
haltbarer Zustand; das muss aufhören. Wir brau-
chen eine gut qualifizierte Opferberatung auch hier 
in NRW.  

(Beifall von der LINKEN) 

Wir hatten vor einiger Zeit eine Anfrage an die rot-
grüne Landesregierung gestellt, wie sie es mit der 
Opferberatung hält. Da wurde zuerst geantwortet, 
der Weiße Ring, die Polizeidienststellen könnten 
das machen – das können sie eben nicht –, man 
bräuchte keine Beratungsstellen für Opfer rechter 
Gewalt.  

Nun können wir erfreut zur Kenntnis nehmen, dass 
die Regierung, nachdem erst wir und dann die Grü-
nen einen Haushaltsantrag zu dem Titel einge-
bracht haben, tatsächlich 300.000 € für Beratungs-
stellen für Opfer rechter Gewalt in den Haushalt 
einstellt.  

(Beifall von der LINKEN) 

Das finde ich erst mal sehr lobens- und begrüßens-
wert.  

Dennoch muss man sich fragen, warum der vorlie-
gende Antrag, mit dem Mindeststandards gesetzt 
werden sollen, Mindeststandards, die ausformulie-
ren, wie diese Beratungsstellen arbeiten sollen, da-
mit die Qualitätsstandards, die in den anderen Bun-
desländern eingehalten werden, auch hier gewähr-
leistet werden, vermutlich heute von SPD und Grü-
nen abgelehnt wird.  

Es hätte die Möglichkeit gegeben, weitere Stan-
dards hineinzuformulieren. Es hätte die Möglichkeit 
gegeben, mit Änderungsanträgen zu arbeiten und 
zu sagen, wir fordern den Minister – es ist Innenmi-
nister Jäger, obwohl nachher Frau Schäfer redet – 
oder die Ministerien auf, interdisziplinär zusammen-
zutragen, wie diese Konzepte entstehen sollen. 
Aber nein, unser Antrag wird einfach abgelehnt.  

Frau Brems hat heute Morgen hier gesagt, es geht 
nicht darum, wer als erster etwas gemacht hat, son-
dern es entwickelt sich langsam das Gefühl, dass 
die Landesregierung nicht möchte, dass irgendje-
mand anders etwas zuerst macht oder auch mit ihr 
offensiv ins Gespräch darüber eintritt, wie man et-
was umsetzen kann. Vielmehr wird alles, was nicht 
originär von SPD und Grünen stammt, irgendwie 
weggebissen. 

(Beifall von der LINKEN – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Das stimmt doch gar nicht!) 

Das kann ich leider nicht verstehen, meine Damen 
und Herren, nicht bei diesem wichtigen, zentralen 
Thema.  

Präsident Eckhard Uhlenberg: Frau Abgeordne-
te, Ihre Redezeit geht zu Ende.  
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Anna Conrads (LINKE): Ja, ich komme zum Ende. – 
Es ist mir absolut unverständlich, wie man solche An-
träge wegstimmen kann, anstatt mit Änderungsan-
trägen zu arbeiten und frühzeitig in Kontakt zu treten. 
Das müssen Sie auch der Öffentlichkeit erklären, das 
müssen Sie den Opfern rechter Gewalt vor Ort erklä-
ren.  

Ich kündige jetzt schon an, dass wir im Innenaus-
schuss regelmäßig um Bericht bitten werden, wie 
weit die Umsetzung der Opferberatungsstellen ge-
diehen ist und welche Standards zugrunde gelegt 
werden. – Vielen Dank. 

(Beifall von der LINKEN) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete Conrads. – Für die CDU-Fraktion 
spricht der Abgeordnete Lehne. 

Olaf Lehne (CDU): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Der Antrag der Linken ist nicht mal so viel wert 
wie das Klopapier, das der Linke in Rostock im Rat-
haus geklaut hat.  

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Eijeijei, das geht 
aber tief in die Kloschüssel!) 

Es wird hier nicht verwundern, aber der Antrag der 
Linken zur Einrichtung von Beratungsstellen für Op-
fer rechter Gewalt wird nicht die Unterstützung der 
CDU-Fraktion erhalten.  

Eine umfassende und funktionierende Opferbera-
tung seitens der Behörden und ehrenamtlichen 
Hilfsorganisationen wollen auch wir. Nur, Sie ver-
kennen, dass es schon solche gibt. Nehmen wir nur 
mal die Stadt Düsseldorf! Wenn ich hier Opfer eines 
Gewaltverbrechens werden würde, habe ich eine 
ganze Reihe von Beratungsstellen, die ich anlaufen 
könnte. Hier gibt es Opferberatung jeder Art; im 
Folgenden ein paar Beispiele:  

Frauenberatungsstelle Düsseldorf e. V., ProMäd-
chen – Mädchenhaus Düsseldorf e. V., AWO-
Familienglobus gGmbH, Jugendamt Düsseldorf und 
Frauenhaus Düsseldorf, für Migranten und Migran-
tinnen von der Diakonie, dem Caritas-Verband und 
der AGB. Für Homosexuelle wird vom Schwulen- 
und Lesbenverband ein Überfall-/Krisentelefon an-
geboten. Von der Gemeinschaft Lesben und 
Schwule Düsseldorf wird auch Beratung angeboten. 
Das Landgericht zum Beispiel gibt Beratung bei Ge-
richtsverfahren, Zeuginnen- und Zeugenberatung.  

(Wolfgang Zimmermann [LINKE]: Sie haben 
nicht verstanden, worum es geht!) 

Sie sehen, es gibt Beratungsmöglichkeiten in allen 
Bereichen und für alle Eventualitäten. All diese Bera-
tungsstellen arbeiten nicht etwa nebeneinanderher, 
sondern wirken in einem Opfer-Hilfe-Netzwerk zu-
sammen. So wird – ich kann es nur wiederholen – 

sowohl auf ehrenamtlicher Basis als auch seitens der 
staatlichen Behörden eine schnelle, reibungslose und 
adäquate Opferhilfe gewährleistet – eine Tatsache, 
die Sie, Frau Conrads, in Ihren Ausführungen nicht 
berücksichtigt haben. 

Auch wird von Ihnen zu Recht das Bundespro-
gramm „kompetent. für Demokratie“ angeführt. Hier 
wird im Falle von Konfliktsituationen mit rechtsext-
remistischen, fremdenfeindlichen und antisemiti-
schem Hintergrund gute Arbeit geleistet. Das Bun-
desprogramm arbeitet interdisziplinär in allen Berei-
chen der Gesellschaft. Es ist weit vernetzt und breit 
aufgestellt. Mit seinen fünf Beratungsstellen in Nord-
rhein-Westfalen ist das Bundesprogramm flächen-
deckend in unserem Bundesland vertreten. Regio-
nale Ansprechpartner gibt es in den Regierungsbe-
zirken Arnsberg, Detmold, Düsseldorf, Köln und 
Münster. Gleichzeitig sind in diesem Beratungs-
netzwerk des Bundes an die 30 Mitglieder vertreten, 
die sich ehrenamtlich für die Opferberatung einset-
zen.  

Nun komme ich zu dem Punkt, für den die Linken 
eigentlich den Antrag gestellt haben. Sie wollen 
wieder einmal den Popanz einer Verharmlosung 
und Verkennung rechtsextremistischer Aktivitäten in 
unserem Land aufblasen. Ich habe keinerlei Zweifel 
daran, dass die im Landtag vertretenen Parteien 
sowie die Landesregierung Rechtsextremismus als 
Gewalt ernst nehmen und etwa durch Bildungspro-
gramme des Landesinstituts für politische Bildung 
bekämpfen. Als jemand, der sich schon seit einiger 
Zeit für die Holocaust Mahn- und Gedenkstätte Yad 
Vashem einsetzt, verbitte ich mir auch einen sol-
chen Vorwurf.  

(Beifall von der CDU) 

Damit das ein für alle Mal geklärt ist, habe ich eine 
Kleine Anfrage gestellt, die bald veröffentlicht wird, 
mit dem Titel: Verharmlost die Landesregierung den 
Rechtsextremismus in Nordrhein-Westfalen?  

Das Perfide an Ihrem Antrag ist jedoch, dass Sie 
Opfer in zwei Klassen einteilen.  

(Beifall von der CDU) 

Sie sind sozusagen die neue Klassenpartei. Opfer 
von Rechtsextremen sind gute Opfer, und Opfer 
von Linksextremen sind schlechte Opfer. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Das ist nicht neu. Schließlich haben Sie immer wie-
der Mauertod und Stasiterror verharmlost. Schlim-
mer ist aber, dass Sie Kontakt zu linksextremen 
Gewalttätern pflegen und auch noch zu Straftaten 
wie dem Schottern aufrufen.  

Man sollte in das Bundesprogramm „kompetent. für 
Demokratie“ das Thema „Opfer von Linksextremis-
mus“ aufnehmen. Die verletzten Polizisten der 1.-
Mai-Krawalle würden es uns danken. 

(Beifall von der CDU und von der FDP)  
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Aber das werden Sie in diesem Leben wohl nicht 
mehr verstehen. Sie engagieren sich lieber in vom 
Verfassungsschutz beobachteten Organisationen 
wie der Roten Hilfe.  

Herr Innenminister Jäger ist leider nicht hier, aber 
auf seinem Ohr … 

(Zurufe) 

– Er ist doch da? Wunderbar. – Auf Ihrem Ohr sind 
Sie, betreffend den Linksextremismus, leider mehr 
als taub. Uns wundert es nicht. Denn diese Landes-
koalition von Rot-Grün unter kommunistischen 
Gnaden hat ja mit Ihrer Hilfe  

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Hören Sie auf, 
Quatsch zu erzählen!) 

und der Hilfe der nicht nur rothaarigen Regierungs-
präsidentin aus Köln die erste Koalition in Nord-
rhein-Westfalen mit Kommunisten unter Beteiligung 
der Grünen, Roten und Linken in Duisburg zustande 
gebracht.  

(Beifall von der CDU – Gunhild Böth [LINKE]: 
Sie haben noch immer nicht im Duden 
nachgelesen! – Rüdiger Sagel [LINKE]: Ein 
Gespenst geht um!) 

Sie, Herr Jäger, machen die Linken hoffähig, indem 
Sie gemeinsam mit Ihrer Regierungspräsidentin ei-
nen Linken zum Planungsdezernenten wählen las-
sen. Diesen Vorgang finde ich unglaublich. 

Sie ruinieren damit ferner die ehemalige Volkspartei 
SPD und sind hierbei noch Steigbügelhalter der 
PDS-Nachfolgeorganisation.  

(Beifall von der CDU – Unruhe von der 
LINKEN) 

Die Bevölkerung muss erfahren, dass es die … 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter, würden Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Yüksel zulassen? 

Olaf Lehne (CDU): Gleich. – Die Bevölkerung 
muss erfahren, dass es die Grünen und Roten die-
ser Landesregierung sind, die das Land an die Lin-
ken verkaufen, indem sie zum Beispiel über 
200.000 € für die Rosa-Luxemburg-Stiftung zur Ver-
fügung stellen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.  

(Beifall von der CDU – Rüdiger Sagel 
[LINKE]: Kennen Sie überhaupt die Gesetze 
des Landes?) 

Zwischenfrage? 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Ist jetzt vorbei. 

Vielen Dank. – Für die SPD-Fraktion spricht Herr 
Abgeordneter Stotko.  

Thomas Stotko (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich hätte die 
Zwischenfrage jetzt noch zugelassen. Ich weiß 
nicht, warum sie untergegangen ist, aber das ist 
nicht mein Problem.  

Herr Kollege Lehne – er hört jetzt nicht zu –, ich 
fühlte mich eben an eine Blockflötendiskussion aus 
der DDR erinnert. Die machen wir aber nicht mit; 
das will ich ganz deutlich sagen.  

Zu Beginn möchte ich etwas zu Frau Kollegin Con-
rads sagen, die nicht mehr da ist.  

(Michael Aggelidis [LINKE]: Sie ist da!) 

– Ach da! Entschuldigung! Sie trinkt etwas. – Frau 
Kollegin Conrads, ich wollte es Ihnen direkt sagen: 
Ich mache eine solche Diskussion über die Frage 
„rechte Gewalt, linke Gewalt, Gleichstellung von 
rechts oder links“ auch nicht mit. Aber ich will in die-
sem Parlament eines klargestellt haben: Dieses 
Parlament Nordrhein-Westfalen lehnt jede Gewalt 
ab, egal ob von rechts oder von links. Und dabei 
wird es bleiben. Das muss, glaube ich, klar sein. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – 
Michael Aggelidis [LINKE]: Das müssen Sie 
uns nicht sagen! – Rüdiger Sagel [LINKE]: 
Wir sind sowieso gegen jede Gewalt! – Bär-
bel Beuermann [LINKE]: Herr Stotko, bitte!) 

– Ja, das ist wunderbar, aber es war nötig, das noch 
einmal zu sagen. Ich sage es Ihnen ganz deutlich.  

(Michael Aggelidis [LINKE]: Das müssen Sie 
uns nicht sagen! Das ist nicht nötig! – Zuruf 
von Rüdiger Sagel [LINKE]) 

– Ja, das ist wunderbar, Herr Kollege. Selbst am 
Schluss, Kollege Sagel, schreien Sie so, als würden 
Sie noch immer wie in der letzten Periode sitzen: 
allein, hinten, auf Ihrem einzelnen Stuhl. Das hat 
sich irgendwie nicht geändert. 

Jetzt aber, meine linken Freunde … 

(Zurufe von der LINKEN: Oh!) 

Das Grundansinnen Ihres Antrages, Frau Kollegin 
Beuermann, unterstützen wir natürlich, nämlich 
dass Gewalt und Rechtsextremismus Probleme 
sind, die abzulehnen sind. Vorurteile gegen Men-
schen anderer Hautfarbe, Herkunft oder Religion 
sind leider alltäglich und betreffen weite Teile unse-
rer Gesellschaft bis hinein in die bürgerliche Mitte. 
Deshalb engagiert sich gerade die rot-grüne Lan-
desregierung seit dem letzten Jahr für mehr Tole-
ranz und Offenheit in unserer Gesellschaft. Das ge-
hört übrigens auch zu unserem Präventivansatz.  

Fast jeden zweiten Tag – daran wird zu Recht erin-
nert – wird eine rechtsextreme Gewalttat in Nord-
rhein-Westfalen verübt. Das ist zu viel. Dagegen 
müssen wir etwas tun. Deshalb muss man Opfern – 
im Übrigen jeder Art von Gewalt – helfen. Ich sage 
auch deutlich: Dabei ist für die Opfer rechter Gewalt 
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unbedingt mehr Hilfe erforderlich, als sie derzeit ge-
geben wird. Deshalb, Frau Kollegin Conrads – das 
werden Sie auch später noch einmal im Protokoll 
nachlesen können –, sage ich heute, dass die Ant-
wort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage, 
die ich kenne, in einem Bereich nicht teile, weil 
nämlich gesagt wird, dass man überhaupt keinen 
Bedarf an einer Beratung der Opfer rechter Gewalt 
sieht.  

(Beifall von der LINKEN) 

Ich bin mir zwar nicht sicher, wie die Betonung in 
dieser Kleinen Anfrage gelesen werden soll, doch 
ich sehe durchaus noch Defizite in Bezug auf die 
Opferberatung. Ich sehe diesbezüglich aber leider 
ein Defizit in Ihrem Antrag, nämlich hinsichtlich der 
Frage, wie wir das lösen.  

(Beifall von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

Sie haben vorhin gefragt, warum es uns so schwer-
fällt, Ihrem Antrag zuzustimmen. Das kann ich Ihnen 
sagen. In Ihrem Antrag steht erstens: Wir wollen 
das in Dortmund und in Aachen. – Ich frage Sie, wa-
rum. Nur weil dort viele Rechtsextreme sind? – Op-
fer rechter Gewalt gibt es in ganz Nordrhein-
Westfalen. Warum jetzt gerade in Dortmund und in 
Aachen?  

Wie soll die Arbeit ausgestaltet werden? – Sie sa-
gen, dazu stünde etwas drin. In Ihrem Antrag, falls 
Sie es vergessen haben, steht nur, dass ein toller 
Personalschlüssel erstellt werden soll. Zur Qualität 
der Arbeit, zur Frage der Vernetzung, zur Frage der 
Ausgestaltung steht überhaupt nichts in diesem An-
trag – und auch nichts zu der Frage, wie viele Opfer 
rechter Gewalt die vorhandenen Stellen eigentlich 
aufgesucht haben. Wie sieht es denn damit aus? 
Sind die dort gut oder schlecht beraten worden? – 
Das alles findet sich leider nicht in Ihrem Antrag.  

Sie haben über einen längeren Zeitraum empa-
thisch die Frage betont, warum denn hier einfach 
etwas weggestimmt wird. Das ist nicht der Fall. Sie 
müssen Anträge aber entweder vorher mit uns be-
sprechen, wenn Sie sie einbringen … 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter, würden Sie eine Zwischenfrage der Frau Ab-
geordneten Demirel von der Fraktion Die Linke zu-
lassen? 

Thomas Stotko (SPD): Ich bringe eben noch den 
Satz zu Ende. Das machen wir aber gleich.  

Sie sollten einen Antrag so formulieren – das wäre 
mir wichtig –, dass wir den gemeinsam tragen kön-
nen. Das ist in Ordnung. Wenn Sie das aber nicht 
tun, Frau Kollegin Conrads, dann reparieren wir den 
nicht noch mit Änderungsanträgen, beim besten 
Willen nicht. Wir, die SPD-Fraktion, sind der Auffas-
sung, dass evaluiert werden muss, wie die Beratun-

gen für Gewaltopfer in Nordrhein-Westfalen und 
insbesondere für Opfer rechter Gewalt aussehen. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Das sind doch alles 
Ausreden!) 

Wenn wir das haben, werden wir gemeinsam in ei-
nem großen Landesprogramm gegen Rechtsextre-
mismus dieses Problem lösen.  

Jetzt können wir gerne zur Zwischenfrage kommen, 
Herr Präsident. 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön, Frau 
Abgeordnete.  

Özlem Alev Demirel (LINKE): Danke schon, dass 
ich die Frage stellen darf. – Lieber Herr Kollege 
Stotko, Sie haben eben dargestellt, dass Sie keine 
Änderungsanträge machen, weil Sie irgendwie kei-
ne Beratungsmöglichkeiten haben  

(Thomas Stotko [SPD]: Nein, das habe ich 
nicht gesagt!) 

bzw. wenn wir nicht auf Sie zukommen. Der Antrag 
lag seit zehn Tagen vor. Zehn Tage lang hatten Sie 
die Möglichkeit, mit uns Gespräche zu führen und 
Änderungsanträge zu formulieren. Liegt das daran, 
dass Ihre Fraktion zehn Tage lang geschlafen hat? 
Oder warum formulieren Sie keine Änderungsanträ-
ge? Oder ist das wieder einmal nur eine plumpe 
Ausrede Ihrerseits? 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter, bitte schön. 

Thomas Stotko (SPD): Frau Demirel, dann wird es 
mir unangenehm, dass ich eine solche Zwischen-
frage erlaube. Das will ich Ihnen ganz deutlich sa-
gen. 

(Beifall von der SPD) 

Sie monieren, dass wir nicht zehn Tage lang auf Sie 
als Antragssteller zukommen? 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Carina Gödecke) 

Sie bemühen sich in diesem Parlament um eine 
Mehrheit für einen Antrag. Es ist Ihre Aufgabe, in 
diesem Parlament für eine Mehrheit zu sorgen.  

(Beifall von der SPD – Rüdiger Sagel 
[LINKE]: Das werden wir uns merken, Herr 
Stotko! Alles klar!) 

Und da manche Gelegenheiten, die Sie zu anderen 
Anträgen dazu nutzen wollten, nicht funktioniert ha-
ben, haben Sie die Zeit verpasst, mit uns über Inhal-
te zu verhandeln. Wenn Sie so weitermachen, wer-
de ich nicht nur keinen Spaß mehr an Zwischenfra-
gen von Ihnen haben, sondern sage auch: Dann 
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bekommen wir hier gar keine Anträge gemeinsam 
durch. 

(Özlem Alev Demirel [LINKE]: Das gilt nur für 
Sie! – Rüdiger Sagel [LINKE]: Man sieht sich 
immer zweimal!) 

Ich rufe Sie zu einer sachlichen Zusammenarbeit 
auf. Den heutigen Antrag haben Sie vergurkt. Sa-
gen Sie das den Beratungsstellen! – Besten Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Stotko. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Frau Kollegin Schäffer. 

Verena Schäffer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Herr Lehne, ich bin 
wirklich schockiert über Ihren unqualifizierten Bei-
trag. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie reden von Frauenberatungsstellen und Frauen-
häusern, die ja da seien und diese Aufgabe über-
nehmen könnten. Ich glaube, Sie haben nicht ver-
standen, worum es in diesem Antrag geht. Es geht 
nicht um Gewalt gegen Frauen, sondern es geht um 
Gewalt gegen Menschen, die von Rechtsextremen 
verfolgt werden. Die Frauenberatungsstellen und 
Frauenhäuser zeigen gerade, dass wir spezialisierte 
Angebote brauchen, und zwar nicht nur in diesem 
Bereich, sondern auch in dem Bereich, über den wir 
gerade reden, nämlich für Opfer von rechter Gewalt. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der 
LINKEN) 

Ich bin schon ein bisschen verwundert darüber, 
dass hier wieder eine Diskussion über Links- und 
Rechtsextremismus geführt wird, die rein ideolo-
gisch aufgeladen ist. Wir sollten nicht ideologisch 
diskutieren – das haben wir schon beim Antrag zur 
Extremismusklausel getan –, sondern eine sehr 
sachliche Debatte darüber führen, wie wir unsere 
staatliche, unsere gesellschaftliche Aufgabe über-
nehmen können, Bürgerinnen und Bürger vor Ge-
walt zu schützen und Menschen, die Opfer von 
rechter Gewalt geworden sind, bei ihrem Umgang 
mit diesen Gewalterfahrungen zu helfen. Wenn wir 
Gewalt schon nicht gänzlich verhindern können – 
ich glaube, jedem ist klar, dass wir das in vielen Tei-
len nicht können –, dann ist es zumindest unsere 
Aufgabe, Beratungs- und Unterstützungsangebote 
für von rechter Gewalt betroffene Personen ent-
sprechend bereitzuhalten. 

Und selbst Ihre Bundesfamilienministerin, Frau Kris-
tina Schröder, die sonst meistens recht schräge 
Ideen hat – die Extremismusklausel habe ich gerade 
schon angesprochen; die Programme gegen Links-
extremismus wurden bisher kaum abgerufen –, fi-
nanziert die Beratungsstellen für Opfer rechter Ge-

walt in den neuen Bundesländern weiter, die im Jahr 
2001 von Rot-Grün mit dem Bundesprogramm ge-
gen Rechtsextremis aufgelegt wurden. Dieses Pro-
gramm gibt es immer noch. In den neuen Bundes-
ländern werden damit zum einen die mobilen Bera-
tungsteams, zum anderen die Beratungsstellen für 
Opfer rechter Gewalt weiterhin gefördert, auch unter 
Frau Schröder von der CDU. 

Die mobilen Beratungsteams haben übrigens nicht 
die Aufgabe, Opfer von rechter Gewalt zu beraten, 
sondern gehen in die Kommunen, in denen es ein 
Problem mit Rechtsextremismus gibt, zum Beispiel 
in Schulen. Bei der Jugendfeuerwehr in Gladbeck 
hat es vor einiger Zeit einen entsprechenden Vorfall 
gegeben. Sie gehen dorthin und versuchen, mit den 
Akteuren nachhaltige Strategien zu entwickeln. De-
ren Aufgabe ist es eben nicht, Opfer zu beraten. 
Das machen Opferberatungsstellen derzeit in den 
neuen Bundesländern. 

Ich glaube, unsere Bundestagsabgeordneten haben 
damals, 2001, einen Fehler gemacht, als sie gesagt 
haben: In den neuen Bundesländern gibt es ein 
Problem mit Rechtsextremismus. – Ich muss ganz 
deutlich sagen, dass Rechtsextremismus kein rei-
nes Ostproblem ist, sondern dass rechtsextreme 
Übergriffe, rechte Gewalt auch hier ein sehr großes 
Problem darstellen. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der 
LINKEN) 

Wer sich ein bisschen mit dem Thema „Rechtsext-
remismus“ beschäftigt und regelmäßig die Nach-
richten dazu verfolgt, der weiß, dass fast jeden Tag 
in Nordrhein-Westfalen Außenwände von Jugend-
zentren mit Hakenkreuzen und anderen Nazisymbo-
len beschmiert werden, dass Fenster von Büros der 
demokratischen Parteien – davon sind wir alle be-
troffen – eingeworfen werden, dass Denkmale für 
NS-Opfer beschmiert und besprüht werden, so erst 
letzte Nacht in Wuppertal geschehen. Es ist heute 
Sachbeschädigung – das ist schlimm genug –, aber 
morgen ist es wieder ein Mensch, der Opfer von 
rechter Gewalt wird. 

Meine Vorrednerinnen haben schon gesagt, dass 
jeden zweiten Tag ein Mensch in Nordrhein-
Westfalen – die Dunkelziffer ist wahrscheinlich noch 
viel höher – Opfer rechter Gewalt wird, weil diese 
Person zum Beispiel einen Migrationshintergrund 
hat, weil sie alternativ gekleidet ist – das betrifft viele 
Jugendliche –, weil sie oder er schwul oder lesbisch 
ist oder weil sich die Person schlicht und einfach für 
eine demokratische Gesellschaft und gegen 
Rechtsextremismus engagiert. 

Deshalb finde ich es gut und richtig, dass die Frakti-
onen von SPD und Grünen im Haushaltsberatungs-
verfahren 300.000 € für die Einrichtung von zwei 
Beratungsstellen für Opfer rechter Gewalt in den 
Haushalt eingestellt haben. Die sind notwendig, die 
sind wichtig. Die Beratungsstellen für Opfer rechter 
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Gewalt brauchen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die in einem multiprofessionellen Team zusammen-
arbeiten, die spezialisierte Kenntnisse – ich betone 
„spezialisiert“, das ist ganz wichtig – über die Hin-
tergründe und Motive rechtsextremer Gewalt haben, 
die aufsuchend, parteilich und kostenlos Beratung 
anbieten, die lokale Intervention und Öffentlichkeits-
arbeit machen und die die Gewalttaten, die es in 
Nordrhein-Westfalen tatsächlich gibt, dokumentie-
ren. 

Ich möchte noch einmal an die Debatte in 2006 er-
innern, die wir in Deutschland im Vorfeld der WM 
geführt haben, weil gesagt wurde, es gebe in 
Deutschland potenzielle Gefahrenzonen für Men-
schen mit Migrationshintergrund. Ich sage: Damit es 
solche Zonen eben nicht gibt, damit sich Angst und 
Einschüchterung nicht breitmachen, brauchen wir 
spezialisierte Beratungsstellen, die vor Ort Solidari-
sierungsprozesse initiieren und mit den Akteuren 
sprechen können. Das ist eine ganz wichtige Arbeit. 
Wenn wir diese Beratungsstellen einrichten, dann 
stellen wir damit einen ganz wichtigen Baustein im 
Kampf gegen Rechtsextremismus her. – Danke. 

(Beifall von den GRÜNEN und von der 
LINKEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schäffer. – Für die Fraktion der FDP 
spricht der Kollege Engel. 

Horst Engel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Dieses Hohe Haus 
und natürlich auch die FDP-Fraktion verurteilen jede 
Form von extremistischer Gewalt. 

(Beifall von der FDP) 

Das war Konsens, solange ich hier zurückdenken 
kann. Deshalb stimmen wir – das wird Sie nicht 
verwundern, Frau Conrads – Ihrem Antrag insoweit 
zu, dass Nordrhein-Westfalen die Opfer rechter 
Gewalt nicht alleinlassen darf. Drei Ausrufezeichen 
dahinter. Aber – das klang hier schon mit der einen 
oder anderen unterschiedlichen Betonung an – das 
gilt auch für die Opfer linker Gewalt. Es darf nicht 
sein, dass linke Gewalt hier und da manchmal au-
genzwinkernd – so sage ich es mal – legitimes Mit-
tel von Protest darstellt. Das haben wir an der Stelle 
auch immer angebracht.  

Weil dieses Thema so vielschichtig ist, hätte der An-
trag eigentlich, Frau Conrads – das haben alle Red-
ner gesagt – in den Fachausschuss gehört. Wenn 
Sie diesen Antrag heute mit einer direkten Ent-
scheidung mehr oder weniger erledigen lassen wol-
len, werden wir aber nicht dagegen stimmen. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Engel. 

Horst Engel (FDP): Wir werden uns enthalten. – 
Bitte, schön, Frau Präsidentin. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Der Kollege 
Klocke würde Ihnen gerne eine Zwischenfrage stel-
len. 

Horst Engel (FDP): Gerne, Herr Klocke. Köln-
Nippes. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Genau. Danke, Herr En-
gel, dass Sie die Frage zulassen. – Mich würde inte-
ressieren, was Ihnen an Erkenntnissen konkret zu 
Opfern linker Gewalt vorliegt. Mir ist bekannt, dass 
es in dieser Hinsicht durchaus Ausschreitungen Lin-
ker gab und gibt, zum Beispiel wenn in Städten Au-
tos in Brand gesteckt werden. Das lehnen wir natür-
lich ab, wir verurteilen es. Aber was wissen Sie kon-
kret zu Opfern? Bei dem Begriff „Opfer“ gehe ich 
davon aus, dass es sich um Menschen handelt, die 
tätlich angegriffen werden. Was wissen Sie also 
über Opfer linker Gewalt? 

Horst Engel (FDP): Lieber Herr Klocke, ich emp-
fehle Ihnen, mal an einer Demonstration zum 1. Mai 
teilzunehmen. 

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Das machen wir 
jedes Jahr! Dort haben wir Sie aber noch nie 
gesehen! – Gunhild Böth [LINKE]: Ich möch-
te Sie einladen, einmal nach Wuppertal zu 
kommen, Herr Engel! – Weitere Zurufe von 
der LINKEN) 

Herr Klocke, ich empfehle Ihnen Dortmund. Diese 
Stadt ist hier zu Recht bereits genannt worden. 

(Zuruf von Arndt Klocke [GRÜNE]) 

– Wenden Sie sich an das Innenministerium. Da 
werden Sie perfekt betreut. Da erleben Sie Vorgän-
ge wie die, die wir hier beklagen. Da gibt es auch 
Verletzte. Ich habe an der letzten Demo vor drei 
Jahren teilgenommen. Ich habe mir vor Ort ange-
schaut, was da passiert. Es gibt in Dortmund zahl-
reiche Abendveranstaltungen, die von sehr enga-
gierten Menschen durchgeführt werden, unter ande-
rem auch mit Vertretern der evangelischen und der 
katholischen Kirche. Die Veranstalter bemühen sich, 
zu hinterfragen, warum beispielsweise in Dortmund 
ein solcher Schwerpunkt entstanden ist. 

Herr Klocke, das ist eine Empfehlung. Von Berlin 
will ich jetzt gar nicht erst erzählen. 

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Keine Antwort ist 
auch eine Antwort!) 

Manche Bilder, die man von dort sieht, erinnern 
schon an Straßenschlachten.  

Ich komme noch einmal zurück zu Frau Conrads: 
Sie können ja hier beantragen, dass wir über den 
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Antrag nicht in direkter Abstimmung befinden, son-
dern dass er in den zuständigen Fachausschuss 
überwiesen wird. In diesem Fall würden Sie sicher 
Einstimmigkeit erzielen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Ralf Mi-
chalowsky [LINKE]: Wohl nicht mehr!) 

Das sage ich Ihnen einfach voraus. Ich würde es 
Ihnen auch empfehlen. Wenn Sie aber auf direkter 
Abstimmung bestehen, werden wir nicht Nein sa-
gen, sondern uns enthalten, weil wir, was den 
Grundtenor des Antrags betrifft, Ihrer Auffassung 
sind. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Kollege Engel. – Für die Landesregierung 
spricht nun Frau Ministerin Schäfer. 

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Ju-
gend, Kultur und Sport: Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Im vorliegenden Antrag 
der Fraktion Die Linke wird auch aus Sicht der Lan-
desregierung zu Recht auf einen wichtigen Aspekt 
des politischen Extremismus hingewiesen, nämlich 
auf die Folgen politisch motivierter Kriminalität für 
die Opfer von Straftaten – in diesem Fall heiß disku-
tiert –, von rechtsextremer und rassistischer Gewalt.  

Dabei möchte ich gar nicht zwischen konkreter phy-
sischer Gewalt und Gewaltanwendung in Form von 
Einschüchterung und Hetzpropaganda differenzie-
ren. Beide Erscheinungsformen sind eine Schande 
und eine Herausforderung für unsere Demokratie. 
Vor allem aber bedeuten sie eine schwere Belas-
tung für die unmittelbar Betroffenen. 

Es ist aus gutem Grunde Konsens in unserem 
Land, Rechtsextremismus weiterhin konsequent 
abzuwehren. Dies wirksam zu tun bleibt eine zentra-
le Aufgabe von Politik und Zivilgesellschaft. Darin 
waren sich aber auch, glaube ich, alle Redner einig. 

In Nordrhein-Westfalen führen wir den Kampf gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus schwerpunkt-
mäßig über Prävention. So unterstützt zum Beispiel 
die Landeszentrale für politische Bildung in meinem 
Haus seit vielen Jahren engagiert die Aufklärungs-
arbeit über sämtliche Erscheinungsformen von 
Rechtsextremismus. Seit 2008 widmet sich die 
Landeszentrale zusätzlich – auch das wurde schon 
erwähnt – in Gestalt der von ihr gegründeten Lan-
deskoordinierungsstellen gegen Rechtsextremis-
mus einer wirksamen Prävention. Mit ihren fünf mo-
bilen Beratungsteams ist sie in den Regierungsbe-
zirken präsent. Daneben existieren weitere wichtige 
Angebote, etwa die Aussteigerprogramme zum 
Rechtsextremismus, die das Land anbietet bzw. un-
terstützt.  

Diese Präventionsstrategie hat sich bei uns be-
währt. Nordrhein-Westfalen ist weder eine Hoch-

burg rechter Gewalt, noch hat es bisher jemals eine 
einzige rechtsextreme oder auch nur rechtspopulis-
tische Partei geschafft, in diesen Landtag einzuzie-
hen. 

(Beifall von der CDU, von der SPD, von den 
GRÜNEN und von der FDP – Ralf Mi-
chalowsky [LINKE]: Die FDP ist doch drin!) 

Das soll auch in Zukunft so bleiben.  

Rechtsextreme Kriminalität und Gewalt durch vor-
beugende Maßnahmen zu verhindern ist für uns al-
so primär. Wenn es aber dennoch zu entsprechen-
den Übergriffen kommt, gilt den Opfern selbstver-
ständlich unsere Hilfe und unsere Unterstützung. 
Deshalb sind Opferschutz und Opferhilfe traditionell 
feste Bestandteile polizeilicher Arbeit in Nordrhein-
Westfalen. 

Auf lokaler und regionaler Ebene haben sich dabei 
nahezu flächendeckend auch kompetente und wirk-
same Kooperationen zwischen polizeilicher Opfer-
hilfe und externen Partnern aus dem Bereich der 
Landschaftsverbände, der Justiz sowie nichtstaatli-
cher Träger etabliert. 

Wir werden dieses breite Spektrum von aktivem Op-
ferschutz und Opferhilfe vor Ort auch weiterhin nach 
Kräften fördern.  

Wenn es jetzt darüber hinaus zwei weitere speziali-
sierte Beratungsstellen in Nordrhein-Westfalen ge-
ben soll, so wie SPD und Bündnis 90/Grüne es für 
den Haushalt 2011 beantragt und beschlossen ha-
ben, dann möchte ich das für die Landesregierung 
ausdrücklich begrüßen. Dies kann das bestehende 
regionale Angebot wunderbar, richtig und folgerich-
tig, ergänzen. 

Aber umso mehr – das ist meine abschließende 
Bemerkung – verwundert es mich dann, dass die 
Linken an der Verabschiedung des Haushaltes und 
an der Abstimmung über einzelne Anträge dazu 
nicht teilgenommen haben – dabei ist der Haushalt 
das wichtigste Gesetz eines Jahres –  

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Das kommt doch 
noch! – Bärbel Beuermann [LINKE]: Frau 
Schäfer, das kommt noch!) 

und sich jetzt über die Ablehnung beschweren. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU, von der SPD, von den 
GRÜNEN und von der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Schäfer. – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe daher die Beratung zum Tagesord-
nungspunkt 10.  
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Wir kommen zur Abstimmung über den Inhalt des 
Antrages Drucksache 15/1685. Die antragstellen-
de Fraktion Die Linke hat direkte Abstimmung bean-
tragt. Diese führen wir jetzt durch. Wer diesem An-
trag zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das ist die Fraktion Die Linke. – Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU. – Wer 
möchte sich enthalten? – Das ist die Fraktion der 
FDP. Damit ist der Antrag mit dem festgestellten 
Abstimmungsergebnis abgelehnt.  

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 10. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am 
Ende des heutigen Plenartages.  

Die nächste Sitzung findet statt am Mittwoch, den 
18. Mai 2011, 10 Uhr.  

Ich wünsche Ihnen einen schönen Nachmittag, ein 
gutes Wochenende und eine erholsame Osterzeit. 

Die Plenarsitzung ist geschlossen. 

Schluss: 16:16 Uhr 

_______________________________________
 

*) 
Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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